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Unterrichtung 
durch die deutsche Delegation in der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates 

über die Tagung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
vom 22. bis 26. April 1985 in Straßburg 

Während des ersten Teils ihrer 37. ordentlichen Sitzungspe-
riode erörterte die Parlamentarische Versammlung des Euro-
parates Berichte, behandelte die üblichen geschäftsordnungs-
mäßigen Vorgänge und faßte Beschlüsse zu folgenden The-
men: 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums, des Ständigen Ausschusses 
und des Ausschusses für die Beziehungen zu den nationalen 
Parlamenten und zur Öffentlichkeit 

Hierzu sprach Abg. Jäger (Wangen) (S. 3) 

Bericht des Ministerkomitees 

Politische Fragen 

— Die Lage in der Türkei 
Entschließung 840 (S. 10) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Frhr. Spies von Büllesheim (S. 7), 
Neumann (Bramsche) (S. 8) und Schwarz (S. 9) 

Rechtsfragen 

— Die Lage in Malta 
Entschließung 841 (S. 15) 

Hierzu sprachen die Abg. Schwarz (S. 11, S. 15) und Dr. Frhr. 
Spies von Büllesheim (S. 13) 

— Der Entwurf einer europäischen Konvention über die An-
erkennung der Rechtspersönlichkeit der internationalen 
nichtstaatlichen Organisationen 
Stellungnahme 123 (S. 40) 

Hierzu sprach Abg. Jäger (Wangen) (S. 39) 
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Wirtschaft und Entwicklung 

— Die europäischen Luftverkehrspolitiken 
Entschließung 839 (S. 6) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Holtz (S. 4) und Lemmrich 
(S. 5) 

Soziale Fragen 

— Die Verkürzung der Arbeitszeit im Rahmen des Kampfes 
gegen die Arbeitslosigkeit 

Hierzu sprachen die Abg. Büchner (S. 28, S. 32), Dr. Müller 
(S. 30), Dr. Rumpf (S. 31), Jäger (Wangen) (S. 33) und Zierer 
(S. 33) 

Wanderbewegungen, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen 

— Die Rückkehr der Wanderarbeitnehmer in ihre Herkunfts-
länder 
Empfehlung 1007 (S. 34) 

Hierzu sprach Abg. Böhm (Melsungen) (S. 33) 

Beziehungen zu den Parlamenten und zur Öffentlichkeit 

— Frauen in der Politik 
Empfehlung 1008 (S. 38) 

Hierzu sprachen die Abg. Frau Fischer (S. 36) und Dr. Müller 
(S. 37). 

Die Reden der deutschen Mitglieder der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates sind nachstehend im Wortlaut 
mit den Beschlüssen der Versammlung abgedruckt. 

Die Parlamentarische Versammlung des Europarates wählte 
Abg. Dr. Karl Ahrens erneut zu ihrem Präsidenten. 

Den turnusmäßigen Bericht des Ministerkomitees trug dessen 
amtierender Vorsitzender, der Bundesminister des Auswärti-
gen der Bundesrepublik Deutschland, Hans-Dietrich Gen-
scher, vor. 

Zur Versammlung sprachen der Generalsekretär des Europa-
rates, Marcelino Oreja, und der französische Minister für 
Arbeit, Beschäftigung und Berufsbildung, Michel Delebarre. 

Im Verlauf der Sitzungswoche stattete der Präsident des 
österreichischen Nationalrats, Anton Benya, der Parlamenta-
rischen Versammlung des Europarates einen Besuch ab. 

Bonn, den 3. Mai 1985 

Gerhard Reddemann, MdB 

Sprecher 

Dr. Karl Ahrens, MdB 

Stellvertretender Sprecher 
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Montag, 22. April 1985 

Tagesordnungspunkt: 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums, des Ständi

-

gen Ausschusses und des Ausschusses für die 
Beziehungen zu den nationalen Parlamenten 

und zur Öffentlichkeit 

(Drucksache 5394) 

Berichterstatter: Abg. Björck (Schweden) 

(Themen: Besuch einer Delegation der Versamm-
lung in Jugoslawien — Beziehungen zum Europäi-
schen Parlament — Beziehungen zum Ministerko-
mitee — Kandidaturen für die Europäische Men-
schenrechtskommission — Ausschußsitzungen au-
ßerhalb von Straßburg und Paris — Tätigkeit des 
Ausschusses für die Beziehungen zu den Parlamen-
ten und zur Öffentlichkeit — Dialog mit der Jugend 
— Öffentlichkeitsarbeit in den Mitgliedstaaten) 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
verehrten Kolleginnen! Meine Herren Kollegen! Mit 
Recht steht der Bericht über die Tätigkeit des Prä-
sidiums, der Ständigen Kommission und der Korn-
mission für die Beziehungen zu den nationalen Par-
lamenten und zur Öffentlichkeit traditionell an der 
Spitze aller Berichte einer Session. Gibt er doch 
Rechenschaft über das allgemeine Wirken des Eu-
roparats und vor allem seiner Parlamentarischen 
Versammlung, wie sie sich in den Augen der Öffent-
lichkeit darstellt. 

Der Bericht des Kollegen Björck, dem auch ich 
herzlich zu seiner Wahl zum Präsidenten der 
Gruppe der Europäischen Demokraten gratuliere, 
trägt dieser Aufgabe in ausgezeichneter Weise 
Rechnung. 

Es ist mir nicht möglich, zu der ganzen Fülle der in 
diesem Bericht angeschnittenen Fragen und Pro-
bleme Stellung zu nehmen. Lassen Sie mich aber 
einige Bemerkungen zur Öffentlichkeitsarbeit der 
Parlamentarischen Versammlung machen. 

Wie jedes nationale Parlament ist auch unsere Ver-
sammlung nur in dem Maße wirksam, in dem die 
Öffentlichkeit in unseren Ländern von unserer Ar-
beit Notiz nimmt. Ja, man könnte fast sagen, daß 
unsere Arbeit, die sich ja nicht in Gesetzen nieder-
schlägt, welche für den Bürger verbindlich sind, 
nutzlos ist, wenn sie nicht die Köpfe der Bürger 
unserer Länder erreicht und das öffentliche Be-
wußtsein beeinflussen kann. Eine nüchterne Ober-
prüfung dieser Frage zeigt, daß wir von dem Ziel, 
ein Faktor der politischen öffentlichen Meinung in 
Europa zu sein, noch meilenweit entfernt sind. Viele 
Medien und viele Zeitungen nehmen von unseren 
Sitzungen hier überhaupt keine Notiz, andere nur 
ganz am Rande. Und es ist schon ein Glücksfall, 

wenn sich einmal eine Sendung im Fernsehen oder 
eine größere Reportage in einer Zeitung mit unse-
rer Parlamentarischen Versammlung und ihrer Ar-
beit beschäftigt. 

Was können wir, j a, was müssen wir tun, um diesen 
an die Wurzel unserer politischen Wirksamkeit ge-
henden Übelstand zu beseitigen? Der Bericht des 
Kollegen Björck macht dazu einen begrüßenswer-
ten Vorschlag, daß nämlich das Land, dessen Mini-
ster den Vorsitz im Ministerkomitee führt, seine 
Arbeit im Europarat in besonderer Weise publizi-
stisch darstellt. Ich werde diesen Vorschlag dem ge-
genwärtigen Präsidenten, dem Minister Genscher, 
um so lieber ans Herz legen, als ich davon über-
zeugt bin, daß er ihn in gebührender Weise aufgrei-
fen wird. 

Auch der Generalsekretär, Herr Oreja, hat seit sei-
nem Amtsantritt Initiativen entfaltet, die sehr zu 
begrüßen sind. Ich möchte ihn darin bestärken, 
diese Initiativen zur besseren publizistischen Dar-
stellung der Arbeit des Europarats beharrlich wei-
terzuverfolgen. 

Ich möchte heute zusätzlich einen ganz konkreten 
Vorschlag unterbreiten, der freilich voraussetzt, daß 
der Generalsekretär finanziell dazu in den Stand 
gesetzt wird, ihn zu realisieren. Bitte prüfen Sie, ob 
nicht zu jeder Session der Parlamentarischen Ver-
sammlung Redakteure aus unseren Mitgliedslän-
dern als Gäste des Europarats eingeladen werden 
könnten. Diesen Journalisten sollte dann Gelegen-
heit geboten werden, Gespräche mit Mitgliedern 
der Versammlung aus den verschiedenen politi-
schen Gruppen zu führen, mit dem Präsidenten der 
Versammlung und dem Generalsekretär zusam-
menzutreffen, bei den stattfindenden Empfängen 
und sonstigen Veranstaltungen Gespräche mit 
wichtigen Persönlichkeiten aus dem Bereich des 
Europarats zu führen und sich schließlich auch 
durch Teilnahme an unseren Sitzungen unmittelba-
ren Eindruck von unserer Arbeit zu verschaffen. 

Dabei denke ich nicht an jene Journalisten, die so-
wieso bei uns sind, sondern vor allem an die Chefre-
dakteure großer regionaler oder überregionaler Zei-
tungen aus unseren Mitgliedstaaten, die oft nicht 
einmal wissen, was der Europarat tut. 

Ich bin ganz sicher, daß solche Besuche ihren Nie-
derschlag in der Berichterstattung der jeweiligen 
Zeitung oder der betreffenden Rundfunkanstalt fin-
den und auch dazu führen würden, daß die Berichte 
und Meldungen der ständigen Korrespondenten in 
Straßburg bereitwilliger übernommen werden und 
ihnen mehr Sendezeit oder mehr Platz in den Zei-
tungsspalten des jeweiligen Organs eingeräumt 
würde. 

Die großen Lebensfragen unserer Völker werden 
hier debattiert — Sir John Page hat eben davon 
gesprochen —, und zwar mit Sachkunde und Enga-
gement. Auch interessante, neue Ideen werden von 
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Ihnen, meine Damen und Herren Kollegen, oftmals 
zuallererst doch hier vorgetragen. Es ist schwer vor-
stellbar, daß Redakteure, die sich davon einen per-
sönlichen Eindruck verschafft haben, dem Europa-
rat und seiner Parlamentarischen Versammlung 
künftig nicht mehr Aufmerksamkeit schenken wer-
den. 

Die vielen interessanten und auch gut aufgemach-
ten Informationen, die von der Pressestelle des Eu-
roparats herausgegeben werden, können diese per-
sönlichen Kontakte mit Journalisten nicht erset-
zen. 

Herr Präsident, lassen Sie mich einen weiteren 
konkreten Vorschlag zu einem anderen Punkt des 
Berichts unseres Kollegen Björck machen, nämlich 
zu dem Thema der Begegnung mit der Jugend. Ich 
darf Sie davon informieren, meine Damen und Her-
ren, daß es die deutsche Delegation vor zwei Jahren 
bei ihrem Parlament, dem Deutschen Bundestag, 
durchgesetzt hat, daß jeder Abgeordnete, der der 
deutschen Delegation angehört, einmal im Jahr 
eine Besuchergruppe auf Kosten des Deutschen 
Bundestages hierher nach Straßburg bringen kann. 
Ich selber habe im vergangenen Herbst eine solche 
Besuchergruppe, eine Gruppe von jungen Men-
schen, hierherbringen können, die einen ganz nach-
haltigen Eindruck von unserer Arbeit gewinnen 
konnte und Gelegenheit hatte, das, was ich vorhin 
bezüglich der Journalisten sagte, hier in einer Sit-
zung der Parlamentarischen Versammlung nachzu-
vollziehen. 

Ich möchte die Kolleginnen und Kollegen der ande-
ren Delegationen bitten, zu prüfen, ob sie nicht ähn-
liche Wünsche an ihr nationales Parlament richten 
wollen. Die Verwirklichung dieses Gedankens auch 
nur in einem Teil unserer Mitgliedsländer würde 
die Zahl der jungen Menschen bedeutend vermeh-
ren, die Gelegenheit erhalten, die Arbeit unserer 
Parlamentarischen Versammlung persönlich zu er-
leben. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich damit 
schließen, daß ich den Generalsekretär und die 
Kommission ermuntere, in ihrem verdienstvollen 
Bestreben fortzufahren, dem Bürger und vor allem 
der Jugend direkt oder durch Presse und Massen-
medien die Arbeit des Europarats nahezubringen, 
die ein Unterpfand für eine freiheitliche Zukunft 
dieser Bürger, gerade dieser jungen Bürger ist. 

Tagesordnungspunkt: 

Die europäischen Luftverkehrspolitiken 

(Drucksache 5383) 

Berichterstatter: Abg. Björck (Schweden) 

(Themen: Memorandum über die Tarifgestaltung im 
Nordatlantikraum — COMPAS -Bericht — Zweites 
Memorandum der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften über die Zivilluftfahrt — Reaktion 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften — Li-
beralisierung des Luftverkehrs in den Vereinigten 

Staaten — Neues bilaterales Abkommen zwischen 
den Niederlanden und dem Vereinigten Königreich 
— Entwicklungen bei den Luftverkehrsgesellschaf-
ten — Eine liberalere Luftverkehrspolitik in Europa 
— Zukünftige Maßnahmen — Tätigkeit der Euro-
päischen Zivilluftfahrtkonferenz (ECAC) — Luft-
verkehrskontrolle) 

Dr. Holtz (SPD): Danke schön, Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Der Kollege Björck for-
dert in seinem bemerkenswerten Bericht eine Re-
form des Luftverkehrssystems. Nach seinen Vor-
stellungen soll der Luftverkehr durch eine ver-
stärkte europäische Zusammenarbeit und durch 
mehr Wettbewerb in Europa moderner, flexibler 
und verbraucherfreundlicher werden. Ich freue 
mich, daß diese Ideen voll ihren Niederschlag in 
dem Resolutionsentwurf gefunden haben. 

In der Tat: Es wäre begrüßenswert, wenn in das bis-
herige System Flexibilität eingeführt würde, die 
beispielsweise zu einem erweiterten und kosten-
günstigeren Angebot von Flugverbindungen führt. 
Zwar trifft es zu, daß die Fluggesellschaften auf 
wesentliche Kostenfaktoren wie Treibstoff, Gebüh-
ren für Flughafenrechte und Luftverkehrskontrolle 
keinen Einfluß haben. Aber eine Studie, die im Auf-
trag der Europäischen Kommission erstellt worden 
ist, hat ergeben, daß immerhin 40 % der Kosten von 
den Gesellschaften selbst gestaltet werden können, 
so daß die Zulassung einer verstärkten Konkurrenz 
durchaus zu einer Verringerung der Kosten für den 
Benutzer führen kann. 

Dabei sind allerdings die Bedenken zu berücksichti-
gen, die mit Hinweis auf den in den USA einge-
schlagenen Weg des „open sky" immer wieder vor-
gebracht werden. Es kann in Europa nicht darum 
gehen, eine ungehemmte Konkurrenz einzuführen, 
die letztlich nicht im Interesse des Verbrauchers 
liegt, der auch an Sicherheit und Kontinuität der 
angebotenen Leistungen interessiert ist. Ebenso 
kann eine solche Regelung nicht im Interesse der 
Beschäftigten liegen, deren Arbeitsplätze, wie sich 
woanders gezeigt hat, langfristig gefährdet werden 
können. Ich spreche mich auch eindeutig gegen 
Dumping-Praktiken aus, wie sie von einigen ost-
asiatischen oder auch Ostblock-Carriern des öfte-
ren praktiziert wurden bzw. werden. 

Zu begrüßen ist deshalb, wenn über neue Regelun-
gen und Rahmenabkommen der Weg für eine all-
mähliche Öffnung des bisherigen Systems zu mehr 
Wettbewerb geebnet wird, ohne daß das Gefüge der 
bestehenden bilateralen Regelungen grundsätzlich 
in Frage gestellt wird. Die Europäische Zivilluft-
fahrtkonferenz weist in ihrem Compas-Bericht in 
die richtige Richtung, wenn sie einerseits für ein 
multilaterales Rahmenabkommen — u. a. über Ta-
rife, Kapazitäten und Flugrouten — plädiert, dieses 
Rahmenabkommen aber bilateral umgesetzt sehen 
möchte. 

Ich ziehe also folgendes Fazit: mehr Flexibilität des 
Marktes, aber keine Unordnung und kein Wildern; 
mehr Wettbewerb, aber keine Entregulierung wie in 
den USA und kein Dumping; mehr Verbraucher- 
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freundlichkeit, aber nicht auf Kosten der bei den 
Fluggesellschaften beschäftigten Arbeitnehmer; 
günstigere Tarife, aber nicht auf Kosten der Sicher-
heit. 

Die Flexibilisierung, die angestrebt werden sollte, 
ist kein Selbstzweck, sondern sollte immer als das 
gesehen werden, was sie auch im Interesse einer 
europäischen Integration ist: als ein Instrument, um 
die Dienstleistungen gegenüber dem Verbraucher 
und die Leistungsfähigkeit der Fluggesellschaften 
zu verbessern. 

Die Mitgliedstaaten des Europarates und der Euro-
päischen Zivilluftfahrtkonferenz werden in der Ent-
schließung aufgefordert, in Fragen der Luftsiche-
rung und der Sicherheit im allgemeinen eine bes-
sere Zusammenarbeit zu verwirklichen. Ich be-
dauere sehr, daß seitens Großbritanniens keine Be-
reitschaft besteht, EUROCONTROL weiter zu stär-
ken. 

In diesem Zusammenhang halte ich es für geboten, 
auch kurz auf die Diskussion einzugehen, die vor 
ein paar Tagen über das künftige Freund-Feind-
Identifizierungssystem der NATO entbrannt ist. 
Das jetzige System ist — so sagen die Experten — 
veraltet. Es soll dazu dienen, eigene Flugzeuge von 
denen des Gegners durch Funksignale zu unter-
scheiden. Im dichten Luftverkehr über Europa ist 
dieser Einsatz aus Sicherheitsgründen nur be-
schränkt möglich. 

Die Amerikaner wünschen eine Weiterentwicklung 
unter der Bezeichnung Mark 15 im sogenannten 
D-Band-Bereich, der auch vom zivilen Radarver-
kehr genutzt wird. Ein deutsches Unternehmen ar-
beitete an einem „Capris" genannten System auf 
dem E/F-Band, das den Vorteil hat, für den militäri-
schen Radarverkehr reserviert zu sein. Ich hoffe, 
daß sich bei diesem Streit nicht nur rein ökonomi-
sche Gesichtspunkte — etwa unseres besten Ver-
bündeten — durchsetzen. 

Was bleibt für unser Thema? Erstens. Dem Bericht-
erstatter ist zuzustimmen: Die Sicherheit im Flug-
verkehr verdient allerhöchste Priorität; deshalb ist 
gerade in diesem Bereich eine bessere Zusammen-
arbeit auf europäischer Ebene nötig. 

Zweitens. Das neue Freund-Feind-Identifizierungs-
system muß einerseits den Erfordernissen der 
Streitkräfte genügen, andererseits aber zugleich die 
zivile Luftsicherheit gewährleisten. Gerade darauf 
sollten wir Parlamentarier drängen. 

Danke schön, Herr Präsident. 

Lemmrich (CDU/CSU): Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Der Luftverkehr in Europa wird reguliert 

— durch bilaterale Abkommen zwischen einzelnen 
Staaten 

— durch strikten staatlichen Genehmigungsvorbe-
halt für die anzuwendenden Tarife und die anzu-
fliegenden Flughäfen 

— durch Poolabkommen zwischen den Luftfahrt-
gesellschaften, in denen die Einnahmen und Ka-
pazitäten im einzelnen aufgeteilt werden. 

Die Empfehlungen unseres schwedischen Kollegen 
Björck erhoffen sich von einer Liberalisierung des 
innereuropäischen Verkehrsmarktes eine verbes-
serte Situation für den Verbraucher. Die Frage wird 
jedoch dabei sein, ob sich diese Hoffnungen wirk-
lich erfüllen, die europäischen Luftfahrtgesellschaf-
ten dabei in Takt bleiben und das umfassende 
Streckennetz gesichert bleibt. 

Die Europäische Gemeinschaft, deren Kommission 
und Parlament befassen sich zur Zeit eingehend 
mit einer neuen europäischen Luftverkehrspolitik. 
Im Memorandum Nr. 2 wurde sie formuliert und 
hat das Ziel, die vorhandene Marktordnung zu Lok-
kern und flexibler zu gestalten. 

Großbritannien und die Niederlande wünschen dies 
seit langem. Italien und Griechenland sind hinge-
gen ablehnend und nehmen damit die Gegenposi-
tion ein. 

Die übrigen EG-Staaten wie u. a. Frankreich und 
Deutschland verhalten sich gegenüber den EG-Vor-
schlägen zurückhaltend. Da in diesem Bereich der 
EG-Politik Einstimmigkeit geboten ist, dürfte der 
Weg zu einer Einigung lang sein. 

Der Berichterstatter spricht in seiner Empfehlung 
davon, daß „der innereuropäische Luftverkehrs-
markt inzwischen ausgereift ist". Damit bestätigt er 
aber auch, daß das bestehende System eine die In-
teressen aller Beteiligten berücksichtigende Ent-
wicklung ermöglicht hat. Der im gegenwärtigen Sy-
stem verankerte bilaterale Interessenausgleich hat 
die Entwicklung von Tarifstrukturen gefördert, die 
den spezifischen Besonderheiten der jeweiligen bi-
lateralen Märkte Rechnung tragen. Die in der Tat 
aufgetretenen tariflichen Neuerungen sowie der be-
stehende Wettbewerbsdruck sind im Rahmen des 
bestehenden bilateralen Systems ermöglicht wor-
den. Der Verbraucher hat davon seinen Nutzen. Die 
Fluggesellschaften haben gezeigt, daß sie in der 
Lage sind, die Bedürfnisse des Marktes zu erken-
nen. 

Man sollte die von der Liberalisierung erhofften 
Effekte nicht überschätzen. Gemessen an den Be-
triebskosten können die derzeitigen Flugtarife 
nicht als überhöht betrachtet werden, wie aus den 
Jahresabschlüssen der Fluggesellschaften hervor-
geht. 

Im Blick auf den Verbraucher und einen angemes-
senen Flugkomfort, aber auch im Blick auf die Si-
cherheit ist es wichtig, daß die Fluggesellschaften 
sich in einer ordentlichen finanziellen Lage befin-
den und in der Lage sind, die Erneuerung ihrer 
Flotten rechtzeitig vorzunehmen. Dies liegt aber 
auch im Interesse der europäischen Flugzeugin-
dustrie. Das amerikanische Beispiel ist da nicht er-
mutigend. 

Es besteht auch ein Zusammenhang mit der gesam- 
ten Verkehrspolitik und der Preisbildung z. B. bei 
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den Eisenbahnen, die durch Hochgeschwindigkeits-
bahnen wie TGV in Frankreich zum Konkurrenten 
des Luftverkehrs werden. Dies wichtige Problem 
wird in dem Bericht nicht angesprochen. 

Der Berichterstatter geht in seiner Empfehlung 
auch auf die Luftverkehrssicherheit ein und die Be-
deutung von Eurocontrol. Eurocontrol ist in seiner 
Zielrichtung einer echten europäischen Zusammen-
arbeit in der Luftsicherung gescheitert. Einige der 
Vertragsunterzeichner waren nicht bereit, Teile ih-
rer Lufthoheitsrechte an diese europäische Institu-
tion abzutreten. 

Mein deutscher Kollege Holtz hat das Flugzeug -
Identifikationssystem der NATO angesprochen und 
seine Auswirkung auf die zivile Luftfahrt. 

Erst sah es so aus, daß Frankreich und Großbritan-
nien gemeinsam mit Deutschland für das System 
von Siemens seien. In Dulles/USA rückten aber 
beide davon ab und ließen Deutschland alleine ste-
hen. 

Die deutsche Bundesregierung wird aber kein Iden-
tifikationssystem genehmigen, das die zivile Luft-
fahrt gefährdet. 

Bei den Bemühungen des Berichtes unseres Kolle-
gen Björck ist zu begrüßen, daß er entschieden für 
eine enge Zusammenarbeit zwischen EG, der ECAC 
(Europäische Zivilluftfahrtkonferenz von 22 Staa-
ten) und dem Europarat eintritt, weil nur so verhin-
dert werden kann, daß sich langfristig die Luftfahrt-
systeme in Europa zum Schaden aller auseinander-
entwickeln. 

Erforderlich ist eine Politik, die den Interessen aller 
Beteiligten gerecht wird. Dies kann politisch nur 
ein Mittelweg sein. 

Entschließung 839 (1985) 

betr. die Luftverkehrspolitiken in Europa 

Die Versammlung 

1. nimmt Bezug auf den Bericht ihres Ausschus-
ses für Wirtschaft und Entwicklung über die 
Luftverkehrspolitiken in Europa (Dok. 5383); 

2. vertritt die Ansicht, daß der innereuropäische 
Luftverkehrsmarkt inzwischen so ausgereift 
ist, daß ein erhöhter Wettbewerb zwischen den 
Luftverkehrsgesellschaften innerhalb der 
durch die Sicherheitsbestimmungen gesetzten 
Grenzen den Interessen dieser Gesellschaften 
wie auch der Verkehrsnutzer am besten dienen 
kann; 

3. begrüßt in diesem Zusammenhang die jüng-
sten Entwicklungen im Rahmen der Europäi-
schen Zivilluftfahrtkonferenz (ECAC), der Eu-
ropäischen Gemeinschaften sowie des Interna-
tionalen Luftverkehrsverbandes (IATA), wo-
durch ein erhöhter Wettbewerb und tarifäre 
Neuerungen in der europäischen Luftverkehrs-
industrie ermöglicht werden; 

4. erinnert daran, daß die zwischen Luftverkehrs-
gesellschaften geschlossenen Poolverträge 
über die Aufteilung von Einnahmen und Kapa-
zitäten die Konkurrenz zwischen diesen Gesell-
schaften in unzulässiger Weise einschränken 
können und daß ausreichende Garantien ge-
währt werden sollten, damit sichergestellt ist, 
daß solche Verträge nicht auf Kosten der Ver-
kehrsnutzer angewandt werden; 

5. ist der Meinung, daß die in dem Zweiten Memo-
randum der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften über die Zivilluftfahrt enthalte-
nen Vorschläge eine konstruktive Grundlage 
für die Verabschiedung von Maßnahmen dar-
stellen, die zu größerer Flexibilität und ver-
stärktem Wettbewerb in bezug auf Tarifgestal-
tung, Marktzugang, Flugstreckenausbau und 
Kapazitätskontrolle sowie zu anderen, stärker 
verbrauchsorientierten Politiken, führen sol-
len; 

6. unterstreicht die Notwendigkeit einer engeren 
europäischen Zusammenarbeit in Luftver-
kehrsfragen auf der Ebene aller Mitgliedstaa-
ten der ECAC und des Europarates, damit ein 
für alle diese Staaten verbindliches Luftver-
kehrssystem errichtet werden kann, das in-
novationsfreudigere, wirksamere und stärker 
verbraucherorientierte Politiken ermöglichen 
sollte; 

7. unterstreicht die Bedeutung, die einer Stär-
kung der Zusammenarbeit zwischen der Ver-
sammlung und dem Europäischen Parlament 
zukommt, um ein solches Luftverkehrssystem 
in Europa zu errichten; 

8. fordert die ECAC auf, eine Erklärung über eine 
innereuropäische Luftverkehrspolitik abzuge-
ben und dabei u. a. die in dem Bericht über den 
Wettbewerb im innereuropäischen Luftverkehr 
(COMPAS-Bericht) entwickelten Gedanken zu 
berücksichtigen; damit ein innovativeres, wett-
bewerbsfähigeres und effizienteres Luftver-
kehrssystem in allen Mitgliedstaaten der ECAC 
und des Europarates gefördert werden kann; 

9. fordert die ECAC und ihre Mitgliedstaaten auf, 
der Kommission der Europäischen Gemein-
schaften zu gestatten, an den Arbeiten der 
ECAC uneingeschränkt teilzunehmen; 

10. fordert die Regierungen der Mitgliedstaaten 
des Europarates und der ECAC auf: 
i. ein europäisches Luftverkehrssystem zu 

fördern, das in stärkerem Maße verbrau-
cherorientiert ist und sich von den derzeit 
im Rahmen der ECAC erörterten Konzep-
tionen und den im COMPAS-Bericht ent-
haltenen Überlegungen sowie von dem 
Zweiten Memorandum der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften über 
die Zivilluftfahrt leiten läßt, wobei insbe-
sondere die Einführung einer größeren 
Flexibilität und eines fairen Wettbewerbs 
in bezug auf Tarifgestaltung, Marktzugang, 
Flugstreckenausbau und Kapazitätskon-
trolle zu berücksichtigen ist; 
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ii. Politiken zu fördern, die zu einer Senkung 
der Lande-, Stand- und Überfluggebühren 
und der Kosten der Flughafendienstlei-
stungen führen; 

iii. den Luftverkehr innerhalb Europas auszu-
bauen, indem der Zugang der Luftver-
kehrsgesellschaften — einschließlich der-
jenigen, die zusätzliche Leistungen anbie-
ten — zu neuen oder bestehenden Flug-
strecken erleichtert wird, wenn Rechte, die 
im Rahmen bilateraler Verträge bestehen, 
nicht genutzt werden und/oder wenn die 
betreffenden nationalen Gesellschaften an 
der Nutzung dieser Routen nicht interes-
siert sind; 

iv. überflüssige tarifäre Beschränkungen im 
Charterverkehr zu beseitigen und den 
Chartergesellschaften unter Berücksichti-
gung der grundlegenden Unterschiede zwi-
schen Linien- und Charterflügen die Mög-
lichkeit zu geben, ihre Aktivitäten weiter-
zuentwickeln, wobei es gleichzeitig ausrei-
chende Garantien dafür geben muß, daß 
ein beständiger, zuverlässiger und sicherer 
Luftverkehrsservice sichergestellt ist; 

v. die Arbeiten der ECAC im Bereich der Si-
cherheit des Luftverkehrs und der Verein-
fachung oder Abschaffung der Formalitä-
ten für die Zollabfertigung der Passagiere 
unter gebührender Beachtung der Sicher-
heitsvorschriften zu unterstützen; 

vi. eine echte europäische Integration im Be-
reich der Luftverkehrskontrolle herzustel-
len, indem eine Koordinierung zwischen 
den für die Flugüberwachung zuständigen 
nationalen Behörden und internationalen 
Experten von EUROCONTROL — einem 
Gremium, das von einer begrenzten An-
zahl europäischer Regierungen finanziert 
wird und diesen gegenüber verantwortlich 
ist — sichergestellt wird, damit die Sicher-
heit erhöht, eine optimale Luftraum- und 
Treibstoffnutzung gefördert und gleichzei-
tig Verspätungen, Umwegflüge, Flugver-
schiebungen, Flugannulierungen und die 
daraus entstehenden Kosten verringert 
werden; 

vii. sich weiterhin besonders für eine Verrin-
gerung der durch den Luftverkehr verur-
sachten Lärmbelästigung und Luftver-
schmutzung entsprechend den früheren 
Empfehlungen der Versammlung einzuset-
zen. 

Dienstag, 23. April 1985 

Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in der Türkei 

(Drucksache 5378) 

Berichterstatter: Abg. Steiner (Österreich) 

(Themen: Aufhebung des Kriegsrechts in mehre-
ren Provinzen — Bekämpfung des Terrorismus — 
Verfassungsrechtliche Hindernisse für eine allge-
meine Amnestie — Stand der Pressefreiheit — Drei-
parteienausschuß zur Untersuchung der Lage in 
den Gefängnissen — Situation an den Universi-
täten — Lage der Minderheiten — Wirtschaftspro-
bleme) 

Dr. Frhr. Spies von Büllesheim (CDU/CSU): Herr Prä-
sident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Zu-
nächst möchte ich den beiden Herren Berichterstat-
tern für ihren guten, ausgewogenen und auch sehr 
zurückhaltend formulierten Bericht sehr herzlich 
danken. Daß zwei so profilierte Persönlichkeiten 
unserer Versammlung wie der Kollege Steiner und 
der Kollege Stoffelen zu weitgehend übereinstim-
menden Schlüssen hinsichtlich der Situation in der 
Türkei und der noch offenen Wünsche an die Tür-
kei kommen, ist ein Zeichen der Veränderung, die 
im letzten Jahr eingetreten ist. Auch wenn es jetzt 
noch, wie wir soeben wieder gehört haben, möglich 
ist, daß sich Mißklänge — auch unnötige Mißklänge 
— in unsere Debatte einschleichen, so kann man 
doch feststellen, daß sich in Erörterungen der Situa-
tion in der Türkei insgesamt doch ein anderes 
Klima entwickelt hat, als es noch vor einem Jahr 
gegeben war. Und diese Veränderung des Klimas 
ist erklärlich. Denn die Berichte weisen Fortschritte 
im Hinblick auf die Verwirklichung der Freiheit des 
einzelnen, im Hinblick auf die Verwirklichung der 
Freiheit der Organisationen und im Hinblick auf 
die Rückkehr zur Demokratie, die vollständige 
Rückkehr zur Demokratie aus; die Beispiele sind in 
den Berichten angeführt. 
Unsere geschätzten türkischen Kollegen hatten j a 
— das muß man einmal offen sagen — in dieser 
Versammlung — eine schwere Zeit. Sie haben nach 
zwei Seiten gekämpft: Als Mitglieder dieser Ver-
sammlung waren sie sich der Grundsätze, nach de-
nen diese Versammlung zu urteilen hat, besonders 
bewußt. In eben diesem Bewußtsein haben sie hier 
um Verständnis für die Situation in ihrem Land 
geworben. Sie haben das für ihr Land getan und 
dabei auch so manches ertragen — auch in der Dis-
kussion mit Kollegen —, was sie als Demütigung, 
zumindest aber als Unfreundlichkeit ihnen selbst 
oder ihrem Land gegenüber betrachten mußten. 
Das war die eine Seite. 
Aber unsere türkischen Kollegen haben — und da-
für muß man ihnen, so meine ich, danken — auch in 
ihrem Heimatland für Europa, für den Fortbestand 
der Mitgliedschaft der Türkei im Europarat und für 
die Grundsätze gekämpft, für die wir hier eintreten. 
Ich glaube, dafür, daß sie das getan haben, ist Dank 
notwendig. Wenn wir diese Situation mit der ver-
gleichen, wie sie in Malta gegeben war und ist — 
Malta  hat eben kritische Delegationen nicht emp-
fangen und hat Mitgliedern unserer Versammlung, 
die sich dort informieren wollten, alle möglichen 
Schwierigkeiten gemacht — so besteht ein großer 
Unterschied. Die Türkei hat auch kritische Mitglie-
der dieser Versammlung entgegenkommend emp-
fangen. 

Verehrte Kollegen, ich möchte jetzt an ein deut-
sches Sprichwort anknüpfen. Nehmen wir an, man 
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wünscht, daß ein Glas voll ist. Dann kann man, 
wenn es zur Hälfte gefüllt ist, sagen, das Glas ist 
immer noch halbleer, kann also die Dinge unter 
einem negativen Gesichtspunkt erörtern. Gleichzei-
tig kann man aber auch sagen, das Glas, das vorher 
leer war, ist schon halbvoll; man kann also im Hin-
blick auf den Wunsch, das Glas zu füllen, darüber 
auch unter einem positiven Gesichtspunkt spre-
chen. 

Ich glaube, daß wir in unserer Parlamentarischen 
Versammlung sehr lange — und dies mit Grund — 
unter dem negativen Gesichtspunkt gesagt haben: 
Das Glas ist noch immer leer, wir müssen es füllen. 
Jetzt ist es, so denke ich, angesichts der erreichten 
Fortschritte Zeit, auf die positive Betrachtungs-
weise umzuschalten und zu sagen: Wir erkennen an 
und freuen uns darüber, daß eben von 54 Provinzen, 
in denen noch vor einem Jahr das Kriegsrecht 
herrschte, jetzt nur noch in 23 das Kriegsrecht 
herrscht; wir akzeptieren, daß die Kommission zur 
Untersuchung der Gegebenheiten in den Gefäng-
nissen der Türkei installiert worden ist, und wir 
wünschen dieser Kommission eine gute Arbeit. 

Wir können also alles auch unter einem positiven 
Aspekt sehen. Dabei dürfen wir aber nicht die vie-
len Wünsche, die vielen Bitten und die vielen Be-
denken vergessen, die wir hinsichtlich der gegen-
wärtigen Gegebenheiten in der Türkei noch haben. 

Verehrte Kollegen, zu dieser positiven Betrach-
tungsweise und zur Anerkennung dessen, was in 
der Türkei geleistet worden ist, gehört, glaube ich, 
auch die Entscheidung, die wir gestern getroffen 
haben, die Entscheidung nämlich, daß wir die Mini-
session in der Türkei abhalten werden, obwohl wir 
in verschiedenen Punkten noch Kritik zu üben ha-
ben. Daß wir die Minisession in der Türkei abhalten 
werden, um zu zeigen, daß die Türkei unser Freund 
ist, daß wir dort Freunde besuchen, Freunde, denen 
wir — wie wir es auch in der Vergangenheit getan 
haben — weiter helfen wollen, helfen auf ihrem bis 
jetzt so erfolgreich beschrittenen Weg, zu voller 
Freiheit des einzelnen zu gelangen und zu voller 
Demokratie zurückzukehren. 

Vielen Dank. 

Neumann (Bramsche) (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kollegen! Kollege Inan hat heute morgen in seinem 
Beitrag gesagt, die Türkei werde seit einigen Jah-
ren von den Sozialisten auf die Anklagebank ge-
stellt. Herr Kollege Inan, ich glaube, Sie irren. Die 
Türkei sind nicht nur die Militärmachthaber, nicht 
nur die Abgeordneten eines nicht frei gewählten 
Parlaments, sondern die Türkei sind auch die Ar-
beitnehmer, die Gewerkschaften, die Sozialdemo-
kraten, die Künstler und Schriftsteller, die in den 
Gefängnissen sitzen, die Kurden, die Armenier und 
die in der Türkei lebenden Griechen. Die Soziali-
sten stellen die Türkei nicht in die Reihe derer, die 
wir anklagen. Wir klagen vielmehr die an, die den 
letztgenannten ihre Menschen- und Freiheits-
rechte vorenthalten. Ich glaube, in dieser Frage 
sind wir uns einig. 

Die Sozialdemokraten, die Sozialisten und die Kon-
servativen wissen, daß wir uns in der Frage der 
Durchsetzung und der Einklagung von Menschen-
rechten nicht auseinanderdividieren lassen. 

Den Bericht, den die Kollegen Steiner und Stoffelen 
vorgelegt haben, halte ich für ausgezeichnet. Jedem 
ist klar, daß ein kurzer und lesbarer Bericht nicht 
alle Problemkreise aufgreifen kann. Aber gerade in 
der Beschränkung auf die wesentlichen Dinge, die 
uns als Mitglieder des Europarats angehen, liegt 
auch die Stärke. 

Sie haben in diesem Bericht die Forderungen, die 
wir an die türkischen Machthaber stellen, deutlich 
herausgestellt, nämlich die Forderung nach Ab-
schaffung des Kriegsrechts, nach Amnestie für die-
jenigen, die gewaltfrei ihre Meinung gesagt haben 
und dafür ins Gefängnis gekommen sind, die Forde-
rung nach politischem Pluralismus, freien Parteien, 
freien Gewerkschaften sowie nach freier Presse, 
und zwar auch bezüglich Rundfunk und Fernsehen, 
die Forderung nach Abschaffung der Todesstrafe 
und der Folter sowie die Forderung nach Wahrung 
der kulturellen Rechte der Minderheiten in der Tür-
kei. 

Lassen Sie mich zu vier Punkten einige Bemerkun-
gen machen. 

Wir wissen, daß nach einer Untersuchung des 
schweizerischen Bundesamts für Justiz unter den 
Europaratsmitgliedern die Türkei die meisten Ge-
fangenen hat: 171 Gefangene auf 100 000 Menschen. 
Die Vergleichszahlen für Großbritannien, Italien 
und Frankreich betragen weniger als die Hälfte. 
Nach einer Statistik, die mir hier in Form einer 
Pressemitteilung vorliegt, geht es bei der für die 
Türkei genannten Zahl nur um die Gefangenen, die 
auf Grund von Urteilen einsitzen, nicht aber um die, 
die sich in Untersuchungshaft oder Polizeigewahr-
sam befanden. 

Die Berichte über überfüllte Gefängnisse, inhu-
mane Methoden der Verwahrung der Gefangenen 
und Ausschreitungen lassen erkennen, weshalb die 
Zahl der Gefangenen so hoch ist. Ich gehe davon 
aus, daß das türkische Volk nicht mehr Verbrecher 
hat als das deutsche, das italienische und das malte-
sische, sondern daß die Zahlen in Europa ziemlich 
gleich sein werden. Es gibt also Gründe dafür, daß 
so viele Menschen im Gefängnis sind. 

Einer der Gründe ist in diesem Bericht aufgezeigt: 
daß Menschen auf Grund von Strafgesetzen, die es 
in anderen Ländern, welche Europaratsmitglieder 
sind, nicht gibt, ins Gefängnis gebracht werden, 
nämlich auf Grund von Vorschriften, mit denen 
Meinungsäußerungen verfolgt werden. 

Ich meine, das türkische Parlament sollte schnell 
nach einer Lösung suchen, um seine Gefängnisse 
von den Menschen frei zu machen, die nur auf 
Grund ihrer freien Meinungsäußerung, ihrer politi-
schen Überzeugung oder ihrer Herkunft im Gefäng-
nis sitzen. Wir fordern also eine sofortige Amne-
stie. 
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Eine zweite Anmerkung mache ich zur Todesstrafe. 
Es gibt eine Reihe von Initiativen im Europarat, 
aber auch in den Vereinten Nationen, die Todes-
strafe abzuschaffen, nicht nur wegen der Möglich-
keit von Justizirrtümern, sondern auch wegen der 
Tatsache, daß es sich nach unserer Auffassung um 
eine menschenunwürdige Strafe handelt. 

In der Türkei sind von der Staatsanwaltschaft 1000 
Anträge auf Todesurteile gestellt worden. So steht 
es im dem Bericht, der uns vorgelegt worden ist. 104 
Menschen sind zum Tode verurteilt worden. 44 
Menschen sind nach dem Bericht bereits hingerich-
tet worden; nach anderen Angaben sollen es mehr 
sein. Wir wissen nicht, wieviel auf Grund von Folte-
rungen umgekommen sind. 

Besonders bedenklich erscheint mir eine Äußerung 
von Herrn Evren, der gesagt hat, es wäre nicht sinn-
voll, Gefangene, die zum Tode verurteilt worden 
sind, die ein schweres Verbrechen begangen haben, 
jahrelang im Gefängnis zu füttern, sondern man 
sollte sie hinrichten. Ich frage mich: Welche Auffas-
sung von einem Menschen steckt hinter dieser Au-
ßerung von Evren? Ich meine, wenn die Türkei zu 
Europa gehören will — Herr Inan hat das mehrfach 
betont —, dann muß sie sich ein Menschenbild an-
eignen, das vom dem abweicht, das Herr Evren 
hat. 

Meine dritte Bemerkung mache ich zur Folter. Un-
sere Pressemitteilungen, Zeitungen und Berichte 
der Juristenkommissionen und des Menschen-
rechtsausschusses sprechen immer wieder von Fol-
ter in der Türkei. Wir begrüßen natürlich, daß ein 
Parlamentsausschuß gebildet worden ist, der die 
Foltervorwürfe untersuchen soll, glauben aber, daß 
das nicht ausreicht. Ich meine, die türkischen Kolle-
gen sollten überlegen, ob sie ihre Regierung nicht 
dazu bringen, der Europäischen Folterkonvention 
beizutreten und im Ministerkomitee dafür zu sor-
gen, daß die Folterkonvention, deren Annahme wir 
einhellig empfohlen haben, angenommen wird, da-
mit unabhängige Menschen die Gefängnisse und 
Polizeigewahrsame besuchen können, um Folter-
vorwürfen — die ja von vielen bestritten werden — 
nachgehen zu können. Ich glaube, hier ist ein Weg 
auch für die türkischen Kollegen gegeben, tätig zu 
werden. 
Meine vierte Bemerkung betrifft das Thema Min-
derheiten. Es gibt einen Antrag — ich weiß nicht, 
was er mit der Lage in der Türkei zu tun hat; denn 
er handelt von Bulgarien — betreffend die moslemi-
schen Minderheiten in Bulgarien. Ich sage aus-
drücklich: moslemische Minderheiten; nicht: türki-
sche Minderheiten. Ich halte es für legitim und rich-
tig, daß wir dieser Frage nachgehen und feststellen, 
ob dort Verletzungen von Menschenrechten vorlie-
gen. 

Ich halte es auch für legitim, daß hier überprüft 
wird, ob die Religionsfreiheit eingehalten wird. 
Dazu sind wir im Rahmen des KSZE-Prozesses ver-
pflichtet. 

Aber wenn dieser Antrag von den Türken gerade 
im Rahmen einer Diskussion über die Lage in der 
Türkei eingebracht wird, dann frage ich mich, ob es 

nicht sinnvoller wäre, dem zu folgen, was ein Ko-
lege gesagt hat: hier etwas zur Lage der Minderhei-
ten in der Türkei zu sagen, nämlich zur Lage der 
Kurden. Hier haben wir erhebliche Bedenken, ob 
die Maßstäbe, die unsere türkischen Kollegen für 
die moslemischen Minderheiten in Bulgarien anle-
gen, auch für die Minderheiten im eigenen Land 
gelten. Wir werden diese Frage sicher im Rahmen 
eines Berichts untersuchen. Wir danken aber für 
die Anregung, uns mit den Rechten auch der mosle-
mischen Minderheiten in Bulgarien zu beschäfti-
gen. 

Schwarz (CDU/CSU): Herr Präsident, ich habe zu-
nächst eine Bitte an Sie: Sollte ich länger als sieben 
Minuten reden, dann stellen Sie mir bitte das Mi-
krophon ab, statt das rote Licht aufleuchten zu las-
sen. Das entspricht einem Antrag, den ein Kollege 
gestern zu Beginn der Sitzung hier gestellt hat. Ich 
glaube, das ist fair gegenüber denen, die nachher 
hier noch reden wollen. 

Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen! Ich gehöre zu denen in dieser Versammlung, 
die sich nach dem Putsch der Generale im Jahre 
1980 für die Wiederherstellung der Demokratie in 
der Türkei sehr eingesetzt und diesen Putsch sehr 
mißbilligt haben. Ich sage dies deshalb, weil ich in 
dieser Debatte manchmal den Eindruck hatte, daß 
man die Situation von 1980 bis zur Abstimmung 
über . die Verfassung, bis zur Wahl des letzten Parla-
ments in dieser Versammlung völlig vergessen hat. 

Nicht vergessen haben sie unsere beiden Berichter-
statter, die in Kenntnis der Lage in diesem Land 
auf diese Situation noch einmal hingewiesen haben. 
Dies ist für die Betrachtung heute von entscheiden-
der Bedeutung. Ich halte es nicht für richtig, ich 
halte es nicht für fair, wenn man die gegenwärtige 
Staats- und Regierungsform in der Türkei ein Re-
gime nennt; ein Regime ist immer eine Diktatur. 
Das, was wir jetzt in der Türkei haben, ist keine 
Diktatur. 

Es ist hier gesagt worden, daß alle Parteien in der 
Türkei — auch die Mutterlandspartei — ihre Teil-
nahme an der Wahl von den Generälen vorher hät-
ten genehmigen lassen müssen; das ist nicht richtig. 
Für die gesamte demokratische Öffentlichkeit war 
es daher eine große Überraschung, daß die Mutter-
landspartei, der nur ganz kurze Zeit zur Verfügung 
stand, um sich nach ihrer Konstituierung auf die 
Wahlen vorzubereiten, einen so großen Wahlsieg er-
rungen hat. In der Debatte über die Anerkennung 
der Beglaubigungsschreiben ist vom Vorsitzenden 
des Rechtsausschusses darauf hingewiesen worden, 
daß wir nach der Wahl zur Nationalversammlung in 
der Türkei Kommunalwahlen hatten, an denen sich 
dann noch mehr Parteien beteiligen konnten als an 
der Wahl zur Nationalversammlung. Wir sollten, 
wenn wir im Europarat mit Kollegen aus der Gro-
ßen Nationalversammlung der Türkei sprechen, we-
niger von Kontrolle als vielmehr von Partnerschaft, 
von hilfreicher Partnerschaft reden. 

Heute habe ich in meinem Fach ein für die Mitglie-
der der Parlamentarischen Versammlung bestimm- 
tes Papier — „Report on the Situation in Turkey" — 
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einer Gruppe, die sich in der Türkei in der Opposi-
tion befindet, gefunden. Was wäre denn, meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen, wenn wir die Be-
glaubigungsschreiben im vergangenen Jahr und in 
diesem Jahr nicht anerkannt hätten, wenn wir nicht 
partnerschaftlich mit den Kollegen aus dem türki-
schen Parlament reden würden? Was ist denn die 
Wirklichkeit der Entwicklung dort, der Entwicklung 
in einem Land im Übergang zur Demokratie? Las-
sen Sie mich dies sagen: Ich habe manchmal den 
Eindruck — und ich bin dem Kollegen Corrie dank-
bar dafür, daß er auf die junge Demokratie in der 
Türkei hingewiesen hat —, daß wir mit zuviel Arro-
ganz über dieses Land reden, das einen schweren 
Weg hin zu einer pluralistischen Demokratie, die 
erst nach dem Zweiten Weltkrieg begonnen hat, 
geht. Es gibt ja unter den Mitgliedstaaten des Euro-
parates Länder, die ihre eigenen Probleme mit der 
Entwicklung zur Demokratie hatten. Ich nenne 
mein eigenes Land, Deutschland, ich nenne Italien, 
Portugal, Griechenland und Spanien. Auch sie ha-
ben ja insgesamt mit schweren Wehen den Weg zur 
parlamentarischen Demokratie gefunden. Ich glau-
be, wir sollten dies auch der Türkei zugestehen, soll-
ten es denen, die dort in den Parteien, die in der 
Großen Nationalversammlung sind, Verantwortung 
tragen, wie auch denen zugestehen, die sich neu zu 
Parteien gefunden haben, die bei dieser nationalen 
Wahl noch nicht dabei sein konnten und die dem-
nächst ihren Parteitag haben werden, wie ihn die 
Mutterlandspartei in der vergangenen Woche ge-
habt hat. Es muß wirklich der Weg zu einer Demo-
kratie, wie wir sie uns vorstellen, freigemacht wer-
den. 

Wir waren uns bei der Akzeptierung der Delegation 
im vergangenen Jahr darüber klar, daß dieses Land, 
daß die Große Nationalversammlung eine große 
Chance hat, nämlich die große Chance, die vom Na-
tionalen Sicherheitsrat übernommenen und durch 
die Verfassung gegebenen Rechte wahrzunehmen 
und eine demokratische Struktur im Sinne des Eu-
roparates zu entwickeln. Ich finde, wir sollten dank-
bar dafür sein, daß die Mitglieder der Großen Natio-
nalversammlung dieser Parlamentarischen Ver-
sammlung angehören wollen, und wir sollten dank-
bar dafür sein, daß die Regierung der Türkei im 
Ministerkomitee des Europarates mitarbeitet, denn 
das heißt, daß in diesem Saal und im Ministerkomi-
tee mit unseren Partnern gesprochen und ihnen ge-
sagt werden kann, was die Konditionen des Europa-
rates sind. Da stimmt einiges nicht, worauf die Be-
richte von Herrn Kollegen Steiner und von Herrn 
Kollegen Stoffelen aufmerksam gemacht haben. 
Wenn Dialog, wo denn anders als in dieser Parla-
mentarischen Versammlung, wo denn anders als im 
Ministerkomitee? 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, wir wer-
den, wie die Berichterstatter vorschlagen, in einem 
Jahr wieder über die Türkei reden. Ich habe die 
dringende Bitte, daß wir zu einer einmütigen Ent-
schließung, wie der Kollege Steiner sie vorgeschla-
gen hat, kommen, damit wir helfen, partnerschaft-
lich helfen, den Weg zur Demokratie in diesem 
Lande fortzusetzen. 

Ich danke Ihnen. 

Entschließung 840 (1985) 

betr. die Lage in der Türkei 

Die Versammlung 

1. hat die Berichte ihres Politischen Ausschusses 
(Dok. 5378) und ihres Rechtsausschusses (Dok. 
5391) geprüft, die sich auf die Informationsreise 
der beiden Berichterstatter in die Türkei vom 5. 
bis 9. März 1985 stützen; 

2. erinnert an ihre früheren Stellungnahmen, ins-
besondere an ihre Entschließung 822 (1984), in 
der eine Reihe von Maßnahmen aufgeführt 
werden, durch die die Wiederherstellung nor-
maler demokratischer Verhältnisse und der 
Achtung der Menschenrechte entsprechend 
den satzungsgemäßen Verpflichtungen der Mit-
gliedstaaten des Europarates gefördert werden 
könnten; 

3. stellt mit Genugtuung fest, daß im vergangenen 
Jahr Fortschritte in bezug auf die Normalisie-
rung des politischen und parlamentarischen 
Lebens erzielt worden sind, obwohl dieses im-
mer noch Einschränkungen unterliegt, insbe-
sondere infolge des Kriegsrechts, durch das 
verschiedene Rechte und Freiheiten sowie die 
Gewaltenteilung außer Kraft gesetzt sind; 

4. vermerkt mit Genugtuung die schrittweise Auf-
hebung des Kriegsrechts, eine Maßnahme, die 
am 19. März 1985 in weiteren elf Provinzen ver-
wirklicht worden ist, bedauert jedoch, daß die-
ses Ausnahmerecht weiterhin in 23 der 67 tür-
kischen Provinzen in Kraft bleibt; 

5. stellt fest, daß die Presse heute freier über die 
Regierung, die Große Nationalversammlung 
und das politische Leben im allgemeinen be-
richten und diese kritisieren kann, während 
insbesondere die Radio- und Fernsehberichter-
stattung immer noch gewissen Einschränkun-
gen unterliegt; 

6. begrüßt die Haltung, mit der der siebenköpfige 
Ausschuß, den die Große Nationalversammlung 
zur Untersuchung der Haftbedingungen einge-
setzt hat, an seine Arbeit herangeht, die er als 
langfristigen Auftrag ansieht; 

7. ist besorgt über die Beschränkungen des Uni-
versitätslebens; 

8. ist ferner besorgt, daß weiterhin Massenprozes-
se, wie diejenigen gegen Mitglieder des Ge-
werkschaftsverbandes DISK und der Türki-
schen Friedensvereinigung (Turkish Peace As-
sociation — TPA), stattfinden und daß neue 
Prozesse gegen die TPA — mehrere Mitglieder 
dieser Organisation sind noch immer in Haft — 
vorbereitet werden; 

9. äußert erneut ihre tiefe Besorgnis über die Ein-
schränkungen des Rechts auf Verteidigung, 
von denen sowohl die Angeklagten als auch 
ihre Rechtsanwälte in den derzeitigen Massen-
prozessen, die zum Teil die Endphase erreicht 
haben, betroffen sind; 
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10. erinnert an die Entschließung 727 (1980), in der 
die Parlamente derjenigen Mitgliedsländer des 
Europarates, die die Todesstrafe für in Frie-
denszeiten begangene Verbrechen aufrechter-
halten, aufgefordert werden, diese aus ihrer 
Strafrechtsordnung zu entfernen, und bedau-
ert, daß die Todesstrafe in der Türkei so oft 
gefordert wird und daß Todesurteile so oft aus-
gesprochen werden, ohne daß sie zuvor der 
Großen Nationalversammlung verfassungsge-
mäß zur Bestätigung vorgelegen haben; 

11. bringt ihre Entrüstung über die anhaltenden 
terroristischen Anschläge auf türkische Bür-
ger, insbesondere Diplomaten, zum Ausdruck 
und betont, daß ein solches Verhalten in keiner 
Weise der Sache der Demokratie dient, son-
dern, im Gegenteil, die Feinde der Demokratie 
in der Türkei unterstützt; 

12. bekräftigt ihr Interesse am Ergebnis des Ver-
fahrens, das derzeit vor der Europäischen Men-
schenrechtskommission anhängig ist; diese 
verwirklichte vor kurzem auf Einladung der 
türkischen Regierung hin ihr Vorhaben, eine 
Delegation in die Türkei zu entsenden, um In-
formationen aus erster Hand über die derzei-
tige Lage unter dem Aspekt der türkischen 
Verpflichtungen nach der Europäischen Men-
schenrechtskonvention zu sammeln; 

13. vermerkt die ausdrückliche Zusicherung des 
türkischen Premierministers, daß die Dauer 
der Untersuchungshaft ohne Kontakte zur Fa-
milie oder zum Rechtsanwalt, die nach dem Ge-
setz immer noch 45 Tage beträgt, nun in der 
Praxis auf zehn Tage begrenzt ist und nur noch 
zweimal um je zehn Tage verlängert werden 
kann; vermerkt ferner, daß diese Praxis zwei-
fellos demnächst Rechtskraft erhalten wird, 
bringt jedoch ihre Besorgnis zum Ausdruck, 
daß eine solche Haft — ganz gleich wie lange 
sie dauert — eine schwerwiegende Verletzung 
der Menschenrechte darstellt, und setzt sich 
dafür ein, daß diese Haft sobald wie möglich 
auf ein absolutes Minimum beschränkt wird; 

14. erinnert daran, daß die Aufhebung der Be-
schränkungen, die Gewerkschaften, politische 
Parteien und Minderheiten weiterhin bei der 
Ausübung ihrer Rechte beeinträchtigen, für sie 
ein ständiges Anliegen ist; 

15. fordert die türkische Regierung und die Große 
Nationalversammlung dringend auf, sich wei-
terhin um die Verwirklichung aller in der Ent-
schließung 822 (1984) genannten Maßnahmen 
zu bemühen und insbesondere: 

i. ihre verfassungsmäßigen Befugnisse voll 
zu nutzen, um die schrittweise Abschaf-
fung des Kriegsrechts und des Ausnahme-
zustands, der in den meisten Provinzen an 
die Stelle des Kriegsrechts getreten ist, 
fortzusetzen, bis die volle Gerichtsbarkeit 
der Zivilgerichte im ganzen Land wieder-
hergestellt ist; 

ii. unverzüglich Schritte zur Freilassung der-
jenigen zu unternehmen, die wegen ihrer 

Überzeugungen verfolgt oder verurteilt 
wurden, und dabei alle Möglichkeiten, die 
es — abgesehen von einer Verfassungsän-
derùng — gibt, voll auszuschöpfen, wie z. B. 
eine genaue Definition des Begriffs „Ver-
brechen gegen den Staat", so daß diejeni-
gen, die nicht wegen eines Gewaltverbre-
chens verurteilt oder angeklagt sind, zu-
mindest unter bestimmten Bedingungen 
freigelassen werden können; 

iii. dafür zu sorgen, daß raschere Fortschritte 
in Richtung auf die erforderliche volle Be-
stätigung des politischen Pluralismus und 
der Menschenrechte erzielt werden; dazu 
gehören die Vereinigungsfreiheit, auch in-
nerhalb der Gewerkschaften; die Freiheit 
der Politiker, auch derjenigen, die vorüber-
gehend aus dem Parlament ausgeschlos-
sen wurden; alle Rechte der Minderheiten, 
der Presse und insbesondere des Rund-
funks sowie das Recht auf Erziehung und 
Bildung; 

16. bringt die Hoffnung zum Ausdruck, daß die 
Große Nationalversammlung die ihr derzeit 
überwiesenen Todesurteile nicht bestätigt; 

17. weist ihren Politischen und ihren Rechtsaus-
schuß an, weiterhin die Entwicklung der Lage 
in der Türkei zu verfolgen und ihr spätestens 
zu Beginn der 38. Sitzungsperiode der Parla-
mentarischen Versammlung Bericht zu erstat-
ten und dabei die Reaktion und die konkreten 
Maßnahmen der türkischen Regierung und der 
Großen Nationalversammlung zu berücksichti-
gen. 

Mittwoch, 24. April 1985 

Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in Malta 

(Drucksache 5389) 

Berichterstatter: Abg. Schwarz 

(Themen: Foreign Interference Act — Die Lage der 
Menschenrechte in Malta — Artikel 57 der Europäi-
schen Konvention über Menschenrechte und 
Grundfreiheiten — Mitarbeit in den Organen des 
Europarates) 

Schwarz (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Viele Mitglieder dieser Parla-
mentarischen Versammlung sehen einen Grund zur 
Besorgnis über die Entwicklung auf der Insel Mal-
ta. Es geht um die Frage, ob die Rechtsstaatlichkeit 
auf der Insel sichergestellt ist. 

Der Rechtsausschuß hat sich bereits eingehend mit 
dem Foreign Interference Act, dem Gesetz über 
ausländische Einmischung, befaßt und hat einen 
Unterausschuß, der sich mit der Lage in Malta be-
schäftigt, eingesetzt. Wegen terminlicher Schwierig- 
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keiten für eine gemeinsame Reise dorthin wurde 
ich aufgefordert, eine Informationsreise nach Malta 
zu unternehmen. Diese Reise hat in der Zeit vom 
31. Oktober bis 2. November vergangenen Jahres 
stattgefunden. 

Anschließend legte ich dem Rechtsausschuß einen 
Bericht vor, der die vielen Gespräche widerspiegelt, 
die ich während meines Aufenthalts in Malta mit 
Vertretern der Regierung und der Opposition sowie 
mit den Gewerkschaften, den Organisationen für 
die Verteidigung der Menschenrechte, den Kirchen 
usw. führte. Darüber hinaus wurde in dem Bericht 
umfangreiches Informationsmaterial, das mir zur 
Verfügung stand, verwertet. 

Der Rechtsausschuß erörterte meinen Bericht in 
seiner Sitzung am 17. November 1984 in Paris. Er 
nahm daraufhin den von mir vorgeschlagenen Ent-
wurf einer Entschließung und einer Richtlinie an. 
Der Bericht wurde als Dokument 5325 der Ver-
sammlung veröffentlicht. 

Der Herr Kollege Amadei, der Berichterstatter des 
Politischen Ausschusses, besuchte ebenfalls Malta. 
Seine Stellungnahme wurde als vorläufiges Doku-
ment unter der Nummer 5337 veröffentlicht. 

Über beide Berichte sollte in der Plenarsitzung im 
Januar eine Aussprache stattfinden. Die Vorsitzen-
den der verschiedenen politischen Gruppen unserer 
Versammlung kamen jedoch überein, keine voll-
ständige Aussprache stattfinden zu lassen und alle 
Abstimmungen über Textentwürfe, die vorher vom 
Rechtsausschuß angenommen worden waren, zu 
verschieben. 

Herr Elmquist, Vorsitzender des Rechtsausschus-
ses, sagte bei dieser Gelegenheit in der Versamm-
lung u. a. — ich zitiere —: 

„Wir hatten heute eine kurze, aber aufschlußrei-
che Aussprache. Sie hat die große Besorgnis über 
die Lage in Malta gezeigt, die von allen hier ver-
tretenen politischen Gruppen empfunden wird. 
Alle Redner erwähnten die neuen Möglichkeiten, 
die sich jetzt vielleicht eröffnen, weil es einen 
neuen Ministerpräsidenten in Malta gegeben 
hat." 

Er beantragte, daß die Versammlung den Politi-
schen und den Rechtsausschuß anweist, Unteraus-
schüsse für eine gemeinsame Informationsreise 
nach Malta zu benennen und der Versammlung in 
der Aprilsitzung, d. h. in dieser heutigen Sitzung, 
Bericht zu erstatten, wobei der Rechtsausschuß um 
einen Bericht und der Politische Ausschuß um Stel-
lungnahmen gebeten wurden. 

Die Entscheidung der Versammlung, keine vollstän-
dige Aussprache und keine Abstimmung zum 
Thema Malta stattfinden zu lassen, war durch den 
Hinweis des neuen maltesischen Premierministers 
Mifsud Bonnici begünstigt worden, seine Regierung 
erwäge einen politischen Kurswechsel, der jedoch 
eine gewisse Zeit des Überlegens erfordere. 

Die maltesischen Behörden gaben der Versamm

-

lung darüber hinaus zu verstehen, daß Mitglieder 

des Rechtsausschusses und des Politischen Aus-
schusses zu einem Besuch Maltas willkommen 
seien und sich selbst umsehen könnten, wenn sie 
dies wünschten. 

Unmittelbar nach der Januartagung unterrichtete 
der Greffier der Versammlung die maltesischen Be-
hörden über die Absichten der Versammlung und 
teilte ihnen mit, daß die Unterausschüsse hofften, 
Malta in der ersten Aprilwoche besuchen zu kön-
nen. Aus den Fernschreiben, die mehrfach zwischen 
dem Europarat und dem Ständigen Vertreter Mal-
tas ausgetauscht wurden, ging hervor, daß die mal-
tesischen Behörden Zweifel an der Aufgabenstel-
lung der Unterausschüsse hegten oder diese nicht 
billigten. All diese Fernschreiben sind Ihnen in Ih-
ren Unterlagen zur Kenntnis gegeben worden. 

In ihrer Sitzung am 4. März 1985 änderten die Aus-
schüsse daher die Definition ihrer Aufgabenstel-
lung dahingehend, daß sie, wie ihnen signalisiert 
worden war, von den maltesischen Behörden akzep-
tiert werden konnte. Der vorerwähnte Austausch 
von Fernschreiben scheint jedoch zu beweisen, daß 
die maltesische Regierung dem Besuch der Unter-
ausschüsse grundsätzlich ablehnend gegenüber-
steht. Der Besuch wurde daher abgesagt, und es 
wurde beschlossen, stattdessen den Außenminister 
und den Oppositionsführer zu einer gemeinsamen 
Sitzung der Unterausschüsse einzuladen; diese fand 
am 1. April in Paris statt. 

Obwohl ich persönlich der Ansicht bin, daß ich vor, 
während und nach meinem Besuch umfangreiches 
Informationsmaterial erhielt, das sicherlich dazu 
ausgereicht hat, einen gründlichen Bericht zu er-
stellen, bedaure ich sehr, daß meine Kollegen aus 
der Versammlung keine Gelegenheit hatten, selbst 
ähnliche Informationen in Malta zu sammeln. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, nach den 
Wahlen vom Frühjar 1982 wurde von Mitgliedern 
der Regierung eine Foreign Interference Bill einge-
bracht. Der Entwurf wurde entsprechend dem nor-
malen Verfahren vom Abgeordnetenhaus in drei 
Lesungen beraten und Ende des Sommers des Jah-
res 1982 verabschiedet. Die Mitglieder der opposi-
tionellen Nationalistischen Partei, die ihre Sitze 
nach den Wahlen — aus mir nicht verständlichen 
Gründen — nicht eingenommen hatten, nahmen an 
der Aussprache logischerweise nicht teil. 

Der Foreign Interference Act behandelt zwei ver-
schiedene Tatbestände. Zum einen beschneidet er 
das Recht auf freie Meinungsäußerung von Auslän-
dern auf maltesischem Boden; überdies schränkt er 
andere Tätigkeiten von Ausländern durch eine doch 
sehr weit gefaßte Definition ein. Das Gesetz verbie-
tet den maltesischen Staatsangehörigen oder Ein-
wohnern jegliche Mitwirkung an ausländischen Ra-
dio- oder Fernsehsendungen, bei denen es berech-
tigte Gründe zu der Annahme gibt, daß sie in erster 
Linie für den Empfang in Malta gedacht sind. 

Die Presse berichtete im Februar 1985, daß ein ita-
lienischer Politiker, ohne eine Genehmigung gemäß 
dem Foreign Interference Act eingeholt zu haben, 
an einer Veranstaltung auf Malta teilgenommen 
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hat. Er wurde verhaftet und sofort vor Gericht ge-
stellt, das ihn auf Grund der Intervention der italie-
nischen Regierung gegen eine Kaution aus der Haft 
entließ. Er mußte das Land verlassen, nachdem er 
die geforderte Kaution von 500 Maltesischen Pfund 
— etwa 10 000 Französischen Franken — gestellt 
hatte. 

Ich habe in meinem Bericht ausführlich die Grund-
satzfragen, die sich aus diesem Gesetz in bezug auf 
die Europäische Menschenrechtskonvention erge-
ben, dargestellt. 

Nun will ich mich mit dem Thema der Mitwirkung 
in den Organen des Europarates durch Malta befas-
sen. 

Nach den Wahlen von 1982 ernannte Malta zwei 
Vertreter für die Parlamentarische Versammlung. 
Beide waren Mitglieder der Labour Party; auch das 
ein Ergebnis der Nichtteilnahme der Nationalisti-
schen Partei an den Beratungen zu diesem Zeit-
punkt. Malta hat in den letzten zwei Jahren weder 
in der Versammlung noch in den Ausschüssen an 
der Arbeit teilgenommen, weil nachträglich die na-
tionalistischen Abgeordneten entsprechend malte-
sischem Recht an den Sitzungen des dortigen Par-
laments teilgenommen haben; hätten sie dies nicht 
getan, hätten sie ihre Mandate verloren. Malta 
wurde von uns sehr oft — auch dann, als die Oppo-
sitionspartei ihre Plätze wieder eingenommen hatte 
— aufgefordert, eine neue Delegation zur Mitarbeit 
in dieser Parlamentarischen Versammlung zu be-
nennen. Dies hat bisher nicht stattgefunden. Ich 
darf in diesem Zusammenhang auf ein Telex hin-
weisen, das am 25. Oktober vergangenen Jahres 
vom Ständigen Vertreter Maltas beim Europarat — 
viele kennen unseren Kollegen Joseph Sciberras — 
an  den Präsidenten unserer Versammlung gesandt 
wurde. Auch dies ist den Unterlagen für die heutige 
Beratung beigefügt. 

Ich bin der Auffassung, daß Malta seinen Verpflich-
tungen gemäß Artikel 25 der Satzung des Europara-
tes nachkommen sollte, der festlegt, daß die Ver-
sammlung aus Vertretern jedes Mitgliedstaates be-
steht, die von dessen Parlament aus den Reihen sei-
ner Mitglieder gewählt oder nach einem vom Parla-
ment bestimmten Verfahren ernannt werden. Ein 
Mitgliedstaat, der sich nicht an diese Bestimmung 
hält, zeigt damit, daß er seine internationalen Ver-
pflichtungen, aber auch uns, die Versammlung des 
Europarates wie auch das Ministerkomitee, miß-
achtet. 

Was das Ministerkomitee angeht, so gibt es dort 
einen ständigen Vertreter Maltas. Dieser und sein 
Stellvertreter haben ihren Amtssitz beide in Malta. 
Sie nehmen an den Sitzungen des Ministerrates 
oder der Ministerstellvertreter in Straßburg nur sel-
ten teil. Auch Außenminister Trigonas Sciberras 
nimmt an den Sitzungen auf Ministerebene nicht 
teil. Malta ist ein kleines Land. Seine Ressourcen 
sind begrenzt, und Straßburg ist weit entfernt. Es 
ist daher verständlich, daß Malta nicht an jeder 
vom Europarat organisierten Tagung teilnehmen 
kann. Wenn man diese Faktoren berücksichtigt, 
kann man nicht sagen, daß die Beteiligung Maltas 

in anderen Gremien unserer Organisation tatsäch-
lich unzureichend ist. Dennoch ist die Versamm-
lung berechtigt, Malta aufzufordern, sich mit Nach-
druck darum zu bemühen, in den beiden Hauptor-
ganen des Europarates, der Parlamentarischen Ver-
sammlung und dem Ministerkomitee, vertreten zu 
sein. 

Der vorliegende Bericht befaßt sich hauptsächlich 
mit dem Gesetz über ausländische Einmischung. 
Dieses Gesetz ist für den Europarat von Bedeutung, 
weil es sich in vielerlei Hinsicht auf Fragen bezieht, 
die immer ein wichtiges Anliegen unserer Organi-
sation gewesen und von ihr mit großem Interesse 
verfolgt worden sind. Das Gesetz übt somit einen 
direkten Einfluß auf die Beziehungen zwischen 
dem Europarat und Malta aus. 

Die Hauptfrage in diesem Zusammenhang ist, ob 
dieses Gesetz mit der Europäischen Menschen-
rechtskonvention vereinbar ist. Aus den Ausführun-
gen geht eindeutig hervor, daß es nicht nur dem 
Geist, sondern auch — da gibt es meiner Meinung 
nach keinen Zweifel — dem Buchstaben der Kon-
vention zuwiderläuft. Aber es ist nicht Aufgabe un-
serer Versammlung, hier ein rechtsgültiges Urteil 
zu sprechen. Die Versammlung wäre, wie in ande-
ren Fällen, schlecht beraten, wenn sie es jetzt ver-
suchen würde. Ein solches Urteil muß den zuständi-
gen Organen nach der Europäischen Menschen-
rechtskonvention oder dem Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte überlassen werden. Leider 
hat Malta das Recht auf Individualbeschwerde nach 
Artikel 25 — das gilt auch noch für einige andere 
Staaten des Europarates — nicht anerkannt. 

Leider, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, 
gibt es in der Versammlung keinen Delegierten des 
maltesischen Parlaments, der uns über die Lage in 
Malta auf dem laufenden halten kann. Die Ver-
sammlung hat daher den Wunsch geäußert, daß ei-
nigen ihrer Mitglieder ein Besuch in Malta gestat-
tet werden möge; wir sind nicht eingeladen worden. 
Daraufhin sandten wir eine Einladung an den mal-
tesischen Außenminister zur Teilnahme an einer 
Sitzung der einschlägigen Unterausschüsse unserer 
Versammlung; die maltesische Regierung sagte ab. 

Dr. Frhr. Spies von Büllesheim (CDU/CSU): Frau Prä-
sidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Zu-
nächst möchte ich dem Herrn Berichterstatter und 
auch dem Politischen Ausschuß sehr herzlich für 
die Vorsicht und die Ausgewogenheit danken, mit 
der der Bericht in seinem darstellenden Teil, aber 
auch in seiner Empfehlung unsere Sorge, unsere 
Bedenken, unsere Wünsche an die Regierung von 
Malta ausspricht. Es ist ein sehr juristischer Be-
richt. Er ist schwer lesbar, weil er die verschieden-
sten Rechtsbestimmungen zueinander in Bezug 
setzt und immer wieder die gleiche vorsichtige 
Sprache spricht: ... kann so ausgelegt werden, 
daß ... Diese Formulierung zeigt, daß man der Auf-
fassung der maltesischen Regierung sein könnte, 
daß die dortigen Bestimmungen nicht der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention und nicht der Er-
klärung des Ministerrats zur Meinungs- und Infor-
mationsfreiheit aus dem Jahr 1982 widersprechen. 
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Aber kommt es eigentlich so entscheidend darauf 
an? Ich glaube, darauf kommt es nicht entscheidend 
an. Schon die Tatsache, daß ein Recht, ein Gesetz 
als solches variabel ist, gleichzeitig zwei Auslegun-
gen nahelegt, verletzt eine wesentliche Eigenschaft, 
die Recht eigentlich haben muß, nämlich für den 
Bürger eine sichere Grundlage seines Handelns zu 
sein. 

Wenn ein Gesetz wie das Foreign Interference Act 
zumindest mißverständlich formuliert ist, dann 
liegt es immer nahe, daß der Bürger unter Druck 
gesetzt werden soll, daß er mit einer bestimmten 
Auslegung des Gesetzes bedroht wird. Ich glaube, 
wenn ein Gesetz nicht klar auslegbar ist, dann ist es 
eben nicht mehr Recht im eigentlichen Sinne. Das 
ist das wesentliche, grundsätzliche Bedenken, das 
auch die Regierung von Malta nicht entkräften 
kann. 

Die Regierung von Malta unterschätzt, glaube ich, -
auch den allgemein negativen Eindruck, der ja 
nicht nur in dieser Versammlung vorherrscht, son-
dern auch im internationalen Meinungsbild, im 
Pressebild immer wieder feststellbar ist. 

Die Regierung von Malta hat auch keine ausrei-
chende Aufklärung gegeben. Die Regierung von 
Malta hat einem vorgesehen gewesenen Besuch ei-
nes Unterausschusses dieses Hohen Hauses zumin-
dest ablehnend gegenübergestanden, so daß er ab-
gesagt worden ist. Wenn sich eine Regierung so ver-
hält, wie es die Regierung von Malta gegenüber die-
sem Hause und den Bemühungen unseres General-
sekretärs getan hat, dann setzt sie sich schon damit 
selber ins Unrecht, dann zeigt sie, daß sie etwas zu 
verbergen hat, dann zeigt sie ein schlechtes Gewis-
sen. 

Kollege Antoni hat gerade gesagt: Die Verhältnisse 
von Malta sind nicht mit denen in der Türkei zu 
vergleichen und sind auch nicht mit den Gegeben-
heiten zu vergleichen, wie sie in Griechenland be-
standen haben. Und Kollege Amadei hat darauf hin-
gewiesen, daß konkrete Menschenrechtsverletzun-
gen in Malta nicht beklagt würden und Gott sei 
Dank noch nicht beklagt werden könnten. Das alles 
ist richtig. Aber ein wesentlicher Unterschied be-
steht im Vergleich mit der Türkei zu Lasten von 
Malta. In der Türkei waren kritische Delegationen 
dieses Hauses stets willkommen. Ihnen ist alle Auf-
klärung gegeben worden. Sie haben in die Gefäng-
nisse gehen und mit der Opposition sprechen kön-
nen. 

All diese Voraussetzungen hat die Regierung von 
Malta nicht geschaffen. Ich glaube, das muß uns mit 
Empörung erfüllen, weil es auch eine Mißachtung 
dieses Gremiums ist. 

Verehrte Kollegen, ich möchte in diesem Zusam-
menhang noch einmal ganz besonders — auch Kol-
lege Amadei hat es kurz angesprochen — auf die 
Drucksache 5139 verweisen, nämlich auf den An-
trag, den der Kollege Steiner und andere, zu denen 
auch ich gehöre, im September 1983 eingebracht 
haben. Dieser Antrag hat zwei wesentliche Zielset-
zungen. 

Die eine Zielsetzung besteht darin, dem Ministerrat 
eine Änderung des Artikels 14 des Statuts vorzu-
schlagen, nach der ein Staat, der keine parlamenta-
rische Delegation in diese Versammlung entsendet, 
auch im Ministerrat nicht mitstimmen können soll. 
Hätten wir bereits diese Änderung des Statuts, 
dann wäre uns manche Diskussion und manche 
Schwierigkeit in der Versammlung erspart geblie-
ben. Wir wissen zwar, daß die Regierung von Malta 
jetzt aus sich heraus nicht an der Arbeit der Mini-
sterrats teilnimmt, aber wir wissen auch, daß sie 
jederzeit daran teilnehmen könnte, und zwar ob-
wohl in diese Parlamentarische Versammlung 
keine maltesische Delegation entsandt wird. 

Das zweite Petitum des Antrags Drucksache 5139 
ist, sicherzustellen, daß die Delegation dieses Lan-
des in fairer Weise das politische Kräfteverhältnis 
des jeweiligen Entsendelandes darstellen muß. Wir 
haben erlebt, daß die maltesische Delegation nur 
eine Teildelegation war, weil sie nur aus einem Teil 
des maltesischen Parlaments, nämlich aus Abge-
ordneten der Labour Party, bestand. Es soll nicht 
unerwähnt bleiben, daß dies seinen Grund darin 
hatte, daß die Oppositionspartei zum damaligen 
Zeitpunkt ihre Sitze nicht eingenommen hatte. 
Aber als sie sie danach einnahm, wurde eben über-
haupt keine Delegation mehr entsandt. 

Verehrte Kollegen, wir sprechen über Malta in gro-
ßen Sorge. In großer Sorge sprechen wir über einen 
Staat, der zwar noch eine funktionierende Demo-
kratie ist, die aber bedroht ist. Diese Demokratie ist, 
wie es den Anschein hat, nicht nur durch das Fo-
reign Interference Act bedroht. Meinungsfreiheit 
ist schließlich eine ganz wesentliche Säule einer 
freiheitlichen Demokratie; sie ist aber durch dieses 
Gesetz für Malta ins Zwielicht gestellt worden. Es 
gibt auch Begleitvorgänge, die schon angesprochen 
worden sind. Stichwort: erzbischöfliches Palais; 
Stichwort: Parteibüro der Nationalistischen Partei. 
Und es gibt weitere Vorgänge. Ich kann nur hoffen, 
daß die Regierung von Malta auch sieht, daß diese 
Vorgänge eine breite Beachtung finden. 

Artikel 25 der Europäischen Menschenrechtskon-
vention ist von Malta nicht anerkannt worden. Es 
gibt also keine Möglichkeit, unsere Bedenken vor 
den Gerichtshof zu bringen. Und für eine Staaten-
klage besteht, wie der Bericht ausführt, kaum eine 
Chance, weil kein Staat jetzt klagen will. 

Was können wir tun, verehrte Kollegen? Wir haben 
wenig Möglichkeiten, etwas zu ändern. Wir können 
nur deutlich machen, daß wir die Gegebenheiten in 
Malta in dieser Versammlung nicht vergessen wer-
den, daß Malta für uns und Europa Bedeutung hat, 
daß es für uns bedeutsam ist, daß in Malta die 
Demokratie lebt. Wir wollen dieses Land in der De-
mokratie, in der Freiheit und in Europa voll halten 
und alles hierzu beitragen. Im Augenblick können 
wir nichts weiter tun als ausdrücken, daß wir in die-
ser Versammlung immer wieder über Malta reden 
werden. Niemand soll glauben, daß diese Versamm-
lung Malta und die dortigen Gegebenheiten jemals 
vergessen wird, solange die Bedingungen in Malta 
aus der Sicht unserer Konvention, aus der Sicht der 
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Grundsätze, für die wir eintreten, nicht wieder voll 
in Ordnung sind. Wir können nur die Hoffnung aus-
drücken, daß einsichtige Kräfte in der maltesischen 
Politik in der Richtung wirken, wie es die Regie-
rung jetzt mit ihrer Aussage angekündigt hat, daß 
sie im Lichte der Kritik der Opposition auch die 
Bestimmungen des Foreign Interference Act noch 
einmal überprüfen werde. Wir wollen also hoffen, 
daß einsichtige Kräfte und der Verfassungsge-
richtshof von Malta eine Brücke dazu bauen, daß in 
Malta wieder Verhältnisse hergestellt werden, die 
in dieser Versammlung nicht mehr wie heute nach-
drücklich kritisiert werden müssen. 

Ich danke Ihnen. 

Abg. Schwarz antwortete in seiner Eigenschaft als 
Berichterstatter des Rechtsausschusses zum Ab-
schluß der Debatte: 

Schwarz (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich danke für die Beiträge, 
die in der Aussprache zu dem Bericht gegeben wor-
den sind, und will auf diese Diskussionsbeiträge zu-
sammenfassend eingehen. 

Es ist viel Zustimmung zu dem Entschließungsan-
trag geäußert worden. Dies befriedigt mich. Vor der 
Frage „Konfrontation oder Kooperation?" stehend, 
habe ich als Berichterstatter des federführenden 
Ausschusses mich bewußt für die Kooperation ent-
schieden. Malta ist ein europäischer Staat, und 
Malta hat sich in der Vergangenheit für die Mitar-
beit im Europarat — in der Parlamentarischen Ver-
sammlung und im Ministerrat — entschieden. Da-
mit hat es sich für die Regeln entschieden, die im 
Statut des Europarates und in der Europäischen 
Menschenrechtskonvention niedergeschrieben 
sind. Alle Sprecher haben sich in der Aussprache zu 
der Zusammenarbeit mit dem Parlament und der 
Regierung von Malta bekannt; einen einzigen Bei-
trag, in dem Zweifel geäußert wurden, habe ich ge-
hört. 

Wenn Besorgnis über den Interference Act geäu-
ßert worden ist, so geht es nicht darum, daß wir 
belehren wollen. Wir tun unsere Pflicht, wenn wir 
zu diesem konkreten Punkt unsere Sorge äußern. 
Wir mischen uns auch nicht in die internen Angele-
genheiten eines Mitgliedstaates des Europarates 
ein, wenn wir glauben, daß bei einem ganz genau 
bezeichneten Gesetz auf die Notwendigkeit der Ein-
haltung unserer gemeinsamen Regeln aufmerksam 
zu machen ist. Wir brauchen den Dialog mit den 
zuständigen Vertretern der Politik in Malta. 

Manche Kollegen haben den dringenden Wunsch 
zum Ausdruck gebracht, Malta solle in den Kreis 
dieser Parlamentarischen Versammlung zurück-
kehren. Im Entschließungsantrag des Rechtsaus-
schusses ist dies sehr deutlich ausgesprochen. Wir 
könnten den Dialog neu beginnen, wenn die Regie-
rung und das Parlament von Malta Delegationen 
des Rechts- und des Politischen Ausschusses in 
Malta empfangen würden. 

Einige Bemerkungen möchte ich noch zu den Ände

-

rungsanträgen des Kollegen Amadei machen. Ich 

tue das langsam, damit er gleich die Übersetzung 
mitverfolgen kann: Die Änderungsanträge 1 und 2 
bejahe ich, da sie einen zusätzlichen Appell zum 
Dialog auf der Insel beinhalten. Der Vorsitzende 
unseres Rechtsausschusses, Herr Kollege Elmquist, 
wird nachher hier die mit dem Kollegen Amadei 
abgesprochenen Änderungen vortragen. 

Die Änderungsanträge 3 und 4 gehören zusammen. 
Ich bitte darum, diese Anträge nicht anzunehmen. 
Die Entschließung befaßt sich mit Malta. Wir ha-
ben, als wir uns mit der Türkei befaßten, das Thema 
Malta auch nicht in die Türkei-Entschließung auf-
genommen. Ich will allerdings die Gelegenheit der 
Zusammenfassung unserer Debatte dazu nutzen, an 
Malta und an die Türkei zu appellieren, die Art. 46 
und 25 der Konvention anzunehmen. Ebenso 
möchte ich den Appell an Griechenland und Zypern 
richten, den Art. 25 der Konvention anzunehmen; 
dies sage ich ganz bewußt zu Protokoll. 

Wenn wir die Entschließung in breitem Konsens 
annehmen, werden wir sagen können: Wir haben 
unsere Pflicht getan. Ich bitte um Ihre Zustim-
mung. 

Entschließung 841 (1985) 

betr. das Gesetz über ausländische Einmischung 
und andere Fragen, die die Beziehungen zwischen 

Malta und dem Europarat beeinflussen 

Die Versammlung 

1. hat das vom maltesischen Abgeordnetenhaus 
am 31. August 1982 verabschiedete „Foreign In-
terference Act" (Gesetz über ausländische Ein-
mischung) geprüft; 

2. ist besorgt über einige Bestimmungen dieses 
Gesetzes, die so ausgelegt werden können, daß 
sie mit den in der Europäischen Menschen-
rechtskonvention verankerten Grundsätzen 
und insbesondere ihrem Artikel 10, der das 
Recht auf freie Meinungsäußerung ohne Rück-
sicht auf Landesgrenzen garantiert, nicht ver-
einbar sind; 

3. vertritt die Auffassung, daß diese Bestimmun-
gen auch so ausgelegt werden können, daß sie 
im Widerspruch zu der vom Ministerkomitee 
am 29. April 1982 angenommenen Erklärung 
über die Meinungs- und Informationsfreiheit 
stehen; 

4. stellt mit Genugtuung fest, daß das Verfas-
sungsgericht von Malta nunmehr aufgefordert 
worden ist, zu einigen Bestimmungen des Ge-
setzes Stellung zu nehmen; 

5. begrüßt die von der maltesischen Regierung öf-
fentlich bekundete Absicht, die Änderungsvor-
schläge der Opposition zu dem Gesetz gebüh-
rend zu berücksichtigen; 

6. bedauert, daß keine Einzelperson oder private 
Organisation die Möglichkeit hat, eine Indivi-
dualbeschwerde an die Organe der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention in Straßburg 

 



Drucksache 10/3322 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

zu richten, weil Malta Artikel 25 der Konven-
tion nicht anerkannt hat; 

7. bringt die Hoffnung zum Ausdruck, daß der Ge-
neralsekretär des Europarates gegebenenfalls 
die ihm nach Artikel 57 der Europäischen Men-
schenrechtskonvention übertragenen Befug-
nisse nutzt und die Regierung von Malta auf-
fordert, Auskunft darüber zu geben, wie sie die 
Konvention in Anbetracht des Gesetzes über 
ausländische Einmischung anwendet; 

8. würdigt den Beitrag der maltesischen parla-
mentarischen Delegation zur Arbeit der Ver-
sammlung in der Vergangenheit; 

9. bedauert, daß Malta derzeit keine Vertreter in 
die Parlamentarische Versammlung entsendet 
und nur selten im Ministerkomitee des Europa-
rates vertreten ist; 

10. fordert Maltas Regierung und Parlament drin-
gend auf, 

a) das Gesetz über ausländische Einmischung 
erneut zu prüfen, insbesondere unter dem 
Gesichtspunkt seiner Vereinbarkeit mit der 
Europäischen Menschenrechtskonvention; 

b) eine Delegation zur Entsendung in die Par-
lamentarische Versammlung zu benennen 
und regelmäßig an der Arbeit des Minister-
komitees teilzunehmen; 

c) die Fakultativbestimmungen der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention über das 
Recht auf Individualbeschwerde (Artikel 25) 
und über die obligatorische Gerichtsbarkeit 
des Gerichtshofes (Artikel 46) anzuerken-
nen; 

11. weist ihren Rechts- und ihren Politischen Aus-
schuß an, die Entwicklungen in bezug auf das 
Gesetz über ausländische Einmischung und da-
mit zusammenhängende Fragen kontinuierlich 
zu verfolgen und sich weiterhin um eine Infor-
mationsreise nach Malta zu bemühen; 

12. weist die beiden genannten Ausschüsse an, der 
Versammlung zu gegebener Zeit, spätestens je-
doch in der Januarsitzung 1986 Bericht zu er-
statten. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Generalsekretärs 
des Europarates, Marcelino Oreja 

(Themen: Süderweiterung der Europäischen Ge-
meinschaft sowie der Vertrag über die Gründung 
einer Europäischen Union — Bedeutung des Euro-
parates und sein Beitrag zur europäischen Eini-
gung — Notwendigkeit einer Konzentration der Tä-
tigkeit des Europarates durch Neufestsetzung von 
Prioritäten am Beispiel des intergouvernementalen 
Arbeitsprogramms für 1986 — Stärkung der Bezie-
hungen zwischen den europäischen Fachminister-
konferenzen und dem Europarat — Vorbereitung 
des Dritten mittelfristigen Arbeitsplans 1987-1991 
und seine Schwerpunkte) 

Tagesordnungspunkt: 

Bericht des Ministerkomitees 

Berichterstatter: Bundesminister des Auswärtigen 
der Bundesrepublik Deutschland, Hans-Dietrich 
Genscher, amtierender Vorsitzender des Minister

-

komitees 

Bundesminister Genscher. Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Europa steht 
in einem wichtigen Abschnitt seiner Geschichte. 
Die Europäische Gemeinschaft wird sich von zehn 
auf zwölf Mitglieder erweitern. Sie wird auf dem 
Europäischen Rat Ende Juni 1985 in Mailand politi-
sche Fortschritte zu erzielen versuchen. Die größere 
Gruppe der 21 Länder des Europarats hat in diesem 
Prozeß der Einigung unseres Europas ebenfalls 
eine bedeutsame Aufgabe. 

Der Europarat hat sich auch in den letzten drei 
Monaten, seitdem ich das letzte Mal vor Ihrem Ho-
hen Hause über die Arbeit des Ministerkomitees zu 
berichten die Ehre hatte, für dieses Ziel eingesetzt. 
Die Mitgliedstaaten sind entschlossen, dem Euro-
parat mehr politisches Profil zu verleihen. Ich stelle 
mit Genugtuung fest, daß wir — nicht zuletzt dank 
Ihrer tatkräftigen Unterstützung, Herr Generalse-
kretär — auf diesem Weg ein gutes Stück vorange-
kommen sind. 

Politische Schwerpunkte während der letzten Mo-
nate waren 

— die Entwicklung des politischen Dialogs, 

— die Beziehungen des Europarats zur Europäi-
schen Gemeinschaft, 

— die Nord-Süd-Fragen, 

— die Beziehungen zu Lateinamerika und 

— die West-Ost-Beziehungen. 

Die Minister haben im November 1984 mit einer 
Entschließung ihren politischen Willen zu einer 
stärkeren politischen Nutzung des Europarats be-
kundet. Das Sonderministertreffen am 29. Januar 
1985, zu dem die deutsche Präsidentschaft die Au-
ßenminister der Mitgliedstaaten eingeladen hatte 
und über das ich schon im Januar berichtet habe, 
war ein erster Meilenstein auf diesem Weg zu ei-
nem intensiveren Dialog. Diesen Dialog werden wir 
heute und morgen im informellen Ministertreffen 
und schließlich während der 76. Sitzung des Mini-
sterkomitees fortsetzen. Im Mittelpunkt stehen die 
unverändert aktuellen Themen der West-Ost-Bezie-
hungen, die Lage im Nahen und Mittleren Osten 
und die Lage in Lateinamerika. Der Generalsekre-
tär hat Vorschläge erarbeitet, wie dem politischen 
Dialog in Europa mehr Struktur und größere Wir-
kung — auch nach außen — gegeben werden kann. 
Darüber werden wir morgen in eine erste Beratung 
eintreten. 

Die Ministerbeauftragten haben einen Entwurf ei-
ner Entschließung über die Beziehungen des Euro-
parats zur Europäischen Gemeinschaft erarbeitet, 
der morgen den Ministern zur Beratung und, wie 
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ich hoffe, auch zur Verabschiedung vorliegt. Diese 
Entschließung bekundet den politischen Willen zur 
Intensivierung der Beziehungen zwischen beiden 
Organisationen. Es liegt im Interesse einer aktiven 
und realistischen Europapolitik, daß die beiden Gre-
mien, die sich — jedes auf seine Weise — ein stär-
keres Zusammenwachsen Europas zum Ziel gesetzt 
haben, möglichst eng und vertrauensvoll zusam-
menarbeiten. 

Die Europäische Gemeinschaft versteht sich als 
Teil des freiheitlich-demokratischen Europas. Sie 
arbeitet an ihrem Ausbau zur Europäischen Union. 
Sie tut das auf dem Boden der Kultur und der Zivi-
lisation, die sie mit anderen europäischen Staaten 
teilt, die nicht der Gemeinschaft angehören. 

Der Ausschuß für institutionelle Fragen, den der 
Europäische Rat in Fontainebleau berufen hatte, 
hat in seinem Abschlußbericht die Überzeugung 
zum Ausdruck gebracht, daß der Fortschritt beim 
Ausbau der Gemeinschaft den Interessen von Eu-
ropa als Ganzem dient. Auf der Grundlage des poli-
tischen Willens beider Organisationen wird es mög-
lich sein, zu einer engeren Zusammenarbeit zwi-
schen Europarat und Europäischer Gemeinschaft 
zu gelangen. Denkbare Bereiche sehe ich vor allem 
im Schutz und in der Förderung der Menschen-
rechte, im kulturellen Bereich, beim Schutz der 
Umwelt, im sozialen und im Rechtsbereich. 

Morgen stehen auf der Tagesordnung des Minister-
komitees Nord-Süd-Fragen. Eine wichtige Aufgabe 
ist dabei die Abhaltung einer Öffentlichkeitskam-
pagne für die Interdependenz zwischen Nord und 
Süd. 

Die deutsche Präsidentschaft hat ferner im Mini-
sterkomitee einen Gedankenaustausch über die 
Nord-Süd-Kulturzusammenarbeit angeregt. Es 
geht um einen Nord-Süd-Kulturdialog, der auch der 
kulturellen Identitätsfindung der Entwicklungslän-
der dienen soll. 

Neben den wirtschaftlichen Fragen sind in der Ent-
wicklungspolitik andere wichtige Überlegungen von 
Bedeutung: 

— der Respekt vor der Vielfalt und der Gleichwer-
tigkeit der Kulturen als dem geistigen Reichtum 
der Welt, 

— der Austausch und die partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit statt einseitiger Selbstdarstel-
lung, 

— die Beachtung und Förderung der kulturellen 
Identität der Entwicklungsländer. 

In der im Konsens verabschiedeten Erklärung von 
Mexiko der UNESCO von 1982 wird all denen eine 
Absage erteilt, die der gegenseitigen kulturellen Ab-
schottung zwischen Nord und Süd das Wort reden. 
Die kulturelle Identität eines Volkes — so die 
UNESCO — wird durch den Kontakt mit den Tradi-
tionen und den Wertvorstellungen anderer Völker 
erneuert und bereichert. Unsere Kultur- und Ent-
wicklungspolitik müssen darauf abzielen, die Ent-
wicklungsländer dabei zu unterstützen, sich nach 

ihren eigenen Fortschrittsleitbildern zu entwickeln. 
Deshalb leistet die Bundesregierung finanzielle 
Hilfe bei der Bewahrung des kulturellen Erbes un-
serer Partner in der Dritten Welt. 

Die beabsichtigte engere kulturelle Zusammenar-
beit des Europarats mit Lateinamerika könnte auch 
der Koordinierung nationaler Aktivitäten in diesem 
Bereich dienen. Der politische Dialog und die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit können durch die kul-
turelle Komponente abgestützt werden. 

Das Ministerkomitee wird morgen das Thema La-
teinamerika beraten. Europa und Lateinamerika 
sind durch eine lange Tradition guten Einverneh-
mens, gegenseitigen Vertrauens sowie wirtschaftli-
cher und kultureller Partnerschaft miteinander ver-
bunden. Wir alle in Europa haben ein großes politi-
sches Interesse an Stabilität und friedlicher Ent-
wicklung in dieser Region, an der Stärkung ihrer 
Demokratien und an der Achtung der Menschen-
rechte. 

Mit großer Sympathie haben wir den Übergang zur 
Demokratie in einer Reihe bedeutender Länder La-
teinamerikas begrüßt. Zur Amtseinführung der ge-
wählten Präsidenten Uruguays und Brasiliens hat 
das Ministerkomitee Glückwünsche übermittelt. 

Die Beziehungen Europas zu Zentralamerika ha-
ben mit der Konferenz von San José eine neue Qua-
lität erhalten. Mit dem politischen Dialog wollen 
wir Europäer die geduldigen und beharrlichen Be-
mühungen der Contadora-Staaten, aus der Region 
heraus eine Friedenslösung zu finden, ergänzen 
und stärken. Das Ministerkomitee hat im Februar 
in einer Botschaft an die zentralamerikanischen 
Staaten seine Unterstützung für den Contadora-
Prozeß zum Ausdruck gebracht. 

Die engen Kontakte zwischen der Parlamentari-
schen Versammlung und lateinamerikanischen 
Parlamentariern haben für den Demokratisierungs-
prozeß in Lateinamerika große Bedeutung. Der Eu-
roparat hat eine Botschaft von Freiheit und Demo-
kratie zu vermitteln, die in Lateinamerika mit gro-
ßer Bereitschaft aufgenommen wird. Die Reaktio-
nen auf die öffentlich ausgesprochene Unterstüt-
zung des Contadora-Prozesses durch das Minister-
komitee haben dies deutlich gemacht. 

Der Generalsekretär hat ein Dokument vorgelegt, 
das die Verstärkung der Zusammenarbeit des Euro-
parats mit Lateinamerika in ihren vielfältigen Mög-
lichkeiten aufzeigt. Die Ministerbeauftragten wer-
den sich auf ihrer nächsten Sitzung mit den einzel-
nen Anregungen des Generalsekretärs befassen. 

Im Mittelpunkt des politischen Meinungsaustau-
sches steht weiterhin das Thema der West-Ost-Be-
ziehungen. 

Am 12. März 1985 ist mit der Wiederaufnahme der 
Verhandlungen zwischen den USA und der Sowjet-
union ein neues Kapitel in den Abrüstungsverhand-
lungen aufgeschlagen worden. Mit der Aufnahme 
dieser Verhandlungen haben beide Großmächte 
den Wunsch nach einer allgemeinen Verbesserung 
ihrer Beziehungen bekundet. Dies eröffnet die 
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Chance, eine neue, zweite Phase der Entspannungs-
politik mit tiefergehenden, breiter angelegten und 
dauerhafteren Ergebnissen als in den 70er Jahren 
einzuleiten. Allerdings bedarf eine realistische Ent-
spannungspolitik einer klaren Sicht für das Mögli-
che und Notwendige. Überzogene öffentliche Er-
wartungen sind nicht hilfreich. Wir müssen klar 
und nüchtern erkennen: Die Verschiedenheit der 
politischen Systeme in ihren unterschiedlichen 
Wertordnungen bleibt ebenso bestehen wie die Not-
wendigkeit von Zusammenarbeit, Interessenaus-
gleich und Verständigung auch oder gerade ange-
sichts wachsender Rüstungspotentiale. Hier liegen 
die Aufgaben realistischer Entspannungs- und Si-
cherheitspolitik. 

Ein stabileres Verhältnis zwischen den Großmäch-
ten ist Voraussetzung für eine gedeihliche Entwick-
lung in Europa und überall in der Welt. Diese Ent-
wicklung darf sich jedoch nicht auf die Großmächte 
und die Sicherheitsfragen beschränken. Alle Staa-
ten, auch die kleineren und mittleren, müssen ohne 
Ausnahme mitwirken und ihren Beitrag leisten. 

Der KSZE-Prozeß in seiner ganzen Breite spielt 
hierbei eine zentrale Rolle. Auf der KVAE, also auf 
der Abrüstungskonferenz in Stockholm, wird der 
multilaterale Dialog über Sicherheitspolitik mit 
dem Ziel geführt, mehr Offenheit und Berechenbar-
keit im militärischen Verhalten der Teilnehmer-
staaten herbeizuführen und durch Vertrauensbil-
dung und umfassenden Gewaltverzicht den Frieden 
in der Welt sicherer zu machen. 

Vor uns liegt das KSZE-Expertentreffen über Men-
schenrechte in Ottawa. Es wird dort darum gehen, 
in einer offenen Aussprache gemeinsam nach Mög-
lichkeiten zu suchen, den Menschen in den KSZE

-

Teilnehmerstaaten die Rechte und Lebensbedin-
gungen zu schaffen, die ihnen auf Grund der 
Schlußakte von Helsinki und des Dokuments von 
Madrid zustehen. 

Gemeinsam mit unseren westlichen Partnern wer-
den wir in Ottawa weiterführende Vorschläge ein-
bringen. Damit sollen die bisher im KSZE-Prozeß 
übernommenen Verpflichtungen für die Menschen-
rechte bekräftigt, aber auch präzisiert und, wo mög-
lich, ausgebaut werden. Von besonderer Bedeutung 
sind für uns die Menschenrechte und Grundfreihei-
ten des einzelnen, für deren wirksame Gewährlei-
stung wir uns einsetzen. Die Empfehlung der Parla-
mentarischen Versammlung zur Frage der Men-
schenrechte im KSZE-Prozeß bietet eine Reihe 
wertvoller Anregungen und Anstöße, die uns und 
anderen Mitgliedstaaten des Europarates in der 
Vorbereitung des Expertentreffens von großem 
Nutzen sind. 

Unsere Bemühungen um die Stärkung und Vertie-
fung der West-Ost-Beziehungen gelten auch der 
kulturellen Zusammenarbeit mit den mittel- und 
osteuropäischen Staaten. Im West-Ost-Verhältnis 
kann es nicht nur — so wichtig das ist — um 
Sicherheitsfragen, um Abrüstungs- und Rüstungs-
kontrollthemen gehen. Sachbezogene Zusammenar-
beit im kulturellen, wissenschaftlichen, technischen 
und wirtschaftlichen Bereich ist für beide Seiten 

von Interesse und soll den Menschen unmittelbaren 
Nutzen bringen. 

Neben den bilateralen Beziehungen bietet sich auch 
im KSZE-Prozeß die Möglichkeit, den kulturellen, 
wissenschaftlichen Bildungsaustausch zu fördern. 
Dem für den Herbst dieses Jahres vorgesehenen 
Kulturforum im Rahmen des KSZE-Prozesses in 
Budapest kommt dabei große Bedeutung zu. Das 
Kulturforum soll zur Verdeutlichung der kulturel-
len Identität Europas beitragen. Es leistet damit zu-
gleich einen Beitrag zur Überwindung der Spaltung 
Europas und soll uns einer Friedensordnung näher-
bringen, die Systemgrenzen überwindet. 

Europa ist nicht nur eine wirtschaftliche und politi-
sche, sondern vor allem eine kulturelle Realität. Eu-
ropa verdankt seine Einheit nicht zuletzt der ge-
meinsamen Kultur und Geschichte seiner Völker, 
aller seiner Völker, ob sie heute in Freiheit leben 
oder ob sie noch auf die Freiheit verzichten müssen. 
Die europäische kulturelle Identität stellt sich als 
Einheit in der Vielfalt dar. Gerade das macht den 
kulturellen Reichtum unseres Kontinents aus. Alle 
europäischen Staaten haben ein gemeinsames In-
teresse an der Pflege und Entwicklung dieses Erbes 
und am Ausbau der kulturellen Beziehungen. Zur 
besseren Darstellung und Weiterentwicklung des 
europäischen kulturellen Erbes dienen die öffent-
lichkeitswirksamen Vorhaben nach dem Vorbild 
der großen erfolgreichen Ausstellungen des Euro-
parats. Die europäische kulturelle Identität ist stär-
ker als Systemgrenzen, und sie ist älter als Syste-
me. Es gilt, dieses gemeinsame kulturelle Bewußt-
sein zu stärken. Gleichzeitig gilt es, die geistigen 
und schöpferischen Leistungen jedes einzelnen 
Landes in Europa zu fördern. 

Der Europarat hat hier eine wichtige Aufgabe. Ich 
freue mich, daß die Ministerdelegierten meine An-
regung aufgegriffen und eine Entschließung zur eu-
ropäischen kulturellen Identität vorbereitet haben. 
Sie soll Ausgangspunkt für Überlegungen der 21 
Mitgliedstaaten des Europarats sein, wie die kultu-
relle Zusammenarbeit — bilateral, multilateral — 
mit den mittel- und osteuropäischen Staaten inten-
siviert werden kann. Diese Entschließung wird den 
Ministern morgen zur Entscheidung vorliegen. 

Herr Präsident, diese Bilanz der politischen Arbeit 
der letzten Monate zeigt, daß der Europarat deutli-
cheres Profil gewonnen hat, daß wir die Möglichkei-
ten unserer Organisation genutzt haben. 

Darüber sollen andere Aktivitäten nicht zu kurz 
kommen: Die Ministerbeauftragten haben Fort-
schritte bei der Erarbeitung eines Europäischen 
Übereinkommens zum Schutz von Wirbeltieren, die 
zu Versuchszwecken verwendet werden, erzielt. Sie 
haben weiter über ein Übereinkommen über den 
Schutz internationaler Wasserläufe vor Verschmut-
zung beraten. Eine interministerielle Arbeitsgruppe 
hat einen Bericht mit Vorschlägen zur gemeinsa-
men Bekämpfung des Terrorismus vorgelegt. Dar-
über werden die Minister morgen beraten. Die Ar-
beiten an einer wirkungsvollen und präventiven Be-
kämpfung der Folter sind von den Experten fortge-
setzt worden. Eine Arbeitsgruppe wird demnächst 
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ihre Beratungen über die Abhaltung einer Land-
kampagne aufnehmen. 

Lassen Sie mich zuletzt ein Ereignis erwähnen, das 
von besonderer Wichtigkeit ist: die erste Menschen-
rechtsministerkonferenz, die auf Einladung Oster-
reichs am 19. und 20. März 1985 in Wien stattgefun-
den hat. Der Präsident der Parlamentarischen Ver-
sammlung und Mitglieder Ihres Hohen Hauses ha-
ben an dieser Konferenz aktiv teilgenommen. 

Mit dieser Konferenz hat der Europarat erneut sein 
besonderes Engagement für den Schutz der Men-
schenrechte bekundet. Es wurde Bilanz gezogen 
über mehr als dreißig Jahre erfolgreicher und ver-
trauensvoller Zusammenarbeit unserer Mitglied-
staaten zum Schutz der Menschenrechte. Es wur-
den Perspektiven für die zukünftigen Arbeiten auf-
gezeigt. Die Weiterentwicklung des Menschen-
rechtsschutz-Systems wurde erörtert, die Frage auf-
geworfen, inwieweit der bestehende Menschen-
rechtskatalog angesichts der Entwicklung in Wis-
senschaft und Technologie noch ausreichend ist. 
Hier wurden wichtige Impulse gegeben, die die wei-
tere Arbeit des Europarats bestimmen werden. Die 
Minister haben sich auch mit der Lage der Men-
schenrechte in anderen Teilen der Welt befaßt. Sie 
haben die Staatengemeinschaft aufgerufen, für den 
Schutz und die universelle Geltung der Menschen-
rechte gemeinsam verstärkt einzutreten. Sie haben 
sich dafür ausgesprochen, im engen Kontakt der 
Regionen der Welt auf mehr gegenseitiges Ver-
ständnis und damit auch auf die universelle Durch-
setzung der Menschenrechte hinzuwirken. 

Der Europarat und die in ihm zusammengeschlos-
senen Staaten Europas sind in besonderem Maße 
berufen, sich für Demokratie und Menschenrechte 
einzusetzen: in den Mitgliedsländern und über die 
Grenzen der Europaratsstaaten hinaus. 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen, meine 
Herren, Europa muß den Herausforderungen des 
ausgehenden 20. Jahrhunderts gerecht werden — 
politisch, wirtschaftlich, gesellschaftspolitisch. Wir 
müssen den wachsenden Umweltschäden Einhalt 
gebieten. Wir, die Europäer, müssen nicht zuletzt 
auf wissenschaftlich-technologischem Gebiet unse-
ren Platz im Bereich der Spitzentechnologien be-
haupten und ausbauen. Hierzu bedarf es großer, ge-
meinsamer Anstrengungen. Der Wille, eine euro-
päische Technologiegemeinschaft zu bilden, darf 
nicht im Drahtverhau bürokratischer Bedenken 
steckenbleiben. 

Herr Präsident, morgen geht die deutsche Präsi-
dentschaft im Ministerkomitee zu Ende. Ich danke 
allen, die mit uns zusammen an der Verwirklichung 
der Aufgaben und Ziele unserer Organisation tat-
kräftig mitgewirkt haben. Das, was nicht zu Ende 
gehen wird, ist unser Engagement für den Europa-
rat, für seine Tätigkeit und für seine Verantwor-
tung. 

Ich rufe Sie alle auf, weiterhin in diesem Sinne mit 
ganzer Kraft für unsere europäische Sache zu wir-
ken. 

Der amtierende Vorsitzende des Ministerkomitees 
beantwortete schriftliche Fragen (Drucksache 5396) 
sowie mündlich gestellte Zusatzfragen. 

Schriftliche Fragen Nr. 1 bis 4 der italienischen Abg. 
Biancho und Sarti sowie des Senators Cifarelli 
betr.: Möglichkeiten einer Verbesserung der politi-
schen Beziehungen mit Osteuropa nach dem Wech-
sel in der Führungsspitze der UdSSR; der italieni-
schen Abg. Vecchietti, Gianotti, Antoni, Frau 
Francese und Polidoro betr.: Vertretung der euro-
päischen Interessen bei den Genfer Verhandlungen 
zwischen den USA und der UdSSR; des schweizeri-
schen Abg. Butty betr.: Satellitenkontrollsystem; des 
italienischen Abg. Milani betr.: europäische Beteili-
gung an der amerikanischen strategischen Vertei-
digungsinitiative (SDI) 

Bundesminister Genscher: Herr Präsident! Diese 
Fragen umfassen eigentlich alle Probleme des 
West-Ost-Verhältnisses, aber auch viele Probleme 
europäischer Identität und Interessenwahrneh-
mung. Ich bin mir deshalb der Schwierigkeit be-
wußt, in einer Antwort all diese Fragen beantwor-
ten zu wollen. Vielleicht können wir nachher in Zu-
satzfragen die Möglichkeit nutzen, diese für Europa 
außerordentlich bedeutsamen Themen noch weiter 
auszubauen. 

Ich bin der Meinung, daß die Interessen von West 
und Ost in einer hochgerüsteten Welt unabhängig 
von Führungen, Regierungen und Personen zu ei-
ner Verständigung zwingen, wenn unsere Welt 
nicht in der atomaren Katastrophe untergehen soll. 
Deshalb ist jede westliche Regierung in der Verant-
wortung, sich um ihre Beiträge zur Stabilität in der 
Welt zu bemühen, und deshalb ist auch jede Regie-
rung der Sowjetunion in der Verantwortung, ihren 
Beitrag für Stabilität und Ausgleich, für Abrüstung 
und Entspannung zu leisten. 

Am 8. Januar 1985 hat sich meines Erachtens ein 
bedeutsamer Vorgang vollzogen, der, wenn auch zu 
diesem Zeitpunkt der Führungswechsel in der So-
wjetunion noch nicht durchgeführt war, auf sowjeti-
scher Seite ganz sicher unter maßgeblicher Beteili-
gung des jetzigen Generalsekretärs der Kommuni-
stischen Partei der Sowjetunion zustande gekom-
men ist. 

Am 8. Januar 1985 haben sich die Außenminister 
der Vereinigten Staaten und der Sowjetunion über 
die Aufnahme von Verhandlungen verständigt. Ich 
sage „über die Aufnahme von Verhandlungen", 
denn man kann nicht sagen „über die Wiederauf-
nahme von Verhandlungen", weil die Verhand-
lungsabsichten, wie sie am 8. Januar 1985 zum Aus-
druck gekommen sind, Bereiche umfassen, die bis-
her nicht Gegenstand der Verhandlungen gewesen 
sind. 

Diese Erklärung vom 8. Januar 1985 geht über die 
Bedeutung normaler Erklärungen aus vergleichba-
ren Anlässen hinaus, und zwar zum einen wegen 
des breiten Themenkreises der Verhandlungen — 
er ist breiter als je zuvor bei Verhandlungen zwi-
schen den Vereinigten Staaten und der Sowjet-
union —, aber auch angesichts des Umstandes, daß 
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nicht nur die Tatsache der Verhandlungsaufnahme, 
nicht nur der Zeitpunkt der Verhandlungsauf-
nahme und nicht nur die Themen der Verhandlun-
gen definiert werden, sondern sich die Vereinigten 
Staaten und die Sowjetunion auch über die Ziele 
dieser Verhandlungen verständigt haben. 

Die Ziele dieser Verhandlungen sind dadurch be-
stimmt, daß man sagt: Das Ziel der Verhandlungen 
wird  es sein, wirksame Abkommen auszuarbeiten, 
die darauf abzielen, ein Wettrüsten im Weltraum zu 
verhindern und es auf der Erde selbst zu beenden 
und die Kernwaffen zu begrenzen und zu verrin-
gern sowie die strategische Stabilität zu stärken. 
Weiter heißt es: Beide Seiten sind der Überzeugung, 
daß die anstehenden Verhandlungen letztlich wie 
auch die Bemühungen allgemeiner Art zur Begren-
zung und Verringerung von Waffen überall zu der 
vollständigen Beseitigung der Kernwaffen führen 
sollten. 

Durch den letzten Satz werden also die Verhand-
lungen mit umfaßt, die an anderer Stelle stattfin-
den, z. B. die Verhandlungen im Genfer Abrüstungs-
ausschuß, wo es derzeit um die weltweite Ächtung 
der chemischen Waffen geht, die Verhandlungen 
bei der Europäischen Abrüstungskonferenz in 
Stockholm, wo es um vertrauensbildende Maßnah-
men in ganz Europa geht, die Verhandlungen in 
Wien, wo es um Truppenreduktionen in Mitteleu-
ropa geht. 

Es wird zum Ausdruck gebracht — auch das ist 
bedeutsam, und deswegen muß ich diesen Halbsatz 
noch einmal in Erinnerung rufen —, daß es das Ziel 
ist, die strategische Stabilität zu stärken. Dazu ist 
vorher gesagt worden, daß man über die Weltraum

-

- und Kernwaffen sowohl strategischer wie auch 
mittlerer Reichweite sprechen will, und zwar mit all 
den Fragen in bezug auf deren wechselseitiges Ver-
hältnis; sie sollen in dieser Beziehung in Erwägung 
gezogen und gelöst werden. Das heißt, man will sich 
über das wechselseitige Verhältnis der Mittelstrek-
kenraketen, der interkontinentalen Raketen und 
der Weltraumwaffen verständigen. Man will sich 
verständigen und die Probleme lösen, was bedeutet, 
daß man zu einer Kooperation bereit ist. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, diese 
Verhandlungsziele liegen im Interesse der Europä-
er. Die Verantwortung der Europäer besteht darin, 
ihre Interessen bei diesen Verhandlungen wahrzu-
nehmen. Wir als Verbündete der Vereinigten Staa-
ten von Amerika tun das in den Konsultationen, die 
wir im Bündnis haben, in Konsultationen, die übri-
gens enger sind, als wir es jemals vorher bei Ver-
handlungen gehabt haben. Wir müssen das aber na-
türlich auch tun, indem wir zu einem politischen 
Klima, einem Klima des Vertrauens in Europa, bei-
tragen, das diese Verhandlungen über Sicherheits-
fragen erleichtert. Hier gibt es eine besondere Ver-
antwortung der mittleren und der kleineren Staa-
ten, die wir wahrnehmen wollen, die wir wahrneh-
men müssen — gegenüber der Sowjetunion, aber 
auch gegenüber den Verbündeten der Sowjetunion, 
die gerade im Begriff sind, sich auf eine Fortdauer 
des Warschauer Paktes zu verständigen. Hier dür-
fen wir auch auf das Bezug nehmen, was Generalse

-

kretär Gorbatschow über die Rolle der mittleren 
und der kleineren Staaten in diesem West-Ost-Ver-
hältnis gesagt hat. 

Das heißt, die Antwort auf die Frage des Herrn Kol-
legen, was die europäischen Regierungen dafür zu 
tun gedenken, daß es zu einem positiven Ergebnis 
der Genfer Verhandlungen, welches auch in ihrem 
Interesse liege, kommt, und wie sie ihre Vorstellun-
gen zu Gehör bringen wollen, liegt darin: Wir als 
Verbündete der Amerikaner, wir innerhalb des 
Bündnisses, wir im Dialog mit den Ländern, die an 
den Verhandlungen in Genf beteiligt sind, also mit 
den USA und der Sowjetunion, aber auch, Herr Kol-
lege, im Dialog mit den Staaten des Warschauer 
Paktes, mit den großen und mit den kleinen, müs-
sen dazu beitragen, zu einem Erfolg zu kommen, 
und dies natürlich auch durch eine Belebung des 
KSZE-Prozesses. 

Ich bin der Meinung, daß vor dem Hintergrund der 
Genfer Verhandlungen dem 10. Jahrestag der Un-
terzeichnung der Schlußakte von Helsinki eine 
große Bedeutung zukommt. Deshalb treten wir da-
für ein, daß dieser 10. Jahrestag auf einer politi-
schen Ebene begangen wird und daß wir dem 
KSZE-Prozeß neue Impulse geben. 

Übrigens, meine Damen und Herren, sollten wir 
auch daran erinnern, daß noch nicht alle Verpflich-
tungen der Schlußakte von Helsinki und des zusätz-
lichen Dokumentes von Madrid erfüllt sind. Da gibt 
es j a noch sehr, sehr viel zu tun, um diese Erfüllung 
durchzusetzen. 

Bei früherer Gelegenheit habe ich hier vor Ihnen 
gesagt — und Sie haben sogar geklatscht —, daß 
wir dafür eintreten, daß aus Anlaß des 10. Jahresta-
ges der Schlußakte von Helsinki in allen Unter-
zeichnerstaaten das Dokument von Helsinki und 
das Madrider Dokument erneut veröffentlicht wer-
den müßten, wozu sich die Regierungen verpflich-
ten sollten. Ich muß Ihnen heute leider sagen: Wenn 
Sie mich fragen, ob wir uns in dieser Frage, ob wir 
uns verpflichten, daß diese Dokumente in den Mit-
gliedstaaten der KSZE neu veröffentlicht werden, 
damit sich die Bürger in den kommunistischen 
Staaten darauf auch berufen können, im westlichen 
Lager einig sind, so ist die Antwort ein Nein. Es gibt 
westliche Staaten, die dagegen sind, daß wir das in 
Helsinki zur Forderung erheben. Sie sind nicht 
etwa deshalb dagegen, weil sie etwas gegen die Do-
kumente hätten, sondern deshalb, weil sie sagen: 
Das kostet Geld; diese Publikation hat uns schon 
beim letztenmal Geld gekostet, und das wollen wir 
nicht noch einmal ausgeben. 

Dazu kann ich Ihnen nur sagen: Wenn es darum 
geht, die Dokumente von Helsinki in den kommuni-
stischen Staaten zur Veröffentlichung zu bringen, 
damit sich unsere europäischen Mitbürger dort auf 
diese Dokumente berufen können, dann kann kein 
Preis, in Geld ausgedrückt, dafür zu hoch sein, daß 
wir diese Ideen und Vorstellungen durchsetzen. 
Hier erbitten wir Ihren Rückenwind bei Ihren je-
weiligen Regierungen, damit nicht aus einer Frei-
heitsfrage eine Buchhalterfrage gemacht wird, son-
dern vielmehr wir alle uns dazu bekennen. 
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Es ist eine Frage nach den Satellitenkontrollsyste-
men gestellt worden. Meine verehrten Kollegen, 
diese Frage nach dem Satellitenkontrollsystem bie-
tet eine vorzügliche Gelegenheit, dem Eindruck ent-
gegenzutreten, als ob wir sozusagen an der 
Schwelle zur militärischen Nutzung des Weltraums 
stünden, sie aber noch nicht überschritten hätten. 
Der Weltraum wird heute schon militärisch genutzt. 
Die ballistischen Raketen zum Beispiel, die inter-
kontinentalen Raketen, durchqueren ja auf ihrer 
längsten Wegstrecke und mit ihrer größten Flugzeit 
den Weltraum. Das heißt, das, was im Augenblick 
über Defensivsysteme diskutiert wird, ist nicht der 
Eintritt in eine neue Entwicklung der erstmaligen 
Nutzung des Weltraums für militärische Zwecke. 

Es gibt eine weitere Nutzung des Weltraums für 
militärische Zwecke: die militärisch genutzten Be-
obachtungssatelliten. Meine Damen und Herren, 
von den militärisch genutzten Beobachtungssatelli-
ten gibt es nicht zu viele, sondern zu wenige. Ich 
würde mir wünschen, es gäbe mehr davon, denn je 
mehr wir voneinander wissen, je mehr Transparenz 
geschaffen wird, um so weniger müssen wir fürch-
ten, Überraschungsangriffen ausgesetzt zu sein. 
Transparenz ist eine der wichtigsten und unver-
zichtbaren Voraussetzungen für Vertrauensbil-
dung, und daher ringen wir doch gerade in Stock-
holm darum, die Sowjetunion von der Notwendig-
keit der Transparenz zu überzeugen. Das heißt, Be-
obachtungssatelliten sind Beiträge zur politischen 
und militärischen Stabilität. 

Gefahren für die politische und militärische Stabili-
tät sind Killersatelliten, die in der Lage sind, die 
Beobachtungssatelliten blind zu machen, und die 
damit die eine Seite gegenüber der anderen in den 
Nachteil bringen, daß sie weniger weiß. Diese Kil-
lersatelliten gibt es nicht auf der westlichen Seite; 
die besitzt nur die Sowjetunion. Deshalb halte ich 
es für notwendig, diese Form der militärischen 
Nutzung des Weltraums, nämlich die Nutzung 
durch Killersatelliten, schleunigst zu beenden, da-
mit Beobachtungssatelliten sicher sein können, da-
mit wir mehr von der anderen Seite wissen und die 
andere Seite mehr von uns weiß. 

An dieser Stelle möchte ich mit Ihrer Erlaubnis die 
Bemerkung machen, daß unsere freien und offenen 
demokratischen Systeme durch die Öffentlichkeit 
unserer Entscheidungsvorgänge eine Vorleistung 
an Transparenz und Berechenbarkeit erbringen. Es 
gibt eine ganze Reihe von Staaten des westlichen 
Bündnisses — mein eigenes Land gehört dazu —, 
die z. B. die Frage der Stationierung amerikani-
scher Raketen in einer jahrelang andauernden hef-
tigen öffentlichen Diskussion behandelt haben. Bei 
uns hat die Diskussion im Jahre 1978 begonnen, 
und die ersten Raketen wurden 1983 stationiert. In 
den Niederlanden wird heute noch diskutiert. Die 
Belgier haben die Diskussion in der ersten Phase 
gerade abgeschlossen. In Italien und im Vereinigten 
Königreich ist diskutiert worden. Ich frage, wann je 
vor der ersten Stationierung einer sowjetischen 
SS 20 es eine öffentliche Diskussion dieser Frage in 
der Sowjetunion gegeben hat. Wir wurden über-
rascht. Wir haben niemanden überrascht. Die 

Transparenz unserer demokratischen Systeme ist 
eine Stabilitätsvorleistung, die der Westen erbringt, 
gegenüber der die östlichen Staaten eine Bring-
schuld an Vertrauensbildung und Transparenz ha-
ben. 

Meine Damen und Herren, deshalb ist es wichtig, 
daß wir alles tun, um diese Beobachtungsmöglich-
keiten zu verbessern, weil uns das mehr Möglich-
keiten gibt. Wir profitieren von den Beobachtungs-
möglichkeiten der Amerikaner, aber ich muß Ihnen 
ganz offen sagen, daß ich es begrüßen würde, wenn 
wir Europäer das selbst tun könnten. Ich weiß jetzt 
gar nicht, ob ich da für alle meine Kollegen spreche, 
aber es ist ohnehin das Problem Ihrer Fragen, daß 
sie erst kommen, dann muß ich antworten, und da-
nach spreche ich mit meinen Kollegen. Ich hoffe, 
daß sie mich nach all dem, was ich hier gesagt habe, 
noch leben lassen. 

Nun wird nach der europäischen Haltung zum SDI-
Programm und zur europäischen Forschungskoor-
dinierungsagentur gefragt. Meine Damen und Her-
ren, da sind zwei Dinge voneinander zu unterschei-
den. Das technologische Problem, die technologi-
sche Herausforderung, die sich für Europa stellt, ist 
völlig unabhängig von dem SDI-Programm. Es ist 
doch ganz offenkundig, daß Europa im Wettbewerb 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika und im 
Wettbewerb mit Japan auf bestimmten Gebieten an 
Boden verloren hat. Ich sage „auf bestimmten Ge-
bieten"; auf anderen Gebieten sind wir Spitze, auf 
weiteren Gebieten sind wir gleichwertig. Aber es 
gibt eben Gebiete, auf denen die Amerikaner und 
auch die Japaner weit vor uns sind. 

Wir haben bisher von dem Prozeß der europäischen 
Einigung nicht den notwendigen Gebrauch ge-
macht, um die europäischen Kräfte zu bündeln. Wir 
bündeln nicht unsere Forschungskapazitäten; es 
gibt parallele, konkurrierende Forschung in Europa 
mit einem parallelen, konkurrierenden, also additi-
ven Mittelaufwand. Wir bezahlen dieselbe For-
schung drei- oder viermal, wo die Amerikaner sie 
einmal bezahlen, obwohl sie sicher nicht ärmer sind 
als wir. Unsere Forscher forschen parallel. Wir müs-
sen die Forscher zusammenführen, müssen das Ka-
pital für die Finanzierung der Forschungen zusam-
menführen, müssen den Austausch zwischen den 
Forschungsinstituten verbessern. 

Wir müssen natürlich auch die Hindernisse beseiti-
gen, die einer grenzüberschreitenden Kooperation 
unserer Gesellschaften entgegenstehen. Wir müs-
sen die  Hindernisse beseitigen, die durch unter-
schiedliche technische Normen die technologische 
Zusammenarbeit in Europa behindern. Das alles ge-
hört dazu. 

Das ist gemeint, wenn in dem Vorschlag der Beauf-
tragten der Staats- und Regierungschefs der Euro-
päischen Gemeinschaft für einen neuen Schritt in 
Richtung auf eine Europäische Union von der Not-
wendigkeit einer Technologiegemeinschaft Europa 
die Rede ist. Das ist gemeint, wenn die französische 
Regierung einen entsprechenden Vorschlag für die 
Bildung einer Technologiegemeinschaft Europa 
präsentiert hat. 
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Wir haben über diesen Vorschlag gestern auf der 
Ministertagung der Westeuropäischen Union ge-
sprochen, und ich muß Ihnen sagen, daß wir dort zu 
dem Ergebnis gekommen sind, daß wir, die dort ver-
sammelten sieben Staaten, uns in der Europäischen 
Gemeinschaft dafür einsetzen wollen, daß diese 
Technologiegemeinschaft gebildet wird. Es heißt 
dazu: In Anbetracht der wachsenden Bedeutung der 
Technologie bekräftigen die Minister ferner die 
Entschlossenheit der Mitgliedstaaten, die notwendi-
gen Maßnahmen im Rahmen der Europäischen Ge-
meinschaft zu ergreifen, um Europas eigene techni-
sche Kapazität zu stärken und dadurch die Schaf-
fung einer Technologiegemeinschaft zu erreichen. 

Das müßten wir tun, auch wenn es SDI überhaupt 
nicht gäbe. Wenn es ein Feld gibt, auf dem die Gren-
zen der Europäischen Gemeinschaft zu den ande-
ren Mitgliedstaaten des Europarates keine Rolle 
spielen müssen, wenn wir alle es wollen, dann ist es 
die technologische Zusammenarbeit. Ich sehe hier 
ein großes Feld der Möglichkeit der Zusammenar-
beit. Da geht es nicht um ein Budget, nicht um ähn-
liche Fragen, sondern um eine grenzüberschrei-
tende Kräftebündelung der Europäer. 

Nun kommt die Antwort auf die Frage nach der 
Reaktion auf die Einladung der Vereinigten Staaten 
zur Teilnahme am Forschungsteil des SDI-Pro-
gramms. Dazu haben die Staaten der Westeuropäi-
schen Union gestern zum Ausdruck gebracht, daß 
wir wünschen, daß es zu einer koordinierten Reak-
tion kommt, daß wir uns um eine koordinierte Re-
aktion bemühen. Es hat Pressestimmen gegeben, 
die besagt haben: Die haben sich nicht einmal dar-
über geeinigt, was die Reaktion ist. Ja, meine Da-
men und Herren, fragen Sie doch einmal bei den 
einzelnen Regierungen nach, ob diese Regierungen 
über ihre Reaktion schon abschließend beschlossen 
haben. Man kann nur das einigen, was die Regie-
rungen von sich aus für ihren Bereich beschlossen 
haben. Aber es war deutlich, daß die Bedeutung die-
ser Einladung, auch die technologische Bedeutung, 
von allen Staaten erkannt wird. 

Was die deutsche Bundesregierung angeht, so hat 
der Herr Bundeskanzler ja für die ganze Regierung 
und für die die Regierung tragenden Fraktionen 
unsere Auffassung am letzten Donnerstag im Deut-
schen Bundestag sehr klar zum Ausdruck ge-
bracht. 

Meine Damen und Herren, aus manchen der Fra-
gen, die ich gelesen habe und die noch kommen 
werden, klingen Worte der Kritik daran hervor, daß 
die Amerikaner europäische Interessen nicht aus-
reichend berücksichtigten. Ich sage Ihnen, die 
größte Gefahr für die Wahrnehmung europäischer 
Interessen ist die mangelnde Entschlossenheit, ist 
die Uneinigkeit der Europäer selbst. Der Schlüssel 
zur Lösung dieses Problems liegt bei uns, nicht in 
Washington. 

Der schweizerische Abg. Butty stellte eine Zusatz-
frage betr. die Beteiligung neutraler Staaten am Sa-
tellitenkontrollsystem. 

Bundesminister Genscher: Herr Kollege, es gibt viel

-

fältige Möglichkeiten, diese Kontrolle durch Satelli

-

tensysteme, durch weltraumgestützte Beobach-
tungssysteme durchzuführen. Die Teilnahme an 
technologischen Programmen zur Schaffung sol-
cher Systeme sollte sicher für alle offen sein, die 
dazu beitragen wollen. Ich persönlich würde es für 
falsch halten, wenn jemand auf die Idee käme, zu 
sagen, im Besitz des Wissens solcher Kontrollsy-
steme dürften nicht die sein, die nicht der EG bzw. 
nicht dem westlichen Bündnis angehören. Wenn 
Transparenz das Ziel solcher Beobachtungssysteme 
ist, dürfen wir ja bei der Beobachtung selbst nicht 
bestimmte Leute ausschließen. Ich finde also, daß 
jeder, der daran interessiert ist, an technologischen 
Entwicklungen teilzunehmen, das als sein Interesse 
äußern sollte. Dann wird man sehen, was man ge-
meinsam machen kann. 

Die Erfahrung der letzten Jahre zeigt im übrigen, 
daß gerade bei technologischen Entwicklungen in-
stitutionelle Fragen und institutionelle Zusammen-
schlüsse gar nicht die entscheidende Bedeutung ha-
ben. Vielmehr haben wir eine Reihe technologi-
scher Projekte, wo sich völlig unabhängig davon, ob 
man einer Gemeinschaft angehört oder nicht, be-
stimmte Staaten zusammengeschlossen und gesagt 
haben, wir entwickeln etwas gemeinsam. Der Air-
bus ist dafür ein klassisches Beispiel; es gibt auch 
noch andere. 

Lassen Sie uns also unabhängig von der Frage „Zu-
gehörigkeit zur Europäischen Gemeinschaft, ja 
oder nein?" unsere technologischen Möglichkeiten, 
die menschlichen Ressourcen und die finanziellen 
Möglichkeiten auf einem großen Markt bündeln, 
damit wir zu gemeinsamen Ergebnissen kommen. 
Die Europäer sind weder dümmer noch fauler noch 
im Kern ärmer als die Amerikaner; nur haben sie 
es bisher noch nicht verstanden, das alles zusam-
menzulegen und zu organisieren. 

Ich habe jetzt nicht präsent, wie viele unterschiedli-
che Autotelefonsysteme in Europa erforscht und 
entwickelt worden sind. Ich weiß nur eines: daß 
unsere europäischen Staaten für Forschung und 
Entwicklung von Autotelefonsystemen mit Abstand 
mehr Geld ausgegeben haben, als in den Vereinig-
ten Staaten dafür ausgegeben worden ist, und zwar 
auch an öffentlichen Forschungsmitteln, die da hin-
eingesteckt wurden, und zwar einfach deshalb, weil 
die Vereinigten Staaten nicht den Ehrgeiz hatten, 
für ihre verschiedenen Bundesstaaten, also für den 
Staat Kalifornien oder für den Staat Utah oder für 
den Staat New York, unterschiedliche Autotelefon-
systeme zu entwickeln. Die Vereinigten Staaten 
gingen mit Recht davon aus, daß die Autofahrer 
auch Grenzen innerhalb der Vereinigten Staaten 
überschreiten. Davon hätte man eigentlich auch bei 
der Entwicklung der Autotelefone hier in Europa 
ausgehen sollen. Man hat das aber nicht getan, und 
deswegen hatten wir eine echte Ressourcenver-
schwendung. Das ist ein klassisches Beispiel für 
eine wirkliche Verschwendung von Forschungs-
möglichkeiten und finanziellen Ressourcen. Das 
meine ich, wenn ich sage, daß man unabhängig von 
der Zugehörigkeit zur Europäischen Gemeinschaft 
etwas in Projekten zusammenführen soll. 
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Der italienische Abg. Milani stellte eine Zusatz-
frage betr. die europäische Technologiegemein-
schaft und die fünfte Computer- sowie die dritte 
Chipgeneration. 

Bundesminister Genscher: Herr Abgeordneter, viel-
leicht muß man sogar sagen: Wir können diese For-
schungsvorhaben nur auf europäischer Ebene ge-
meinsam bewältigen. Wahrscheinlich reichen die 
Möglichkeiten der einzelnen Mitgliedstaaten gar 
nicht mehr aus. Das ist der Grund, warum ich für 
gemeinsame Projekte ebenso wie für eine Bünde-
lung der Forschungskapazitäten in jeder Bezie-
hung eintrete. Das gilt natürlich vor allen Dingen 
auch für solche fortgeschrittenen Entwicklungen, 
wie Sie sie genannt haben. Denn die Spitzentechno-
logien entscheiden ja über das Bild unserer Welt, 
über die Entwicklung unserer Welt und natürlich 
auch über die Konkurrenzfähigkeit Europas. 

An dieser Stelle muß ich zugleich feststellen, daß 
wir den technologischen Wettlauf, die technologi-
sche Konkurrenz mit den Vereinigten Staaten und 
mit den Japanern nur bestehen können, wenn wir 
den in allen europäischen Staaten — wenn auch 
unterschiedlich — vorhandenen technologiefeindli-
chen Kulturpessimismus überwinden. Es lähmt un-
sere Kräfte, wenn technologische Entwicklungen 
verteufelt werden. Technologische Entwicklungen 
sind aus sich heraus nie gut oder schlecht. Der Ge-
brauch, den wir Menschen davon machen, entschei-
det darüber, ob etwas Gutes oder Schlechtes daraus 
wird. 

Ich finde es deshalb sehr gut, daß sich die Tagung, 
die am 19. und 20. März in Wien stattgefunden hat, 
auch mit der Frage befaßt hat, ob der Menschen-
rechtskatalog angesichts technologischer Entwick-
lungen einer Ergänzung bedarf. Hier sind zum Bei-
spiel die Probleme der Biotechnologie zu beachten. 
Dabei dürfen wir nicht vergessen, daß alles das, was 
wir im Bereich des Umweltschutzes heute tun — 
eigentlich ist das ja Schadensminderung, und im 
Grunde geht es darum, Schäden gar nicht erst ent-
stehen zu lassen —, alsbald vielleicht als vorsint-
flutlich erscheint, wenn sich Mikroelektronik und 
Biotechnologie völlig durchgesetzt haben. Denn 
dann wird es uns ermöglicht, natürliche Produkti-
onsweisen, materialsparende Produktionsweisen 
einzusetzen, die viele der ganz großen Probleme des 
Umweltschutzes, die wir heute haben, gar nicht erst 
entstehen lassen. 

Wenn wir uns die Probleme der Welternährung an-
sehen, dann können wir davon ausgehen, daß man-
che Probleme der Welternährung gerade mit der 
Fortentwicklung der Biotechnologie gelöst werden 
können. Gleichzeitig müssen wir uns bewußt sein, 
daß die Manipulation an menschlichen und tieri-
schen Genen Gefahren und ganz große Herausfor-
derungen für uns in sich birgt bzw. aufwirft. Hier ist 
es notwendig, daß wir diese Gefahren moralisch 
und — wo notwendig — auch rechtlich, juristisch 
beherrschen. Allerdings sind diese Gefahren und 
Herausforderungen kein Grund zur Fortschrittsver-
weigerung. Vielmehr müssen wir den Fortschritt in 
den Dienst der Humanisierung der Welt stellen: der 

Humanisierung der Welt durch den Schutz unserer 
natürlichen Lebensgrundlagen vor entstehenden 
Schäden, der Humanisierung der Arbeitswelt. Die 
höhere Lebenserwartung, die wir in unseren Staa-
ten heute haben, ist — das ist eine der Ursachen, es 
gibt darüber hinaus noch andere — auf die durch 
technologische Entwicklungen ermöglichte Huma-
nisierung der Arbeitswelt zurückzuführen. 

Das heißt: Hier sind uns ganz große Herausforde-
rungen gestellt. Es reicht nicht aus, Kapital für For-
schung zur Verfügung zu stellen, Forschungsinsti-
tute zu gründen, Kooperationsverträge zu schlie-
ßen, Normen anzunähern. Wichtig ist eben auch, 
daß wir der Bevölkerung in unseren Mitgliedstaa-
ten — auch und gerade der heranwachsenden Ge-
neration — nicht nur Technologiefeindlichkeit pre-
digen, Kulturpessimismus verbreiten. Vielmehr 
müssen wir das Vertrauen der Menschen, ihren Wil-
len, von der Technik einen gerechten und guten 
Gebrauch zu machen, stärken, weil wir die Zukunft, 
die Herausforderung mit den Amerikanern und Ja-
panern nur so bestehen können. 

Schriftliche Frage Nr. 5 des französischen Abg. Val-
leix betr. die Eignung des Europarates als Rahmen 
für eine europäische Antwort auf die amerikani-
sche SDI und die Haltung der Bundesrepublik 
Deutschland zum französischen Eureka-Vorschlag; 
schriftliche Frage Nr. 6 der italienischen Abg. Bian-
cho, Sarti und Senators Cifarelli betr. die Stärkung 
der wissenschaftlichen und technologischen Zu-
sammenarbeit unter gleichzeitiger Berücksichti-
gung der Probleme der Lebensqualität. 

Bundesminister Genscher: Herr Präsident, ich glau-
be, daß ich dies bereits weitgehend beantwortet 
habe. Ich möchte nur noch einmal unterstreichen, 
daß jedenfalls die sieben Regierungen, die in Bonn 
im Rahmen der Westeuropäischen Union versam-
melt waren, dort durch ihre Außen- und Verteidi-
gungsminister zum Ausdruck gebracht haben, daß 
sie einer Technologiegemeinschaft Europas positiv 
gegenüberstehen, daß sie das wollen. Das bedeutet 
auch Unterstützung des französischen Vorschlags, 
der in diese Richtung geht. Es gibt zwar unter-
schiedliche Meinungen über die Errichtung einer 
Technologieagentur, aber das ist nicht die prinzi-
pielle Frage, die ansteht. Die prinzipielle Frage ist 
die Bildung einer Technologiegemeinschaft, die Or-
ganisation ist eine zweite. Die Bundesregierung 
zum Beispiel hat aus ihrer Ordnungspolitik heraus 
größtes Interesse an der Bildung der Technologie-
gemeinschaft. Aber unsere Ordnungspolitik läßt 
uns gleichzeitig an der Agentur selbst, an diesem 
organisatorischen Punkt, Bedenken anmelden. 

Also, ich glaube, daß ich diese Fragen im wesentli-
chen beantwortet habe. Ich habe mich hier auch zur 
Mobilität der Forscher, zum Informationsaustausch 
geäußert. Wenn hier davon die Rede ist, einen wis-
senschaftlich-technischen Raum Europa zu schaf-
fen, dann kann ich dem wirklich nur aus Überzeu-
gung zustimmen. Ich glaube, daß ich schon bei den 
vorangegangenen Fragen zur Begründung dieser 
Auffassung vieles gesagt habe. 
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Schriftliche Frage Nr. 7 des schwedischen Abg. Kör-
lof betr. neue Formen des Terrorismus in Europa 
und Möglichkeiten für eine systematische Zusam-
menarbeit der nationalen Polizeikräfte. 

Bundesminister Genscher: Herr Abgeordneter, na-
türlich ist sich der Ministerrat der großen Gefahren 
des Wiederauflebens des Terrorismus bewußt. Wir 
sind uns dessen bewußt, daß es sich dabei um einen 
Menschenleben verachtenden Terrorismus und um 
eine große Herausforderung für unsere freiheitli-
chen Gesellschaften handelt. Wir sind uns dessen 
bewußt, daß unsere Antworten immer nur Antwor-
ten freiheitlicher Gesellschaften sein können. Das 
Wort „nur" enthält nicht eine Bedauern zum Aus-
druck bringende Einschränkung, sondern damit 
bringe ich das Vertrauen in die Überzeugungskraft 
unserer demokratischen Systeme zum Ausdruck. 

Wir haben uns mit drei Formen des Terrorismus 
auseinanderzusetzen. Wir haben uns mit dem Ter-
rorismus auseinanderzusetzen, der in unseren eige-
nen Ländern vorhanden ist, dessen Ursachen in den 
eigenen Ländern zu suchen sind. Wir haben uns mit 
Formen des internationalen grenzüberschreitenden 
Terrorismus zu befassen. Und wir haben uns 
schließlich mit von Regierungen anderer Staaten 
geförderten, unterstützten, manchmal sogar befoh-
lenem Staatsterrorismus auseinanderzusetzen. Die 
Herausforderung ist gleich, das Entgegentreten 
kann und muß unterschiedlich sein. 

Ich bin Ihrer Meinung, daß beim grenzüberschrei-
tenden Terrorismus die Zusammenarbeit der Poli-
zei mit allen Kräften weiter verbessert werden 
muß. Die Bundesregierung — wie wir wissen, tun 
dies auch die anderen Staaten des Europarats — 
bemüht sich um eine solche engere Zusammenar-
beit. Diese engere Zusammenarbeit der Polizei ist 
auch Gegenstand der Beratungen einer intermini-
steriellen Arbeitsgruppe, über die wir morgen auch 
in unserem Ministerkomitee sprechen werden. Es 
ist darüber hinaus aber auch notwendig, bei der 
Bekämpfung des Staatsterrorismus, der uns von an-
deren Staaten in die eigenen Staaten geschickt 
wird, Solidarität zu zeigen. 

Schriftliche Frage Nr. 8 des spanischen Abg. Arbeola 
betr. Folgemaßnahmen des Ministerkomitees im 
Zusammenhang mit der Empfehlung 971 (1983) über 
eine gesetzliche Regelung gegen den Tatbestand 
der Folter. 

Bundesminister Genscher: Herr Abgeordneter, ein 
Expertenkomitee berät derzeit über den Entwurf 
eines Europäischen Übereinkommens für einen 
wirksameren Schutz zur präventiven Bekämpfung 
der Folter. Wir rechnen damit, daß die Ergebnisse 
1986 vorliegen. Auch die Bundesregierung sieht 
dem Ergebnis der Prüfung durch die Experten mit 
Erwartung entgegen. Sie begrüßt und unterstützt 
alle Maßnahmen zur wirksamen Bekämpfung der 
Folter. 

Meine sehr geehrten Kollegen, in unseren nationa

-

len Parlamenten befassen wir uns mit den schreck

-

lichen Auswirkungen der Folter. Dies tun wir auch 
im Europarat, im Europäischen Parlament und in 
den Vereinten Nationen. Ich habe in den Vereinten 
Nationen vor einigen Jahren die Errichtung eines 
Menschenrechtsgerichtshofs der Vereinten Natio-
nen vorgeschlagen mit dem Ziel, dort konkrete 
Fälle von einem objektiven Gremium verhandeln 
zu lassen. 

Dieser Menschenrechtsgerichtshof ist bis heute 
nicht errichtet worden. Es ist wiederum nicht so, 
daß das nur an mangelnder Unterstützung solcher 
Staaten liegt, von denen wir wissen, daß sie unsere 
Wertvorstellungen bezüglich Menschenwürde, per-
sönlicher Freiheit und Menschenrechte nicht teilen. 
Vielmehr ist der Umstand, daß ein solcher Vor-
schlag noch nicht verwirklicht worden ist, auch auf 
die mangelnde Unterstützung rechtsstaatlicher De-
mokratien zurückzuführen. Das wird mich aller-
dings in meinem Eintreten für einen Menschen-
rechtsgerichtshof nicht beirren, weil ich unverän-
dert der Meinung bin, daß wir ein solches Gremium 
in der Staatengemeinschaft brauchen, wenn wir 
auch diese schreckliche Geißel der Menschheit, die 
Folter, wirksam zur Entscheidung stellen wollen, 
wenn wir es möglich machen wollen, daß ein objek-
tives Gremium zur Folter und ihren grausamen 
Auswirkungen Stellung nimmt. 

Ich halte die Folter für eine der schrecklichsten 
Geißeln der Menschheit. Im Rahmen unserer Mög-
lichkeiten sollten wir alles tun, um ihr entgegenzu-
treten. Das würden wir wirkungsvoll dann tun, 
wenn über die Berechtigung des Vorwurfs der Fol-
ter ein objektives Gremium der Staatengemein-
schaft der Vereinten Nationen entscheiden könnte. 

Schriftliche Frage Nr. 9 des österreichischen Abg. Dr. 
Steiner zur Durchführung der 9. Europäischen Fa-
milienministerkonferenz vom 18. bis 20. Juni 1985 
in La Valetta. 

Bundesminister Genscher: Herr Abgeordneter, das 
Ministerkomitee ist zu Beginn dieses Jahres dar-
über informiert worden, daß Malta eine inoffizielle 
Einladung an alle Mitgliedstaaten zur 9. Sitzung der 
Europäischen Familienministerkonferenz im Juni 
dieses Jahres in La Valetta gesandt hat. Jede Fach-
ministerkonferenz ist in der Entscheidung über ih-
ren Tagungsort natürlich souverän. Aber erlauben 
Sie mir eine persönliche Bemerkung: Ein Land, das 
zu wichtigen Tagungen einlädt, sollte sich auch 
durch das Maß seines Interesses und seiner Mitwir-
kung im Europarat für eine solche Einladung legiti-
mieren. 

Der österreichische Abg. Dr. Steiner stellte folgende 
Zusatzfrage: 

Herr Minister, ich danke für diese Antwort. 

Ich habe ausschließlich eine grundsätzliche Frage: 
Zusammen mit einem Kollegen habe ich vor einiger 
Zeit eine Resolution eingebracht, die ungefähr so 
lautet, daß im Ministerkomitee ein Land, das keine 
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Delegation in die Parlamentarische Versammlung 
zu schicken vermag oder nicht will, dort kein 
Stimmrecht haben sollte. — Wie würden Sie sich zu 
diesem Vorschlag stellen? 

Ich danke, Herr Vorsitzender. 

Bundesminister Genscher: Herr Abgeordneter, jetzt 
kann ich wirklich nur für mich sprechen: Dieser 
Antrag spricht mir aus der Seele. 

Schriftliche Frage Nr. 10 des türkischen Abg. Inan 
betr. die Lage der türkischen Minderheit in Bulga-
rien und die Verpflichtungen dieses Landes aus der 
KSZE-Schlußakte von Helsinki. 

Bundesminister Genscher: Herr Abgeordneter, die 
Lage der türkischen Minderheit in Bulgarien war 
bislang noch nicht Gegenstand der Beratungen des 
Ministerkomitees. Ich bin aber sicher, daß die be-
sorgniserregenden Meldungen die Regierungen der 
Mitgliedstaaten veranlassen werden, darüber auch 
im Ministerkomitee zu sprechen. Ich selbst habe 
meine Sorge bei meinem jüngsten Besuch in Sofia 
im März zum Ausdruck gebracht. 

Schriftliche Frage Nr. 11 des türkischen Abg. 
Özarslan betr. den Sichtvermerkzwang für türkische 
Staatsangehörige in einzelnen Mitgliedstaaten des 
Europarates und seine Vereinbarkeit mit der Emp-
fehlung 906 (1980) der Parlamentarischen Versamm-
lung. 

Bundesminister Genscher: Herr Abgeordneter, die 
Frage des Sichtvermerkszwangs, um die es hier 
geht, ist zu beurteilen unter dem Gesichtspunkt der 
Wahrung der Interessen derjenigen Länder, die die-
sen Sichtvermerkszwang aussprechen, aber auch 
derjenigen, die den Sichtvermerkszwang beantra-
gen. 

Ich kann nicht für jedes der einzelnen Länder spre-
chen. Die Motive mögen unterschiedlich sein. Ich 
kann nur für die Bundesrepublik Deutschland 
sprechen. Wir haben mit Wirkung vom 5. Oktober 
1980 den Sichtvermerkszwang für türkische Staats-
angehörige eingeführt. Wir haben das übrigens 
nicht einseitig gemacht, sondern in Abstimmung 
mit der türkischen Regierung, die vor Übernahme 
der Macht durch den General bestanden hat. Wir 
haben dies getan, weil die Zahl türkischer Staatsan-
gehöriger, die in unser Land kamen, die Aufnahme-
fähigkeit unseres Landes überschritten hatte und 
weil es weder im Interesse der deutschen noch der 
türkischen Staatsangehörigen liegen kann — das 
gilt sicher auch bezüglich anderer Länder —, daß 
türkische Staatsangehörige in der Erwartung eines 
höheren Lebensstandards in unser Land kommen, 
in dieser Erwartung ihre Heimat verlassen und in 
ihrer Heimat entwurzelt werden, ohne daß wir ih-
nen eine ausreichende wirtschaftliche und soziale 
Lebensgrundlage bieten können. 

Es ist unsere Verantwortung und, wie ich finde, 
auch die Verantwortung der türkischen Regierung, 

daß wir solchen Gefahren, solchen persönlichen 
Fehlentscheidungen vorbeugen, weil es sehr schwer 
ist, solche persönlichen Entscheidungen, wenn man 
die Aussichtslosigkeit der Lage für neu hinzukom-
mende türkische Staatsangehörige bei uns sieht, zu 
korrigieren. 

Deshalb ist diese Maßnahme keine diskriminieren-
de, sondern eine verantwortungsvolle Maßnahme 
im Interesse der eigenen Staatsbürger, aber auch 
im Interesse der türkischen Staatsbürger. Wir kön-
nen nicht an einem Prozeß der modernen Völker-
wanderung interessiert sein, der soziale Probleme 
verlagert und zur Akkumulation neuer sozialer Pro-
bleme führt. Das entspricht weder den Idealen, de-
nen wir uns in der Europäischen Gemeinschaft, 
noch den Idealen, denen wir uns hier im Europarat 
verbunden fühlen. 

Deshalb sind wir der Auffassung, daß unserer Ver-
antwortung für ein Europa der Freiheit, der Zivili-
sation, der sozialen Gerechtigkeit besser entspro-
chen wird, wenn wir durch eine enge wirtschaftli-
che Zusammenarbeit dafür sorgen, daß sich die 
wirtschaftliche Entwicklung in allen europäischen 
Staaten, auch in der Türkei, so vollzieht, daß dort 
wirtschaftliche und soziale Verhältnisse vorhanden 
sind, die jedenfalls nicht aus wirtschaftlichen und 
sozialen Gründen Veranlassung dazu geben, daß 
Menschen ihr eigenes Land verlassen. Wirtschaftli-
che und soziale Gründe dürfen in einer menschen-
würdigen Gesellschaft nie Anlaß zur Entwurzelung 
sein. Das Bemühen um gesunde soziale und wirt-
schaftliche Verhältnisse in allen europäischen Staa-
ten ist deshalb Ausdruck einer gemeinsamen Ver-
antwortung. 

Das ist auch der Grund, warum meine Regierung 
nicht nur die bilaterale wirtschaftliche Zusammen-
arbeit mit der Türkeit fortgesetzt hat und weiter 
ausbaut, sondern warum wir uns auch in der Euro-
päischen Gemeinschaft für diese wirtschaftliche 
Zusammenarbeit einsetzen, die der Türkei die Mög-
lichkeit geben soll, ihre wirtschaftlichen und sozia-
len Probleme zu überwinden. 

Ich habe einmal — sicher in vereinfachter Form  — 
in  einer Veranstaltung, die lange zurückliegt, gesagt 
— ich möchte es heute wiederholen, weil die verein-
fachte Form immer bildhaft macht, worum es 
geht —: Unsere Verantwortung auch gegenüber 
dem einzelnen Menschen ist es, die Maschinen zu 
den Menschen zu bringen und nicht zuzulassen, daß 
die Menschen, die Arbeit finden wollen, der Heimat 
entwurzelt werden und an anderer Stelle Arbeit su-
chen müssen. Auch darin liegt die Einführung des 
Visazwangs begründet; es handelt sich hier also 
nicht um eine Maßnahme der Diskriminierung. 

Der türkische Abg. Özarslan stellte eine Zusatzfrage 
betr. die Haltung des Ministerkomitees gegenüber 
der willkürlichen Anwendung des Visazwangs in 
einzelnen Mitgliedstaaten. 

Bundesminister Genscher: Herr Abgeordneter, ich 
glaube, wir müssen zwischen der Aufrechterhal- 
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tung des Visazwangs einerseits und der Frage, ob 
Ehegatten zueinander- und Kinder zu den Eltern 
kommen können, andererseits unterscheiden. Es 
hat nie einen Zweifel gegeben, daß wir Familien 
nicht auseinanderreißen wollen. Aber die Einfüh-
rung des Visazwangs hat das auch nicht zum Ziel, 
sondern sie dient gerade auch der Verhinderung 
neuer Fälle von auseinandergerissenen Familien. 
Häufig ist es ja so, daß zunächst der Ehemann und 
Vater in ein Land der Gemeinschaft oder in ein Mit-
gliedsland des Europarats geht und erst später die 
Frage der Familienzusammenführung aufgeworfen 
wird. 

Wir sind uns der Verantwortung für den Schutz der 
Familie voll bewußt. Wir sind uns aber auch der 
Verantwortung bewußt, von der ich anfangs sprach, 
nämlich der Notwendigkeit, niemanden in der Illu-
sion zu bestärken, daß es heute angesichts einer 
Millionenzahl von Arbeitslosen — allein in der Eu-
ropäischen Gemeinschaft haben wir mehr als 
13 Millionen Arbeitslose — reale Chancen gäbe, in 
den Staaten der Gemeinschaft eine berufliche Tä-
tigkeit zu finden. 

Es kann nicht Ziel der Politik unserer Staaten, es 
kann auch nicht Ziel der Politik der Türkei sein, 
Menschen diesem Schicksal zu überantworten. Ich 
hielte dies für eine nicht verantwortbare Politik. 
Deshalb glaube ich, daß dieser Visazwang noch für 
eine lange Zeit wird bleiben müssen, jedenfalls so-
lange nicht die Lebensverhältnisse zwischen den 
meisten Staaten der Europäischen Gemeinschaft 
und auch vieler Mitgliedstaaten des Europarates ei-
nerseits und der Türkei andererseits so einander 
angeglichen sind, daß materielle Gründe für Men-
schen Anlaß sind, ihre Heimat zu verlassen. 

Ich sage noch einmal: Die Schaffung von Arbeits-
möglichkeiten in der Türkei nach der Devise, die 
Maschinen zu den Menschen zu bringen und es 
nicht umgekehrt zu machen, ist auch Ausdruck hu-
maner Verantwortung gegenüber allen Beteiligten. 

Schriftliche Frage Nr. 12 des belgischen Abg. Dejar-
din  betr. die Lage der Flüchtlinge und Asylsuchen-
den, insbesondere der sogenannten „refugees in  or-
bit".  

Bundesminister Genscher: Herr Abgeordneter, wir 
würden es begrüßen, wenn der Expertenausschuß 
für Asyl- und Flüchtlingsfragen seine Arbeiten an 
dem Entwurf eines europäischen Übereinkommens 
über die Verantwortlichkeit der Staaten, Asylersu-
chen zu prüfen, wieder aufnähme. Das Ministerko-
mitee ist bisher nicht damit befaßt worden. Aber ich 
bin sicher, daß wir alle geeigneten Maßnahmen prü-
fen und unterstützen werden, die das bedauerns-
werte Los der Flüchtlinge „in orbit" lindern kön-
nen. 

Der belgische Abg. Dejardin stellte eine Zusatzfrage 
betr. die Vereinbarkeit einer Politik der Ausländer-
abschreckung mit den internationalen Überein-
kommen im Bereich der Menschenrechte. 

Bundesminister Genscher antwortete, er wisse 
nicht, welche Länder Abg. Dejardin meine, wenn er 
von einer Abschreckung der Ausländer spreche. 

Schriftliche Frage Nr. 13 des französischen Abg. Sé-
nés betr. die Verschlechterung der Lage in palästi-
nensischen Flüchtlingslagern und die Untätigkeit 
der internationalen Staatengemeinschaft. 

Bundesminister Genscher: Herr Abgeordneter, im 
Rahmen der Nahostpolitik befassen wir uns auch — 
wir werden es auch heute wieder tun — mit der 
Lage in den Flüchtlingslagern der Palästinenser. 
Wie Sie wissen, hat man die Palästinenserfrage in 
der Vergangenheit oft nur als ein Flüchtlingspro-
blem betrachtet. Wir wissen heute, daß die Palästi-
nenserfrage die Schlüsselfrage zur Lösung des 
Nahostkonflikts ist. 

Deshalb können Maßnahmen zur Erleichterung des 
Schicksals der Menschen in den Flüchtlingslagern 
immer nur die Aufgabe haben, ihnen für die Zeit bis 
zur Lösung des Nahostproblems menschenwürdige 
Verhältnisse zu ermöglichen. Aber davon bleibt un-
sere Verantwortung völlig unberührt, daran mitzu-
wirken, daß das zugrunde liegende Nahostproblem 
gelöst wird, nämlich das Palästinenserproblem oder 
— um es anders auszudrücken — die Verwirkli-
chung des Selbstbestimmungsrechts auch für das 
palästinensische Volk. 

Schriftliche Frage Nr. 14 des französischen Abg. Ber-
rier betr. die Arbeitsbedingungen der Europäischen 
Menschenrechtskommission und des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte. 

Bundesminister Genscher: Zum Zwecke der Beant-
wortung dieser Frage will ich lieber ablesen, was 
mir hier geschrieben vorliegt, Herr Abgeordneter, 
weil ich hierbei sehr die Zustimmung aller Kollegen 
brauche. 

Eine Entschließung der ersten Konfrenz europäi-
scher Minister, die für Menschenrechtsfragen zu-
ständig sind, vom 19. und 20. März 1985 in Wien ist 
diesem Problem gewidmet. Die Ministerdelegierten 
sind schon mit der Frage beschäftigt. Eine Arbeits-
gruppe von Experten für die verschiedenen Aspekte 
des Neubaus eines Menschenrechtsgebäudes mit 
verbesserten Arbeitsbedingungen für Gerichtshof, 
Kommission und Sekretariat wird gebildet werden. 
Der Generalsekretär ist bereits mit den Behörden 
des Gastlandes hinsichtlich eines Neubaus in Kon-
takt. 

Eine Datumsfestlegung ist zur Zeit noch nicht mög-
lich. 

Schriftliche Frage Nr. 15 des belgischen Abg. Dejar-
din betr. die Absicht des amerikanischen Präsiden-
ten, auf Vorschlag der Bundesregierung den Solda-
tenfriedhof in Bitburg zu besuchen. 

Bundesminister Genscher: Herr Abgeordneter, der 
Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland, 
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Dr. Helmut Kohl, hat in seiner bewegenden Anspra-
che in dem früheren Konzentrationslager Bergen-
Belsen erklärt: 

„Für die Untaten der NS-Gewaltherrschaft trägt 
Deutschland die Verantwortung vor der Ge-
schichte. Diese Verantwortung äußert sich auch 
in nie verjährender Scham. Wir werden nicht zu-
lassen, daß etwas verfälscht oder verharmlost 
wird. Das ist es, was uns bewegt. Und wir tragen 
diese Verantwortung als heute Lebende für die 
Lebenden und für die Toten." 

Die zwölf Jahre von 1933 bis 1945 bedeuteten zuerst 
Verlust der Freiheit und Errichtung der Gewalt-
herrschaft. Es folgten Völkermord und ein schreck-
licher Krieg. 

Verantwortung bedeutet für uns auch: Nie wieder 
Gewaltherrschaft auf deutschem Boden und nie 
wieder Krieg von deutschem Boden aus. 

In diesem Bewußtsein, in dieser Verantwortung tre-
ten wir an die Gräber. Sie sind für uns Mahnung: 
Nie wieder Krieg von deutschem Boden, nie wieder 
Gewaltherrschaft auf deutschem Boden. 

Auf eine Zusatzfrage des belgischen Abg. Dejardin 
betr. eine amerikanische Einflußnahme auf morali-
sche Wertvorstellungen der Europäer verwies Bun-
desminister Genscher auf seine vorhergehenden 
Ausführungen. 

Schriftliche Frage Nr. 16 des belgischen Abg. Dejar-
din betr. den Besuch des paraguayischen Präsiden-
ten Stroessner in Mitgliedstaaten des Europarates 
und die Geltung der vom Europarat vertretenen 
Werte. 

Bundesminister Genscher: Herr Abgeordneter, die 
Gespräche mit allen Regierungen dieser Welt, in 
denen die Menschenrechte nicht verwirklicht wer-
den, sind notwendig, um dazu beizutragen, daß 
Menschenrechte durchgesetzt werden. So halten 
wir es mit den verschiedensten Staaten. und mit den 
Repräsentanten der verschiedensten Systeme. So 
wird es auch bei dem Besuch des Präsidenten von 
Paraguay, Stroessner, geschehen. 

Im übrigen bemüht sich die Bundesregierung, den 
Aufenthaltsort von Mengele zu erfahren. Wir haben 
von der Regierung Paraguays zuletzt 1984, nachdem 
wir den Haftbefehl gegen Mengele erneuert hatten, 
erneut die Versicherung erhalten, daß er sich nicht 
mehr in Paraguay befinde. 

Auf eine Zusatzfrage des belgischen Abg. Dejardin 
betr. die Verwirklichung der Menschenrechte in Pa-
raguay wiederholte Bundesminister Genscher, daß 
der Besuch des paraguayischen Präsidenten ge-
nutzt werde, um die europäischen Vorstellungen 
von der Verwirklichung der Menschenrechte zum 
Ausdruck zu bringen. 

Schriftliche Frage Nr. 17 des französischen Abg. La-
gorce betr. die Unterstützung der Durchsetzung der 
Unabhängigkeit Namibias durch den Europarat. 

Bundesminister Genscher: Herr Abgeordneter, das 
Ministerkomitee hat sich mit dieser Frage noch 
nicht befaßt, aber Sie wissen, daß dem Ministerko-
mitee drei der fünf Staaten angehören, die sich in 
der sogenannten Kontaktgruppe um die Unabhän-
gigkeit Namibias bemühen. Wir sind mit den ande-
ren Regierungen der Meinung, daß die Resolution 
435 und der mit ihr vom Sicherheitsrat angenom-
mene Lösungsplan die Grundlage für den Weg Na-
mibias in eine international anerkannte Unabhän-
gigkeit darstellen. Deshalb bleibt diese Resolution 
eine unverzichtbare Grundlage jeder Namibia-Lö-
sung. 

Der französische Abg. Lagorce stellte eine Zusatz-
frage betr. die Aussicht der Forderung, daß als ein 
erster Schritt die kubanischen Truppen Angola ver-
lassen sollten. 

Bundesminister Genscher: Herr Abgeordneter, es 
kann kein Zweifel daran bestehen, daß es wün-
schenswert ist, wenn fremde Truppen sowohl aus 
Angola als auch aus Namibia entfernt werden. Ich 
glaube, wir sollten unsere Aufmerksamkeit in diese 
Richtung lenken, weil es für die Stabilität in Afrika 
wichtig ist, daß dort nicht auf Dauer Truppen aus 
anderen Erdteilen stationiert werden. 

Insofern besteht unabhängig von dem, was die süd-
afrikanische Regierung mit der Lösung der Nami-
bia-Frage verbunden hat, ein Interesse daran, daß 
sich die kubanischen Truppen aus Afrika zurück-
ziehen. Das dient der Stabilität in Afrika, und die-
ses Interesse wird ganz sicher von vielen afrikani-
schen Regierungen geteilt, auch wenn nicht alle das 
öffentlich so erklären. 

Schriftliche Frage Nr. 18 und eine Zusatzfrage des 
irischen Abg. Taylor betr. die Haltung des Minister-
komitees zu den Bemühungen um Freilassung des 
schwedischen Diplomaten Graf Wallenberg aus so-
wjetischer Haft. 

Bundesminister Genscher: Herr Abgeordneter, wir 
unterstützen alle Bemühungen, die sowjetischen 
Behörden dazu zu veranlassen, daß sie der Bitte der 
schwedischen Regierung, die Untersuchungen über 
das Verschwinden von Wallenberg wieder aufzu-
nehmen, entspricht. 

Wenn die schwedische Regierung das Ministerko-
mitee darum bittet, würden wir das auch in dessen 
Eigenschaft zum Ausdruck bringen. Die deutsche 
Bundesregierung hat sich gegenüber der sowjeti-
schen Regierung wiederholt für eine Klärung des 
Verbleibs von Raoul Wallenberg eingesetzt. 

Bundesminister Genscher: Herr Abgeordneter, es ist 
sicher Sache der schwedischen Regierung, darüber 
zu entscheiden, ob es der Klärung dieser Frage 
dient, wenn sich das Ministerkomitee damit befaßt, 
oder nicht. Ich werde mich jedenfalls, wenn ein sol-
cher Antrag gestellt wird, dafür aussprechen, daß 
diesem Antrag Rechnung getragen wird. 

Ob ein Führungswechsel in der Sowjetunion einen 
zusätzlichen Grund darstellt? Ich glaube, wir haben 
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die Pflicht, uns unabhängig von Führungswechseln 
immer um die Klärung menschlicher Schicksale zu 
bemühen. 

Der amtierende Vorsitzende des Ministerkomitees 
antwortete abschließend auf einen Antrag zur Ge-
schäftsordnung des britischen Abg. Sir Geoffrey 
Finsberg. 

Bundesminister Genscher: Herr Abgeordneter, erlau-
ben Sie mir, Ihre Bemerkung als Frage zu verste-
hen, damit ich — mit Ihrer Zustimmung, Herr Prä-
sident — antworten kann. 

Herr Abgeordneter, Sie werden die Rechte dieses 
Parlaments einschränken, wenn Sie erwarten, daß 
in jedem Fall eine vom Ministerkomitee verantwor-
tete Antwort gegeben wird; denn dann werden die 
Antworten nicht mehr sehr aktuell sein können, 
weil ja zwischen Ihrer Fragestellung und der Ant-
wort eine Sitzung der Minister, in der über die Ant-
wort beschlossen wird, stattfinden müßte. Ich 
warne Sie im Interesse des Ansehens Ihres Parla-
ments und im Interesse des Ansehens des Minister-
komitees davor, darauf zu vertrauen, daß in einer 
Abstimmung der Bürokratien eine von den Mini-
stern in jedem einzelnen Falle persönlich verant-
wortete Antwort gegeben wird. 

Ich sage Ihnen voraus, was passierte, wenn man 
Ihrem Vorschlag folgen würde: Sie bekommen pro-
fillose, gesichtslose und inhaltsleere Antworten, 
und zwar nicht deshalb, weil die Beamten sie ge-
macht haben, sondern deswegen, weil das der klein-
ste gemeinsame Nenner ist, der erzielt werden 
kann, ohne daß man Ärger bei irgendeiner Regie-
rung erwartet. Herr Abgeordneter, Sie können sich 
dann die Antworten schenken, Sie können die Fra-
gestunde beenden, Sie brauchen sie gar nicht mehr 
stattfinden zu lassen. 

Wenn ich all das, was ich hier heute gesagt habe, 
durch die Regierungen aller Mitgliedstaaten hätte 
beschließen lassen, hätten wir eine Session von drei 
Monaten gebraucht, und am Schluß wäre ein Kom-
promiß herausgekommen. Es liegt im Interesse der 
Lebendigkeit dieses Parlaments, daß Sie den ant-
wortenden Ministern ein gewisses Maß an Verant-
wortung und eigener Gestaltungsmöglichkeit ein-
räumen; wie gesagt, sonst vergessen Sie lieber die 
Fragestunde. 

Donnerstag, 25. April 1985 

Tagesordnungspunkt: 

Die Verkürzung der Arbeitszeit 
im Rahmen des Kampfes 
gegen die Arbeitslosigkeit 

(Drucksache 5386) 

Berichterstatter: Abg. Büchner 

(Themen: Lage der Arbeitslosigkeit — Kontroverse 
über die Verkürzung der Arbeitszeit — Verkürzung 

der Tages-, Wochen- oder Jahresarbeitszeit — Flexi

-

ble Altersgrenze — Langzeiturlaub — Teilzeitarbeit 
— Schichtarbeit — Überstunden — Schwarzarbeit 
— Auswirkungen der Arbeitszeitverkürzung — Fle-
xiblere Arbeitsbedingungen — Neue Freizeitan-
spräche — Entwicklung des Begriffs Arbeit) 

Büchner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Seit dem letzten Bericht über Arbeitslosig-
keit, den wir gehört haben und den ich im Oktober 
1982 abgegeben habe, hat sich die Situation keines-
falls gebessert. Im Gegenteil, sie hat sich teilweise 
drastisch verschärft. In den Mitgliedsländern des 
Europarats sind über 19 Millionen Menschen ohne 
Arbeit. Diese erschreckende Zahl steigt weiter, ob-
wohl schon seit einiger Zeit von einer Erholung der 
Wirtschaft, ja, sogar von Aufschwung die Rede ist. 
Es stimmt ja auch: In manchen Branchen und man-
chen Unternehmen steigen die Umsätze beträcht-
lich und werden auch erhebliche, ansehnliche Ge-
winne gemacht. Trotzdem geht die Arbeitslosigkeit 
nicht zurück. 

Dies zeigt: Im Unterschied zu früheren Entwicklun-
gen ist ein Wirtschaftsaufschwung, ein Wirtschafts-
wachstum keinesfalls eine Garantie zur Verringe-
rung der Arbeitslosigkeit. Eher ist ein gegenteiliger 
Prozeß zu beobachten. 

Fest steht jedenfalls: Die selbstregulierenden 
Kräfte des Marktes sind nicht in der Lage, der Pro-
bleme der Arbeitslosigkeit Herr zu werden. Absurd 
wäre es, unter diesen Umständen eine solche Wirt-
schaftsform auch noch soziale Marktwirtschaft zu 
nennen, wo doch die Arbeitslosigkeit wohl der unso-
zialste Zustand ist, den man sich in einer Wirt-
schafts- und Wohlstandsgesellschaft vorstellen 
kann. 

Aber es sind noch weitere gravierende Entwicklun-
gen zu verzeichnen, die Anlaß zu großer Sorge ge-
ben. Nicht nur, daß es nach dem Kriege noch nie so 
viele Arbeitslose in Europa gegeben hat wie heute, 
nein, noch nie war es schwieriger als heute, einen 
Arbeitsplatz zu finden, noch nie waren so viele 
Menschen so lange arbeitslos. Die Langzeitarbeits -
losigkeit hat erheblich zugenommen. Eine OECD-
Studie sagt: Im vergangenen Jahr waren 45 % der 
Arbeitslosen in Frankreich, 40 % der Arbeitslosen in 
Großbritannien und nahezu ein Drittel der Arbeits-
losen in der Bundesrepublik Deutschland über ein 
Jahr arbeitslos. Seitdem ist schon wieder ein Jahr 
vergangen, ohne daß diese Leute inzwischen Arbeit 
gefunden hätten; die sind also nun schon bald zwei 
Jahre arbeitslos. 

Noch nie, Herr Präsident, war es für junge Men-
schen so schwierig, einen Ausbildungsplatz zu fin-
den und nach der Ausbildung in Arbeit übernom-
men zu werden. 

Darüber sind wir uns doch wohl alle einig: Wenn 
junge Menschen ihre erste Erfahrung mit der Ar-
beitswelt so machen müssen, daß man ihnen sagt, 
sie würden eigentlich gar nicht gebraucht, sie seien 
eigentlich überflüssig, dann prägt dies die Einstel-
lung dieser Menschen zu dieser Gesellschaft ihr 
ganzes Leben lang. Hoffnungslosigkeit, ja, Ver-
zweiflung machen sich breit. 
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Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Arbeits-
losigkeit ist nicht nur ein Problem für die davon 
direkt Betroffenen und ihre Familien, sie ruiniert 
auch unsere sozialen Systeme. Arbeitslose zahlen 
keine Beiträge zur Renten- und Krankenversiche-
rung. Die Arbeitslosen belasten unsere Haushalte 
nicht nur dadurch, daß sie keine Steuern zahlen, 
sondern auch dadurch, daß sie mit erheblichen Be-
trägen aus dem Versicherungssystem und den 
Haushalten unterstützt werden müssen. 

Nein, es gibt volkswirtschaftlich eigentlich nichts 
Unsinnigeres, als daß man in Europa Jahr für Jahr 
Hunderte von Milliarden DM für die Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit, zur Finanzierung von Leuten, 
die keine Arbeit haben und keine finden, ausgibt. 
Man könnte dieses Geld in der Tat viel eher dazu 
verwenden, Arbeit zu schaffen und Arbeit, die da 
ist, auch zu bezahlen. 

Arbeitslosigkeit wird auf die Dauer eine Gefahr 
auch für die Demokratien Europas. Darauf möchte 
ich ausdrücklich hinweisen. Für den Zusammen-
hang zwischen Massenarbeitslosigkeit und Ab-
schaffung von Demokratien gibt es ja historische 
Beispiele. 

Arbeitslosigkeit betrifft aber auch ganz direkt und 
mit großen negativen Auswirkungen diejenigen, die 
in Arbeit stehen bzw., besser gesagt, die noch in 
Arbeit stehen. Durch die anhaltende Arbeitslosig-
keit wird das Klima in den Betrieben ruiniert. Der 
Druck auf die Arbeitnehmer nimmt täglich zu. Ar-
beitslosigkeit bietet auch die fruchtbare Basis für 
solche, die in Jahrzehnten errungene, erkämpfte so-
ziale Rechte wieder rückgängig machen, wenn sie 
dazu die Mehrheit haben. Und, offen gesagt, man-
che — so hat man den Eindruck — sehen es auch 
ganz gern, wenn infolge der Arbeitslosigkeit Entso-
lidarisierung unter den Arbeitnehmern erzeugt und 
die Bedeutung der Arbeitnehmervertretungen zu-
rückgedrängt werden kann. 

Meine Damen und Herren, aus einer Reihe wichti-
ger Gründe, sowohl aus all den genannten als auch 
aus anderen Gründen, sieht man: Jetzt muß drin-
gend gehandelt werden. Als eine wichtige Maß-
nahme im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit schla-
gen wir die Verkürzung der Arbeitszeit vor. Dabei 
wissen wir, Herr Präsident, daß eine Verkürzung 
der Arbeitszeit allein die Arbeitslosigkeit noch 
nicht zu beseitigen in der Lage ist. Aber ohne eine 
spürbare Arbeitszeitverkürzung werden jedenfalls 
keine spürbaren Erfolge im Kampf gegen die Ar-
beitslosigkeit zu verzeichnen sein. 

Sie werden fragen: Was heißt Verkürzung der Ar-
beitszeit? Was schlagen Sie vor? Meinen Sie Ver-
kürzung der Wochen-, der Jahres- oder der Lebens-
arbeitszeit? 

Wir sagen: Wir geben derjenigen Form von Arbeits-
zeitverkürzung den Vorzug, die am wirksamsten 
und am schnellsten Erfolge bei der Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit bringt. Das kann in einigen 
Fällen auch eine Verkürzung der Lebensarbeitszeit 
sein. Nur: In meinem Wahlkreis — sicher ist es 
auch bei Ihnen so — gibt es Betriebe, in denen man 

kaum noch einen Arbeitnehmer über 60 Jahre fin-
det. In solchen Betrieben ist eine Reduzierung der 
Lebensarbeitszeit natürlich ohne Auswirkung auf 
Beseitigung oder Reduzierung der Arbeitslosigkeit. 

Wir schlagen nicht nur Reduzierung der Arbeitszeit 
vor, sondern sagen auch: Laßt euch einmal einige 
unkonventionelle Formen einfallen! Warum muß es 
denn am Ende der Lebensarbeitszeit mit der Arbeit 
plötzlich, von heute auf morgen, zu Ende sein? 
Warum kann es nicht sein, daß ein Vierzigjähriger, 
der schon 25 Jahre in einem Betrieb geschuftet hat, 
einmal für ein Jahr aus der Arbeit ausscheidet, um 
sich zu regenerieren, sich ein bißchen fortzubilden 
und sich, wenn es geht, in der Welt umzuschauen? 
Man könnte dieses Jahr später von der Rente abzie-
hen und zwischenzeitlich finanzieren. Das ist alles 
zwar noch nicht so ausgefeilt, aber in den konven-
tionellen Diskussionen kommen wir ja auch nicht 
weiter. Wir müssen uns einmal darüber hinwegset-
zen und uns neue Formen überlegen. 

Auch dies muß klar sein: Die Arbeitszeit soll auch 
zukünftig in Tarifverhandlungen vereinbart wer-
den. Diese sind und bleiben die Aufgabe der Sozial-
partner. Wir wollen uns da nicht einmischen. Durch 
staatliches Handeln sollen lediglich Rahmenbedin-
gungen, Leitlinien gesetzt werden. 

Angesichts des Widerstands aus manchen Ecken 
gegen die Arbeitszeitverkürzung fragen Sie viel-
leicht, liebe Kolleginnen und Kollegen: Sind denn 
alle anderen Möglichkeiten schon ausgeschöpft? Da 
ist auch daran zu denken, wie es denn mit den 
Überstunden aussieht. Ja, es ist wahr, es ist kein 
guter Zustand, daß immer noch in großem Maße 
Überstunden abgeleistet werden, daß sich manche 
halbtot arbeiten, während andere überhaupt keine 
Arbeit finden. Deswegen schlagen wir eine Redu-
zierung und den Abbau von Überstunden vor. 

Aber dies ist nun auch wieder so eine Sache. Fragen 
Sie einmal Betriebsräte, wie schwierig es ist, Ein-
sicht bei den Arbeitnehmern zu gewinnen, wenn es 
darum geht, Überstunden zu beschränken oder gar 
zu verbieten. Das ist deswegen so schwierig, weil in 
vielen Bereichen das Lohnniveau ohne Überstun-
den so gering ist, daß mit dem Wegfall der Über-
stundenbezüge die Leute ihren derzeitigen Lebens-
standard bei weitern  nicht halten können. Die Leute 
waren bisher auf Überstunden eingespielt und an-
gewiesen, weil sie vermehrt gemacht wurden. 
Darum kann man diesen Zustand nicht von heute 
auf morgen beseitigen. Das muß allen gesagt wer-
den, die die derzeitige Diskussion um die Arbeits-
zeitverkürzung als ein wirksames Mittel für Lohn-
verkürzungen und Lohndrückungen mißbrauchen. 

Natürlich wollen wir auch die Schwarzarbeit be-
kämpfen. Das geht um so besser, als Lohnnebenko-
sten gesenkt werden können. Aber wenn immer we-
niger Leute in die Rentenversicherung, in die Kran-
kenversicherung und in die Arbeitslosenversiche-
rung einzahlen, dann müssen die Beiträge sogar 
erhöht werden, wie es in der letzten Woche das 
deutsche Parlament auf Vorschlag der deutschen 
konservativen Regierung beschlossen hat. Aber das 
Gegenteil ist der Fall: Die Lohnnebenkosten stei- 
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gen. Da ist es natürlich schwierig, effektiv gegen die 
Schwarzarbeit anzukämpfen. Dennoch ist dies not-
wendig. 

Aus all den Gründen, die ich genannt habe, möchte 
ich Sie auffordern, die Maßnahmen zur Reduzie-
rung der Schwarzarbeit und zum Abbau der Über-
stunden als notwendig anzusehen, sich dazu unkon-
ventionelle Gedanken zu machen und Vorschläge 
einzubringen. Allerdings werden wir nicht daran 
vorbeikommen: Eine Reduzierung der Arbeitszeit 
muß sein, um die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, 
und zwar in einem Ausmaß, das wirksam ist. 

Meine Damen und Herren, bitte, handeln Sie! Drük-
ken Sie hier durch eine möglichst breite Überein-
stimmung Ihren Willen aus, daß in Europa jetzt 
endlich wirksame Maßnahmen gegen die wach-
sende Arbeitslosigkeit ergriffen werden. Es reicht 
nicht aus, darüber zu reden, eine Kommission ein-
zusetzen oder die tausend wissenschaftlichen Un-
tersuchungen miteinander zu vergleichen, sondern 
jetzt muß gehandelt werden. 

Was geschieht, wenn nichts geschieht? Die Entwick-
lungen der letzten Jahre haben es gezeigt: Die Ar-
beitslosigkeit wird weiter steigen. Sie wird sogar 
dramatisch weiter steigen. Denen, die ihr Gewissen 
mit dem Hinweis beruhigen, in manchen Ländern 
stünden ja geburtenschwache Jahrgänge an, so daß 
sich das Problem irgendwann von selber erledige, 
kann ich nur sagen: Was mit Technisierung, Ratio-
nalisierung und Einführung der neuen Technolo-
gien an zusätzlicher Arbeitslosigkeit auf uns zu-
kommt, wird weit stärker sein als das, was durch 
geburtenschwache Jahrgänge an Problemmilde-
rung eintritt. 

Ich komme zum Schluß. Alle sagen: Wir sind im 
dritten oder vierten Jahr des Aufschwungs, und 
dennoch haben wir mehr als 19 Millionen Arbeitslo-
se. Wenn es, wie es zyklisch ja der Fall ist, mit der 
wirtschaftlichen Entwicklung einmal wieder ab-
wärtsgeht, wie wird es dann auf dem Arbeitsmarkt 
aussehen? Katastrophale Perspektiven müssen ei-
gentlich jedem vor Augen stehen, ohne daß man 
schwarzmalen will. 

Ich darf Sie deswegen auffordern — es ist höchste 
Zeit —: Bringen Sie Ihren Willen zum Ausdruck, 
daß die Regierungen in Europa endlich handeln! 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Kollege Büchner hat einen 
umfangreichen Bericht über die Probleme im Zu-
sammenhang mit der Verkürzung der Arbeitszeit 
vorgelegt. Dabei ist auffallend, daß sich hier einige 
ideologische Komponenten eingeschlichen haben, 
die man nicht so ohne weiteres im Raum stehenlas-
sen kann. 

So heißt es zum Beispiel im ersten Satz des Emp-
fehlungsentwurfs, daß weder die selbstregulieren-
den Kräfte des freien Marktes noch die geringe 
Wachstumsrate in der Lage sind, die Arbeitslosig-
keit zu verringern. Das sieht so aus, als ob das ein 
Gegensatz sei: selbstregulierende Kräfte des 
Marktes und geringe Wachstumsrate. Beides hängt 

aber eng miteinander zusammen. Wenn man es 
richtig geschrieben hätte, dann hätte man schrei-
ben müssen: Weder die selbstregulierenden Kräfte 
des Marktes noch die Interventionen des Staates 
haben eine Verringerung der Arbeitslosigkeit be-
wirkt. Sie wissen j a, daß es eine Reihe von Mit-
gliedsländern in unserer Versammlung gibt, in de-
nen versucht wurde, die Arbeitslosigkeit durch eine 
massive Staatsintervention zu reduzieren. Ich 
denke hier — wir sind hier j a zu Gast in Straßburg 
— zum Beispiel an Frankreich. Die Politik der 
Staatsintervention hat nicht dazu geführt, daß die 
Arbeitslosigkeit geringer geworden ist. Im Gegen-
teil: Die Arbeitslosenzahlen sind sogar noch ange-
stiegen. Wenn man schon auf den Markt hinweist, 
dann bietet sich natürlich das Beispiel der Vereinig-
ten Staaten an, in denen die selbstregulierenden 
Kräfte des Marktes offensichtlich mehr Erfolg hat-
ten als im alten Europa. Dort, in den Vereinigten 
Staaten, sind in den letzten Jahren mehr als ein 
Dutzend Millionen Arbeitsplätze neu geschaffen 
worden. 

Wir sind uns alle darüber im klaren, daß wir im 
Laufe der technischen Entwicklung sicher zu einer 
Verkürzung der Arbeitszeit, der Lebensarbeitszeit 
kommen, ein Prozeß, der — von vielen nicht beach-
tet — ständig stattfindet, zum Beispiel dadurch, daß 
die Ausbildungszeiten verlängert werden, daß die 
Menschen früher in Rente gehen. Im übrigen sollte 
man, wenn man über Arbeitszeit redet, nicht den 
Fehler machen, nur die Wochenarbeitszeit, nicht 
aber die gesamte Lebensarbeitszeit zu sehen. 

Ich möchte noch auf einen weiteren Punkt im Emp-
fehlungsentwurf hinweisen, der nach meiner Mei-
nung in dieser Form ebenfalls so nicht stehenblei-
ben kann. Es heißt in Ziffer 14 b, daß die Verkür-
zung der Arbeitszeit nicht zu einer Minderung des 
Lebensstandards des einzelnen führen darf. Wenn 
man diesen Satz hier so pauschal stehenläßt, dann 
ist er sicher nicht zu halten. Denn wenn sich zum 
Beispiel jemand für Teilzeitarbeit entscheidet und 
sagt, ich arbeite nur noch halb so viel wie vorher — 
aus welchen Gründen auch immer, sei es, daß er 
sich mehr um seine Familie kümmern will, sei es, 
daß er nicht mehr so viel arbeiten will —, und auch 
bereit ist, gewisse Einschränkungen in seinem Le-
bensstandard hinzunehmen, dann würde das durch 
diese Formulierung nicht gedeckt, wonach eine Ein-
schränkung des Lebensstandards auf keinen Fall 
eintreten soll. 

Meine sehr verehrten Kollegen, es gibt sicher eine 
ganze Reihe von Menschen, die, wenn sie Teilzeitar-
beit leisten würden, noch immer einen sehr hohen 
Lebensstandard hätten, weil sie in sehr qualifizier-
ten Berufen tätig sind. Wenngleich sie also eine 
relative Einschränkung hinzunehmen hätten, lägen 
sie hinsichtlich ihres Lebensstandards doch noch 
weit über dem eines Arbeitslosen. 

Lassen Sie mich noch einen weiteren Punkt auf-
greifen, der mir — und hier spreche ich als Vorsit-
zender des Kultur- und Erziehungsausschusses — 
im Zusammenhang mit der Arbeitszeitverkürzung 
wichtig zu sein scheint. Ich bin der Meinung, liebe 

 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode Drucksache 10/3322 

Kollegen, daß die ständige Verkürzung der Arbeits-
zeit, die Verlängerung der Ausbildungszeiten dazu 
führt, daß der Mensch mehr Freizeit hat. Und hier 
stellt sich die große Frage: Was macht der Mensch 
mit dieser Freizeit? Es gibt ein berühmtes Wort von 
Aristoteles, der einmal geschrieben hat: Ach, das 
wäre die ideale Zeit, wenn die Webstühle von selber 
weben würden. Dann hätte der Bürger Zeit für die 
Politik und die Muße. Dabei darf man den Begriff 
„Muße" im Altgriechischen nicht mit unserem deut-
schen Wort „Muße", nämlich Freizeit an sich, gleich-
setzen. Unter „Muße" verstand man im Altgriechi-
schen vielmehr: sich weiterbilden, sich erziehen, 
sich informieren, also den kulturellen Bereich. 

Ich würde Aristoteles beipflichten, daß das sehr 
schön wäre. Im übrigen sind wir auf dem besten 
Wege dorthin. Denn die Webstühle weben inzwi-
schen ja von selbst. Nur, ich stelle fest, daß unsere 
Mitbürger ihre Zeit zu einem großen Teil nicht für 
die Politik und auch nicht für die Muße, für die Wei-
terbildung verwenden. Vielmehr spielen hier heute 
die Probleme der Freizeitindustrie und die Proble-
me, die mit den Medien zusammenhängen — oft 
mit sehr negativen Einflüssen —, eine große Rolle. 
Hier kommen also große Aufgaben auf die Verant-
wortlichen des Staates, aber auch auf die Mitglieder 
der demokratischen Gesellschaften zu, für die Bil-
dung der Menschen etwas mehr zu tun, so daß sie 
sich in ihrer Freiheit auch vernünftig beschäftigen 
können. 

Eine letzte Bemerkung, zurück zur Wirtschaft: Ich 
glaube, die beste Förderung der Beschäftigung ist 
die Förderung der Initiative von Menschen, die 
selbständig werden wollen, die Förderung von klei-
nen Betrieben. Große Betriebe neigen immer dazu, 
die Zeichen der Zeit nicht zu erkennen. Es ist sicher 
unsinnig, überholte Technologien mit viel Geld zu 
subventionieren, wenn dieses Geld viel nützlicher 
in Zukunftstechnologien gesteckt werden könnte. 

Und vergessen Sie in der Erörterung der Frage der 
Arbeitszeit bitte nicht folgendes: Es gibt immer 
noch Berufe, in denen es keine Arbeitszeitregelun-
gen gibt. Denken Sie an die Bauern. Sie haben 
keine Arbeitszeitregelung: Sie müssen in der Frühe 
in die Ställe, sie müssen das Vieh am Abend versor-
gen. Sie haben keinen Acht-Stunden-Tag, sie haben 
auch keine sechs Wochen Urlaub. Und: Die Exi-
stenzsicherung unserer Bauern, vor allem unserer 
Kleinbauern, ist ein Beitrag im Kampf gegen die 
Arbeitslosigkeit. Denn wenn die Bauern ihren Be-
ruf verlieren, ihn nicht weiter ausüben können, 
dann sind sie neue Arbeitslose, weil Ersatzarbeits-
plätze für sie nicht vorhanden sind. 

Ich bitte Sie also, die Probleme sehr differenziert zu 
betrachten, sie nicht nur unter dem Aspekt großin-
dustrieller Organisationen, sondern auch unter dem 
der Handwerker, Bauern usw. zu sehen. Darüber 
hinaus sollten Sie auch daran denken, daß mehr 
Freizeit noch nicht von vornherein einen Gewinn 
für den Bürger bedeutet. Mehr Freizeit ist für den 
Bürger nur dann ein Gewinn, wenn er die Freizeit 
für sich und die Gesellschaft auch vernünftig 
nutzt. 

Dr. Rumpf (FDP): Vielen Dank, Herr Präsident! — 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Emp-
fehlung geht davon aus, daß die Reduzierung der 
Arbeitszeit ein Mittel zur Minderung der Arbeitslo-
sigkeit sein kann. In diesem Zusammenhang 
möchte ich vier Anmerkungen machen: 

Erstens. Eine Reduzierung der Arbeitszeit — sei es 
der Tages-, sei es der Wochen-, sei es der Lebensar-
beitszeit — alleine kann das Problem der Arbeitslo-
sigkeit nicht lösen. 

Zweitens. Eine Reduzierung der Arbeitszeit muß im 
einzelnen bedeuten, daß damit auch ein Verzicht 
auf Lohnanteile verbunden ist. Vor allem darf die 
Reduzierung der Arbeitszeit nicht dazu führen, daß 
für die Betriebe die Kosten erhöht werden. Eine 
Erhöhung der Kosten des Faktors Arbeit bedeutet 
eine weitere Vernichtung von Arbeitsplätzen. 

Drittens. Im Bericht ist oft davon die Rede, daß der 
Staat oder die Behörden dieses oder jenes tun sol-
len oder unterlassen sollen. Ich behaupte nun eines: 
Die Regierungen der Partnerländer müssen Ord-
nung in ihre Haushalte bringen und müssen die 
öffentliche Verschuldung verringern. Nur wenn die 
öffentliche Verschuldung verringert wird, sinken 
die Zinsen am Geldmarkt. Wenn die Zinsen sinken, 
erhöht sich die Investitionsbereitschaft der Be-
triebe und der Industrie, und dann, wenn investiert 
wird, werden auch Arbeitsplätze geschaffen. 

Die Zahlen für die anderen Partnerländer habe ich 
nicht im Kopf, aber in der Bundesrepublik Deutsch-
land befinden sich 80 % der Arbeitsplätze in kleinen 
und mittleren Betrieben, im sogenannten Mittel-
stand, und auch 80 % der Steuern kommen aus die-
sen Betrieben. 

Damit komme ich schon zu meinem vierten und 
letzten Punkt, nämlich zur Steuerlast. Gerade für 
die mittleren und gehobenen Einkommen muß die 
Steuerlast reduziert werden. Ich halte dies für die 
wichtigste Voraussetzung der Schaffung von neuen 
Arbeitsplätzen. 

Für die Arbeitnehmer bedeutet eine Senkung der 
Lohn- und Einkommensteuer, daß ihr Lebensstan-
dard auch dann erhalten bleibt, wenn die Arbeits-
zeit verringert wird. Wenn die Arbeitszeit verrin-
gert wird, ist das also nicht unbedingt mit einer 
Kürzung der Einkommen verbunden, nämlich dann 
nicht, wenn gleichzeitig die Steuerlast sinkt. Dies 
ist eine Forderung, die erfüllt werden muß. Man 
kann nicht nur einfach die Forderung aufstellen, 
daß das Lohnniveau nicht sinken darf, sondern muß 
dafür auch die Voraussetzungen schaffen. 

Für die Unternehmer — und zwar gerade für den 
Mittelstand — bedeuten Steuersenkungen, daß sie 
in die Lage versetzt werden, mehr zu investieren, 
und nur langfristige Investitionen bringen auch sta-
bile Arbeitsplätze. 

Schließlich bedeuten Steuersenkungen bei allen 
Bürgern mehr Konsum. Mehr Konsum bringt dann 
auch mehr Wachstum, und mehr Wachstum bedeu-
tet wiederum Investitionen und Arbeitsplätze. 
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Meine Damen und Herren, ich wollte auf diese Zu-
sammenhänge noch einmal hinweisen, weil aus 
dem Bericht immer so ein bißchen herausleuchtet, 
daß die Arbeitslosigkeit durch eine Arithmetik oder 
durch mathematische Formeln beherrschbar sei. 
Die Arbeitslosigkeit ist mittel- und langfristig nur 
in den Griff zu bekommen, wenn die Grundsätze 
der freien und sozialen Marktwirtschaft berück-
sichtigt werden. Dies sage ich als deutscher Libera-
ler, aber auch und vor allen Dingen im Namen der 
liberalen Gruppe in diesem Hause, wie meine Vor-
redner, Herr Goerens und Herr Pini, es bereits an-
gedeutet haben. Die Rahmenbedingungen für die 
Wirtschaft müssen stimmen; dann werden auch po-
sitive Impulse für den Arbeitsmarkt gegeben. 

Wenn wir die Empfehlung akzeptieren, dann des-
halb, weil der Bericht eine sehr gute Arbeit darstellt 
— das sage ich ganz besonders meinem Kollegen 
Büchner — und weil es vor allem in der Begrün-
dung des Berichts Zusammenhänge gibt, die ein 
wenig das andeuten, was ich hier ausführen wollte. 

Herzlichen Dank. 

In seiner Eigenschaft als Berichterstatter des Aus-
schusses für Sozialordnung und Gesundheit ant-
wortete Abg. Büchner zum Abschluß der Debatte: 

Büchner (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Zunächst möchte ich mich sehr herz-
lich für die außerordentlich zahlreichen und sehr 
engagierten Beiträge in dieser Debatte und auch 
dafür bedanken, daß die große Mehrzahl der Red-
ner das, was wir in gründlicher Arbeit vorbereitet 
haben und was wir Ihnen zur Annahme vorschla-
gen, zustimmend kommentiert hat. Ich nehme auch 
die Bedenken ernst, die zum Text unseres Empfeh-
lungsentwurfes da und dort geäußert wurden. Zwei 
oder drei Bemerkungen möchte ich speziell aufgrei-
fen. 

Meine Damen und Herren, es wurde immer wieder 
gesagt: Man darf sich keine Illussionen machen; die 
Verkürzung der Arbeitszeit wird Geld kosten. Ich 
möchte noch einmal darauf hinweisen, daß dies 
zwar sicher richtig ist, daß aber derzeit das Teuer-
ste, was wir uns leisten, die Tatsache ist, daß allein 
in der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 55 Mil-
liarden DM — und dies summiert sich ja bei 21 Mit-
gliedsländern des Europarates noch — ausgegeben 
werden, um Menschen zu unterstützen, die keine 
Gelegenheit haben, zu arbeiten, die keine Arbeit 
finden. Wir wollen uns noch einmal vor Augen füh-
ren: Dies ist sicher das Allerteuerste, das Allerauf-
wendigste und auch, wenn wir es volkswirtschaft-
lich betrachten, das Nutzloseste, was wir, wenn wir 
die Kosten sehen, feststellen müssen. 

Darum meine Bitte: Die Kosten, die die Arbeitszeit-
verkürzung verursacht, müssen von allen aufge-
bracht werden, die daran interessiert und darauf 
angewiesen sind, daß Arbeitslosigkeit beseitigt 
wird. Ich habe Sie j a darauf hingewiesen, daß in vie-
len Branchen und in vielen Unternehmen die Um-
sätze inzwischen ganz anständig gestiegen sind und 

daß auch wieder ganz ordentliche Gewinne ge-
macht werden. Sollen denn diese Gewinne aus-
schließlich zur Rationalisierung genutzt werden, 
oder sollen sie gar, was leider noch mehrheitlich der 
Fall ist, in Kapitalvermögen angelegt werden, ohne 
daß sie reinvestiert werden und ohne daß sie wenig-
stens zum Teil dazu verwandt werden, die Reduzie-
rung der Arbeitszeit zu finanzieren, um wirksam 
gegen die Arbeitslosigkeit vorzugehen? 

Es ist sicher richtig, daß die Arbeitszeitverkürzung 
allein — ich betone das noch einmal — die Arbeits-
losigkeit nicht von heute auf morgen beseitigt. Nur, 
die Debatte hat auch ergeben — das haben viele 
Redner gesagt —, daß es ohne einen wesentlichen 
Schritt bei der Reduzierung der Arbeitszeit auch 
nicht gehen wird. Ich betone „ein wesentlicher 
Schritt", denn es wird nicht genügen, z. B. eine 
halbe Stunde oder eine Stunde in der Woche zu 
reduzieren, weil das von der Rationalisierung auf-
gefressen wird. 

Ich bin dafür dankbar, daß durch den Kampf der 
Gewerkschaften jetzt in manchen Ländern ein 
wichtiger Einstieg in die Arbeitszeitverkürzung ge-
schafft wurde. Ich unterstreiche das, was der fran-
zösische Arbeitsminister sagte: daß diese Schranke 
von 40 Stunden endlich fallen muß. 

Auch bitte ich Sie, Verständnis dafür zu haben, daß 
flankierende Maßnahmen wie der Abbau und die 
Beschränkung von Überstunden dringend notwen-
dig sind. Dringend notwendig ist auch der wirk-
same Kampf gegen die Schwarzarbeit. 

Meine Damen und Herren, man wird über ein so 
wichtiges Thema keinen Bericht erstellen können, 
der vom Anfang bis zum Schluß alle verschiedenen 
Nuancen von Meinungen wortgetreu wiedergibt. 
Wir haben uns im Ausschuß sehr um Kompromisse 
bemüht und versucht, alle Anregungen einzuarbei-
ten. 

Herr Präsident, was mir am Herzen liegt, will ich 
zum Schluß sagen. Wenn Sie auch da und dort Be-
denken haben, ich glaube, ein Indiz dafür, wie ernst 
es der Europarat gegenüber den Regierungen, die 
eine wesentliche Verantwortung tragen, aber auch 
gegenüber den Sozialpartnern meint, ein Indiz da-
für ist, welche Mehrheit ein solcher Bericht be-
kommt und wie die Kolleginnen und Kollegen auch 
mit ihrer Stimme hinter der wichtigen Aufgabe ste-
hen, die Arbeitszeit schrittweise zu verkürzen, um 
endlich einen wirksamen Kampf gegen die Arbeits-
losigkeit zu führen. 

In der Debatte über den in der Drucksache 5386 
enthaltenen Empfehlungsentwurf lehnte die Ver-
sammlung acht der neun eingebrachten Ände-
rungsanträge ab. Abg. Jäger (Wangen) beantragte 
daraufhin namentliche Abstimmung über den ge-
samten Empfehlungsentwurf. 

Die Versammlung lehnte den Empfehlungsentwurf 
ab. Nach Bekanntgabe des Abstimmungsergebnis-
ses wurden folgende Erklärungen abgegeben: 
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Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
hätte nach Ihrem mahnenden Wort auf eine Erklä-
rung zu meinem Abstimmungsverhalten verzichtet, 
hätte nicht mein Vorredner den Vorwurf des Boy-
kotts erhoben. Wenn und soweit er mich damit ge-
meint hat, Herr Präsident, muß ich diesen Vorwurf 
mit aller Entschiedenheit zurückweisen. 

Ich bin in diesen Saal mit der festen Absicht ge-
kommen — trotz erheblicher Bedenken gegen den 
vorliegenden Bericht und Empfehlungsentwurf —, 
schließlich doch dafür zu stimmen. Ich hatte aller-
dings gehofft, daß die Mehrheit dieser Versamm-
lung bereit sei, eine Anzahl von die Empfehlung 
verbessernden und ihren Charakter ausgewogener 
gestaltenden Zusatzanträgen anzunehmen. 

Im Verlaufe der Abstimmungen aber mußte ich den 
Eindruck gewinnen, daß — mit Ausnahme eines 
kleinen, unbedeutenden Punktes — die Mehrheit 
der Versammlung nicht bereit war, das zu tun, was 
in einem solchen Fall das Entscheidende ist, näm-
lich Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die 
Empfehlung auf breiter Basis — quer durch die 
ganze Versammlung — angenommen werden konn-
te. Nur dann hätte sie j a auch gegen die Arbeitslo-
sigkeit etwas zu bewegen vermocht. 

Nach den hier jeweils vorausgegangenen Abstim-
mungen aber sah ich überhaupt keine Chance 
mehr, daß diese Empfehlung auf die Regierungen 
im Ministerkomitee auch nur den geringsten Ein-
druck würde machen können. Somit war sie kein 
geeignetes Instrument mehr zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit. Deswegen habe ich mich, obwohl 
es in dieser Empfehlung viele positive Punkte gibt, 
nicht in der Lage gesehen, so zu votieren, wie ich 
eigentlich vorgehabt hatte. Ich denke, daß es sehr 
vielen meiner christlich-demokratischen Kollegen 
ähnlich gegangen ist wie mir. 

Zierer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Ich bin überrascht, daß hier deswe-
gen Vorwürfe erhoben werden, weil Mitglieder die-
ses Hauses hier Änderungsvorschläge zu einem Be-
richt eingebracht haben. Ich weise diese Vorwürfe 
zurück. Ich glaube, es ist das gute Recht von Aus-
schußmitgliedern, vor der Abstimmung über den 
Bericht hier noch Ergänzungsvorschläge zu ma-
chen. 

Ich habe diese Vorschläge deswegen gemacht, weil 
ich feststellen mußte, daß der Bericht das soziale 
Problem zu einseitig herausgestellt hat. Es müssen 
in diesen Bericht meines Erachtens noch gesamt-
wirtschaftliche Aspekte eingearbeitet werden. Dazu 
werden wir, so glaube ich, in den nächsten Wochen 
und Monaten ausreichend Gelegenheit haben. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des französischen Ministers 
für Arbeit, Beschäftigung und Berufsbildung, 

Michel Delebarre 

(Themen: Derzeitige Beschäftigungslage in Frank

-

reich — Beitrag der Wirtschafts- und Berufsbil

-

dungspolitik zur Lösung der Arbeitsmarktprobleme 
— Verkürzung und Flexibilisierung der Arbeitszeit 
— IX. Plan der französischen Regierung für wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung — Stärkung 
des sozialen Dialogs in den Unternehmen — Sozial-
reformen der französischen Regierung seit 1981: ge-
setzliche Einführung der 39-Stunden-Woche im Ja-
nuar 1982 — Staatliche Finanzhilfe für Unterneh-
men, die Maßnahmen der Arbeitszeitverkürzung 
und -flexibilisierung einführen, durch den Ab-
schluß von „Solidaritätsverträgen" — Förderung der 
Teilzeitarbeit) 

Tagesordnungspunkt: 

Die Rückkehr von Wanderarbeitnehmern 
in ihre Herkunftsländer 

(Drucksache 5379) 

Berichterstatter: Senator Grimaldos (Spanien) 

(Themen: Beitrag der Wanderarbeitnehmer zur Ent-
wicklung der Aufnahmeländer und der Herkunfts-
länder — Entschließung (80) 14 über die Rückkehr 
der Wanderarbeitnehmer in ihre Herkunftsländer 
— Prämien als Anreiz zur Rückkehr in die Her-
kunftsländer — Rückkehr von Behinderten und 
Rentnern — Lösungsvorschläge) 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zu-
nächst ein Glückwunsch an den Kollegen Grimal-
dos für diesen ausgezeichneten Bericht. 

Auf dem Höhepunkt des Wiederaufbaus in Europa 
nach dem Zweiten Weltkrieg wurden als Folge des 
Mangels an Arbeitskräften in den kochindustriali-
sierten Ländern Europas Gastarbeiter angeworben, 
in erster Linie aus dem Süden unseres Kontinents. 
Den Nutzen hatten beide: die Gastländer, die ihre 
Probleme der Überbeschäftigung abmildern und ihr 
Bruttosozialprodukt weiter kräftig steigern konn-
ten, aber auch die Herkunftsländer, die ihre Ar-
beitslosigkeit abbauen konnten und die die finan-
ziellen Überweisungen der Gastarbeiter erhielten. 
Damals versagte die europäische Regionalpolitik, 
die man muß es allerdings gestehen — seinerzeit 
noch in ihren ersten Anfängen steckte. 

Es hätte schon damals der Versuch einer Koordi-
nierung von Regional- und Entwicklungshilfepoli-
tik unternommen werden müssen mit dem Ziel, die 
Maschinen zu den Menschen und nicht die Men-
schen zu den Maschinen zu bringen. Heute sehen 
wir die damals noch nicht im Bewußtsein aller vor-
handen gewesene Notwendigkeit zur Koordinie-
rung von regionaler Struktur- und Entwicklungshil-
fepolitik, die wir jetzt wollen und die auch mit den 
Projekten angesteuert wird, welche dieser Bericht 
beschreibt. 

Folge dieser Fehlentwicklung von damals ist, daß 
viele Menschen aus wirtschaftlicher Not ihre Hei-
mat und ihre Bindungen, in denen sie zu Hause 
waren, verließen. Vielfach wird übersehen, daß ge- 
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rade die aktivsten und beweglichsten arbeitslosen 
Europäer die schwachen Regionen verließen und 
durch ihren Fortzug die menschlichen Vorausset-
zungen für eine positive wirtschaftliche Entwick-
lung dieser schwachen Regionen noch mehr 
schwächten. 

Nach dem Ende der Nachkriegskonjunktur und mit 
dem Beginn abgeschwächter Wirtschaftstätigkeit 
entfielen in den Industriestaaten die Probleme der 
Überbeschäftigung. Statt dessen wurde .die Arbeits-
losigkeit zum neuen Hauptproblem. 

Angesichts dieser Situation steht mancher vor der 
Frage, ob es nicht besser sei, in die Heimat zurück-
zukehren. Neulich sagte mir ein türkischer Mitbür-
ger in Deutschland: Arbeitslos kann ich auch zu 
Hause sein. Das ist eine bittere Bemerkung. Sie 
schildert die wirkliche Lage, mit der wir uns hier 
auseinandersetzen. Auf alle Fälle muß die Entschei-
dung zur Rückkehr eine freie Entscheidung des ein-
zelnen sein. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang bemerken, 
daß ich der Ausländerfeindlichkeit in unseren euro-
päischen Industriestaaten nicht die Bedeutung 
gebe, die viele auch unserer Kollegen hier ihr bei-
messen. Ich sehe sie als eine Ausnahme. Ich bin der 
festen Überzeugung, daß es in unseren Ländern 
auch unter dem Eindruck der hohen Arbeitslosig-
keit keine nennenswerte Ausländerfeindlichkeit 
gibt. Wo sie dennoch auftritt, müssen wir ihr ent-
schlossen entgegenwirken. 

Angesichts der gegenwärtigen Wirtschaftslage ist 
eine Politik notwendig, die ich das magische Drei-
eck der Ausländerpolitik nennen möchte, nämlich 
ein gleichgewichtiger, ausgewogener Dreiklang von 
Integration, Anwerbestopp und Rückkehrhilfe. 
Diese Politik ist die Grundvoraussetzung dafür, das 
Ziel einer Stabilisierung der Ausländerzahlen zu er-
reichen, die für alle das Beste ist. 

Im Bericht und auch im Empfehlungsentwurf, dem 
ich zustimme, spürt man aber eine gewisse Zurück-
haltung gegenüber den Rückkehrhilfen. Auch in 
den Worten des Kollegen Andreas Müller kam dies 
zum Ausdruck. Natürlich müssen diese Rückkehr-
hilfen von den Maßnahmen begleitet sein, die der 
Kollege Özarslan heute als erster Redner hinsicht-
lich der Zusammenarbeit zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der Türkei beschrieben 
hat. Dem möchte ich in vollem Umfang zustim-
men. 

In der Bundesrepublik Deutschland haben wir ein 
finanzielles Rückkehrhilfeprogramm bereits abge-
wickelt. Ich möchte über die dabei gemachten Er-
fahrungen berichten. Es war ein befristetes Pro-
gramm und handelte sich um befristete finanzielle 
Rückkehrhilfen für Arbeitnehmer aus nicht der Eu-
ropäischen Gemeinschaft angehörenden Anwerbe-
staaten. Dieses Angebot zu einer finanziellen Rück-
kehrhilfe und zur Erstattung der Rentenversiche-
rungsbeiträge richtete sich — ich wiederhole es — 
für einen auf acht Monate begrenzten Zeitraum nur 
an solche Ausländer, die arbeitslos waren oder sich 
seit sechs Monaten in Kurzarbeit befanden. 

Das Programm stieß auf ein unerwartet großes In-
teresse und wurde ein Erfolg. Insgesamt haben sich 
auf Grund dieser Maßnahme 300-000 Ausländer zur 
Rückkehr entschieden. Um die Zahlen noch im ein-
zelnen zu nennen: Rund 16 800 ausländische Arbeit-
nehmer — darunter rund 14 400 Türken — bean-
tragten diese Rückkehrhilfe. Die Erstattung der Ar-
beitnehmerbeiträge zu den gesetzlichen Rentenver-
sicherungen beantragten 140 000 ausländische Ar-
beitnehmer, darunter 120 000 Türken. Es waren 
freie Entscheidungen, die zeigen, daß auch Rück-
kehrhilfen finanzieller Art ein Mittel der Auslän-
derpolitik sein können. Ich sehe sie deshalb als eine 
positive Maßnahme an, die aber — das möchte ich 
abschließend feststellen — nur als ein Teil des not-
wendigen, vorhin von mir erwähnten Dreiklangs 
von Integration, Anwerbestopp und Rückkehrhilfe 
gesehen werden kann und darf. 

Ich danke Ihnen. 

Empfehlung 1007 (1985) 

betr. die Rückkehr von Wanderarbeitnehmern 
in ihre Herkunftsländer 

Die Versammlung 

1. nimmt Bezug auf die Empfehlung des Minister-
komitees Nr. R (80) 14 über die berufliche Wie-
dereingliederung von Wanderarbeitnehmern, 
die in ihr Herkunftsland zurückkehren, und 
stellt fest, daß die in der Empfehlung befürwor-
teten Initiativen, die sich auf Versuche in ver-
schiedenen Ländern stützen, in manchen Län-
dern teilweise und in anderen gar nicht ange-
wendet wurden und daß dort, wo sie verwirk-
licht wurden, die Ergebnisse nicht den Erwar-
tungen entsprachen; 

2. betont, daß sowohl die Aufnahmeländer als 
auch die Herkunftsländer eine moralische Ver-
pflichtung gegenüber den Wanderarbeitneh-
mern besitzen; erstere, weil die zusätzlichen 
und im allgemeinen billigen Arbeitskräfte zu 
ihrer Wirtschaftsexpansion in der Zeit vor 1973 
beitrugen, und letztere, weil der Devisentrans-
fer ihrer Entwicklung zugute kam; 

3. erklärt, daß die Arbeitnehmer und ihre Fami-
lien aus diesen und anderen Gründen das 
Recht haben, frei zu wählen, ob sie weiterhin 
im Aufnahmeland leben oder in ihr Herkunfts-
land zurückkehren wollen; 

4. stellt fest, daß 

i. die meisten Wanderarbeitnehmer bereits 
jahrelang in einem Aufnahmeland leben 
und, wie ihre Kinder, die dort geboren wur-
den, nicht in ihr Herkunftsland zurückkeh-
ren wollen; 

ii. viele Angehörige der Minderheit, die das 
Gastland verlassen will, von Schwierigkei-
ten, die nicht nur auf Arbeitslosigkeit, son-
dern auch auf Ausländerfeindlichkeit und 
Rassismus zurückzuführen sind, zu diesem 
Entschluß bewogen werden; 
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iii. den Wanderarbeitnehmern die Reintegra-
tion wahrscheinlich dadurch erschwert 
wird, daß sich ihre Verbindungen zum Her-
kunftsland mit der Zeit gelockert haben; 

iv. die Rückkehr der Wanderarbeitnehmer, 
die eine Familie haben, für die meisten 
Kinder eine erste Migration mit allen da-
mit verbundenen Anpassungsschwierigkei-
ten darstellt; 

v. auch die Herkunftsländer von der Wirt-
schaftskrise betroffen sind, und viele von 
ihnen in besonderem Maße, so daß es für 
rückkehrwillige Wanderarbeitnehmer im-
mer schwieriger wird, ihren Entschluß zu 
verwirklichen; 

5. betont daher, daß sich die Regierungen der 
Aufnahmeländer aufgrund von rückkehrför-
dernden Politiken nicht zu einer Vernachlässi-
gung ihrer Integrationspolitiken verleiten las-
sen, sondern diese Politiken vielmehr verstär-
ken sollten; 

6. vertritt die Auffassung, daß beide Politiken als 
Voraussetzung für eine freie Entscheidung der 
Wanderarbeitnehmer Garantien für die Zu-
kunft der Arbeitnehmer und ihrer Familien 
bieten sollten; 

7. ist überzeugt, daß Gastländer, die Wanderar-
beitnehmern finanzielle Anreize zur Rückkehr 
bieten, ohne daß bilaterale Abkommen existie-
ren, eine gefährliche Lage schaffen: 

i. für die Betroffenen, da sie eine Entschei-
dung treffen könnten, ohne vorher die Be-
schäftigungsmöglichkeiten im Herkunfts-
land und die sich daraus ergebenden beruf-
lichen Anforderungen geprüft zu haben; 

ii. für die Herkunftsländer, da ihr Wirtschafts-
system und ihre Aufnahmeeinrichtungen 
für Arbeitnehmer und deren Familien ei-
nem starken Strom von Rückkehrern, der 
die sozio-ökonomischen Schwierigkeiten 
verschlimmern und somit zu neuen Wellen 
illegaler Auswanderung führen könnte, 
nicht gewachsen wären; 

8. ist sich bewußt, daß in den Aufnahmeländern 
sowohl Männer als auch Frauen erwerbstätig 
sind und daß beide nach ihrer Rückkehr in ihre 
Heimatländer möglicherweise weiterarbeiten 
möchten; 

9. bedauert, daß es die derzeitige Rechtslage in 
einigen Mitgliedstaaten immer noch ermög-
licht, Wanderarbeitnehmer, die behindert oder 
infolge eines Arbeitsunfalls Invaliden sind oder 
unter einer Berufskrankheit leiden und die auf 
Sozialhilfe angewiesen sind, auszuweisen, ob-
wohl es für die Betreffenden in ihren Her-
kunftsländern nicht immer angemessene medi-
zinische Versorgung, Krankenhaus- und, Reha-
bilitationseinrichtungen gibt; 

10. bedauert die schwierige Lage vieler älterer 
Wanderarbeitnehmer, deren Arbeitsjahre im 
Herkunftsland bzw. in den Aufnahmeländern 

nicht immer als anrechnungsfähige Jahre für 
die Gewährung von Sozialleistungen gelten; 

11. berücksichtigt die von der 2. Europäischen 
Konferenz der für Migrationsfragen zuständi-
gen Minister (Rom, 25. bis 27. Oktober 1983) er-
arbeiteten Vorschläge, die die Rückkehr der 
Wanderarbeitnehmer in das Herkunftsland be-
treffen; 

12. empfiehlt dem Ministerkomitee, 

a) die Regierungen der Gastländer aufzufor-
dern: 
i. die eingeleiteten Maßnahmen zur Er-

leichterung der Rückkehr von Wander-
arbeitnehmern in ihr Herkunftsland 
nicht als Grund anzusehen, um ihre An-
strengungen auf dem Gebiet der Inte-
gration einzustellen oder diese nicht zu 
verstärken; 

ii. durch Unterricht in der Muttersprache 
und Förderung der eigenen kulturellen 
Aktivitäten den Wanderarbeitnehmern 
und ihren Familien, einschließlich der 
Kinder, die Möglichkeit zu bieten, ihre 
Verbindungen zu den Herkunftslän-
dern aufrechtzuerhalten; 

iii. auf Anreize zur Rückkehr, wie z. B. Prä-
mien, zu verzichten, wenn dadurch die 
wirklichen Interessen der Arbeitneh-
mer unberücksichtigt bleiben oder 
wenn sich dies nachteilig auf die Wirt-
schaft der Herkunftsländer auswirken 
und somit die regionalen Ungleichge-
wichte in Europa durch eine Zunahme 
der illegalen Wanderbewegungen ver-
schärfen könnte; 

iv. den unveräußerlichen Charakter der 
Rechte anzuerkennen, die Wanderar-
beitnehmer in den Aufnahmeländern 
erwerben; 

v. den in ihre Herkunftsländer zurückge-
kehrten Wanderarbeitnehmern und ih-
ren Familien, insbesondere den Jugend-
lichen, im Rahmen bi- oder multilatera-
ler Abkommen oder konzertierter Poli-
tiken zur Kontrolle und Überwachung 
von Wanderbewegungen das Recht ein-
zuräumen, für eine Übergangszeit in 
das Gastland zurückzukehren; 

vi. älteren Personen und Wanderarbeit-
nehmern, die während ihres Aufent-
halts im Gastland Unfälle erlitten oder 
ihre volle Erwerbsfähigkeit verloren ha-
ben, 
1. die Bedingungen zu bieten, die auf-

grund ihres Gesundheitszustandes 
und zum Bestreiten des Lebensun-
terhalts erforderlich sind, falls sie 
im Aufnahmeland bleiben wollen; 

2. materielle Unterstützung zur Er-
leichterung ihrer Wiedereingliede-
rung in die Herkunftsländer zu ge-
währen, falls sie dorthin zurückkeh-
ren wollen; 
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b) die Regierungen der Herkunftsländer auf-
zufordern: 
i. die Möglichkeiten zu prüfen und geeig-

nete Maßnahmen zu ergreifen, um zu-
rückkehrenden jungen Wanderarbeit-
nehmern oder Familien die Wiederein-
gliederung und die Teilnahme am öf-
fentlichen Leben ihres Wohnortes in ei-
ner Weise zu erleichtern, die es ihnen 
ermöglicht, die im Ausland gemachten 
Erfahrungen auf erzieherischer, berufli-
cher, kultureller, sprachlicher und so-
zialer Ebene zu nutzen; 

ii. sicherzustellen, daß die zurückkehren-
den Wanderarbeitnehmer Anspruch auf 
die örtlichen Sozialleistungen haben 
und daß die im Aufnahmeland erworbe-
nen Ansprüche berücksichtigt werden; 

iii. für behinderte Wanderarbeitnehmer 
Aufnahme- und Integrationseinrichtun-
gen vorzusehen, die ihrer beruflichen 
und familiären Lage entsprechen; 

iv. die Gleichberechtigung von Mann und 
Frau gegebenenfalls durch gesetzliche 
Maßnahmen zu garantieren; 

c) die Regierungen der Gast- und Herkunfts-
länder aufzufordern: 
i. die Grundlagen der bilateralen Zusam-

menarbeit zu überprüfen und dabei ei-
ner regionalen Entwicklung im Her-
kunftsland Priorität zu verleihen, die 
1. Einzel- oder Gemeinschaftsprojekte 

umfassen sollte, an denen sich die 
Wanderarbeitnehmer mit Hilfe ei-
nes Kreditsystems, das im und vom 
Aufnahmeland eingerichtet wird, 
und durch ihre im Herkunftsland 
angelegten Ersparnisse beteiligen 
könnten; 

2. Beschäftigungsmöglichkeiten 	für 
junge Menschen bietet, deren Eltern 
Wanderarbeitnehmer sind und die 
im Aufnahmeland leben; sie könnten 
an den genannten Projekten als 
Fachkräfte für die technische Zu-
sammenarbeit mitwirken; 

ii. sicherzustellen, daß die Finanzierung 
bei Einzelprojekten in Absprache mit 
den rückkehrwilligen Wanderarbeit-
nehmern und bei Gemeinschaftsprojek

-

ten  in Abstimmung mit den Sozialpart-
nern erfolgt, wobei geeignete berufliche 
Ausbildungsmöglichkeiten immer vor-
handen sein müssen; 

iii. die Sozialpartner im Aufnahme- und 
Herkunftsland an der Ausarbeitung 
und Verwirklichung von bi- oder multi-
lateralen Abkommen über die Rück-
kehr von Wanderarbeitnehmern und 
deren Familienmitgliedern zu beteili-
gen; 

iv. das Europäische Übereinkommen über 
soziale Sicherheit aus dem Jahre 1972 
zu ratifizieren — sofern dies noch nicht 

geschehen ist — und die zur Verwirkli-
chung dieses Übereinkommens erfor-
derlichen Sozialabkommen zu schlie-
ßen, damit der Schutz der Rechte, die 
die Wanderarbeitnehmer im Sozialbe-
reich erworden haben oder erwerben, 
und die Zahlung von Sozialleistungen 
im Ausland gewährleistet sind; 

v. zur Information und Konsultation von 
Wanderarbeitnehmern Informations-
zentren einzurichten, die Auskunft über 
die Beschäftigungsmöglichkeiten im 
Herkunftsland geben; solche Zentren 
sollten sowohl in den Herkunfts- als 
auch in den Aufnahmeländern zur Ver-
fügung stehen und Verbindungen zu 
den Unternehmen und Institutionen un-
terhalten, die direkt mit Angebot und 
Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt befaßt 
sind; 

vi. in bilateralen Abkommen Klauseln vor-
zusehen, die für das Kapital, das von 
Unternehmen in die genannten Pro-
jekte investiert wird, Garantien bieten; 

vii. die Ressourcen des Wiedereingliede-
rungsfonds des Europarates zu erhö-
hen, die für arbeitsplatzschaffende Pro-
jekte in den benachteiligten Regionen 
der Herkunftsländer bestimmt sind; 

viii. die Tätigkeit freiwilliger Organisatio-
nen auf allen Ebenen zu unterstützen, 
die sich mit Wanderarbeitnehmern und 
insbesondere mit der Rückkehrproble-
matik befassen; 

ix. den Organisationen und Institutionen, 
die zur Finanzierung der Projekte bei-
tragen, das Recht und die Möglichkeit 
zu geben, die in den Herkunftsländern 
erzielten Ergebnisse zu bewerten. 

Freitag, 26. April 1985 

Tagesordnungspunkt: 

Frauen in der Politik 

(Drucksache 5370) 

Berichterstatter: Abg. Frau Hawlicek (Österreich) 

(Themen: Frauen in parlamentarischen Versamm-
lungen — Situation im Europäischen Parlament 
und in der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates — Wahlsysteme — Politische Parteien 
— Aktionen öffentlicher Einrichtungen — Aktionen 
in Mitgliedstaaten) 

Frau Fischer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Kolleginnen und Kollegen! Als neues Mitglied der 
deutschen Delegation bin ich besonders erfreut, in 
meiner ersten Rede vor diesem Hohen Haus zum 
Thema Frauen in der Politik einige Gedanken bei-
steuern zu können. 
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Die Bundesrepublik, Frau Hawlicek, hat jetzt zwei 
Frauen in der deutschen Delegation. 

Ich möchte mich als erstes bei der Kommission, ins-
besondere bei Frau Hawlicek ganz herzlich bedan-
ken. Ich möchte Frau Hawlicek zu diesem hervorra-
genden Bericht wirklich voller Bewunderung gratu-
lieren, der, so meine ich, auch den nationalen Parla-
menten und vor allem den Frauenorganisationen, 
den Frauenverbänden und den politischen Parteien 
weithin bekanntgemacht werden sollte. Denn ich 
denke, dieser Bericht wird uns allen bei unseren 
nationalen Diskussionen und auch Forderungen 
sehr hilfreich sein. 

Ich darf zu einigen Punkten des Berichts ergän-
zende Bemerkungen machen, zumal meine Partei, 
die Christlichen Demokraten, im vergangenen Mo-
nat etwas getan hat, was, glaube ich, kaum je eine 
Partei zustande gebracht hat. Sie hat nämlich im 
Rahmen ihres Parteitags einen ganz großen Frau-
enkongreß gemacht. Sie hat zusätzlich zu den 750 
Delegierten des Bundesparteitags 500 Frauen als 
Gäste eingeladen und einen ganzen Tag mit ihnen 
über die Frage „Frauen in der Politik" diskutiert, 
ich hätte fast gesagt: verhandelt. 

Wir haben dazu einen Antrag über „Eine neue Part-
nerschaft in Beruf, Familie und Gesellschaft" verab-
schiedet. Wir denken, wir sollten auf diesem Weg 
fortfahren. Denn wir sind uns doch wohl alle dar-
über im klaren, daß die Frauen die einzige Mehr-
heit auf der Welt sind, die in unserem politischen 
wie in unserem sozialen Leben wie eine Minderheit 
behandelt wird und sich trotz aller Fortschritte, die 
in Sachen Gleichberechtigung in den letzten Jahren 
gemacht worden sind, leider auch noch so behan-
deln läßt. 

Unsere Gesellschaft, die seit über zehn Jahren 
daran gewöhnt ist, mit ihren Ressourcen besonders 
sparsam und pfleglich umzugehen, leistet sich ei-
gentlich eine Verschwendung an menschlichen Res-
sourcen, indem sie die Talente und Begabungen vie-
ler Frauen brachliegen läßt. Das gilt für alle Berei-
che, nicht nur für die Politik. 

Ich erinnere an den Club of Rome, der für die 80er 
Jahre im Jahr 1979 einen Bericht „Das menschliche 
Dilemma" veröffentlicht hat, in welchem der fol-
gende aufrüttelnde Satz steht: 

Ein Aspekt, den man noch eingehender erfor-
schen müßte, wäre der, daß eine Mutter, die Jahre 
damit verbracht hat, ihre Kinder zu versorgen 
und zu erziehen, aus Sorge um die Zukunft eben 
dieser Kinder — und der jungen Generation — 
stärker langfristige Konsequenzen bedenken 
würde als die Männer, die durchschnittlich nur 
zwölf Minuten pro Tag für Kinderpflege und 
-erziehung aufwenden und die auf Grund ihrer 
andersartigen Lebenserfahrungen möglicher-
weise weniger zukunftsbewußt denken. 

Wenn das so wäre, so wäre es eine revolutionäre 
Aussage. Der darin liegenden Herausforderung 
müßten wir uns alle stellen. Wir müssen alle unser 

Zusammenleben nach den Prinzipien der Freiheit, 
der Solidarität und der Gerechtigkeit ordnen. Ich 
denke, diese Revolution wird sicherlich nicht auf 
der Straße und sicherlich nicht mit Waffengewalt 
ausgetragen, sondern sie ist eine Anfrage an die 
kulturelle Kraft eines Volkes, gemeinsam die Zu-
kunft zu gestalten. 

Wir haben — und Frau Hawlicek tut das in ihrem 
Bericht mit einer großen Genauigkeit — die Ursa-
chen für die geringe Repräsentanz von Frauen in 
den Parteigremien zu beklagen. Die Berichterstat-
terin spricht auch die einseitige Aufgabenvertei-
lung in der Familie an: Die Frauen tragen allein die 
Verantwortung für Kindererziehung und Hausar-
beit, und das beeinträchtigt vor allen Dingen für 
junge Frauen die Möglichkeiten, an der Gestaltung 
des öffentlichen Lebens mitzuwirken. 

Wir wissen auch, daß die Gestaltung von Politik 
vielfach männlich strukturiert ist und daß es für 
Frauen von daher bisweilen einen Umdenkungspro-
zeß gibt. Aber Frau van der Werf-Terpstra hat ja 
schon sehr deutlich darauf hingewiesen, daß wir 
eigentlich gar nicht diese Art von Verhaltensweisen 
kopieren wollen; was wir in die Arbeit von Parteien 
einbringen wollen, ist vielmehr unser ganz persönli-
cher Beitrag. 

Ich möchte sagen, die Politik sollte auf den Sachver-
stand und auf die Lebenserfahrung von Frauen 
nicht verzichten. Frauen waren stets in besonderer 
Weise für die Erhaltung und für die Weitergabe der 
Kulturinhalte eines Volkes an die nachfolgenden 
Generationen verantwortlich. Dies dürfte die Ursa-
che dafür sein, daß Fragen des Verhältnisses von 
Kultur und Politik und Forderungen nach Neube-
sinnung auf geistige Grundlagen unseres gesamten 
Lebens gerade auch von Frauen aufgeworfen bzw. 
erhoben werden, und ich denke, daß die Frauen 
gerade dazu einen ganz beachtlichen Beitrag lei-
sten können. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Wenn ich an den Bericht der 
lieben Kollegin Hawlicek denke, dann fällt mir — 
auch und gerade angesichts dieser Diskussion hier 
— ein Märchen, ein deutsches Volksmärchen ein, 
nämlich das Märchen von der Prinzessin auf der 
Erbse. Damit meine ich nicht die Kollegin Hawli-
cek, sondern das, was dieses Märchen aussagt, näm-
lich daß es vor allem Frauen gibt, die sehr empfind-
sam sind, die mehr spüren als andere, daß irgend 
etwas nicht in Ordnung ist. 

Das kommt auch in dem Bericht der Kollegin Haw-
licek zum Ausdruck, und zwar dort, wo sie Zahlen 
darüber anführt, wie die Mitgliedschaft von Frauen 
in den einzelnen Parlamenten aussieht. Man sollte 
hier aber, um im Bild zu bleiben, nicht in Erbsen-
zählerei verfallen. Denn ich jedenfalls gehe davon 
aus, daß es den Frauen, wenn sie in der Politik tätig 
sind, nicht auf Quantität, sondern auf Qualität an-
kommt. Im übrigen, liebe Frau Kollegin Hubinek, 
kann beim Erbsenzählen leicht ein falscher Ein-
druck entstehen. Die Kollegin Hawlicek hat hier 
gesagt, daß Island unter den skandinavischen Län-
dern insofern auffalle, als es nicht zu denen gehöre, 
in denen ein hoher Anteil von Frauen im Parlament 
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vertreten sei. In diesem Zusammenhang hat man 
aber vergessen, darauf hinzuweisen, daß Island 
eine Staatspräsidentin hat; sie müßte man hier 
ebenfalls nennen. 

Lassen Sie mich noch auf etwas hinweisen, was mir 
im politischen Bereich von Bedeutung zu sein 
scheint: Ich meine, daß Frauen in der Politik viel 
mehr Einfluß haben, als sie selbst glauben, nämlich 
dadurch, daß sie Männer beraten. Das wird zwar 
immer wieder als nicht sehr bedeutsam angesehen, 
aber ich glaube, daß das nicht der Wirklichkeit ent-
spricht. Ich war zwar vor kurzem nicht — wie der 
Kollege Tummers — in Wien, aber ich war auf Ma-
dagaskar, in einem Land, in dem die letzten drei 
Herrscher vor der Kolonialzeit Frauen, Königinnen 
waren. Dort, auf Madagaskar, spielen die Frauen 
auch heute noch eine ganz große Rolle. Seine Ver-
fassung ist fast noch eine Matriarchatsverfassung, 
obwohl im Parlament keine Frauen vertreten sind. 
Nun kann man durchaus geteilter Meinung darüber 
sein, welche Macht das Parlament in Madagaskar 
hat — es gibt dort keine Demokratie in unserem 
Sinne —, daß aber die Frauen in der Politik eine 
große Rolle spielen, konnte ich dort durchaus fest-
stellen. Meine lieben Kollegen, sowohl in der deut-
schen als auch in der englischen Sprache ist das 
Wort „Küchenkabinett" gebräuchlich. Darunter ver-
steht man, daß zum Beispiel ein Premierminister — 
neben dem eigentlichen Kabinett — eine Gruppe 
weiterer Berater hat. Das müssen zwar nicht immer 
Frauen sein, aber daß man den Begriff „Küchenka-
binett" in diesem Zusammenhang geprägt hat, 
zeigt, daß Frauen in der Politik doch einen ganz 
außerordentlichen Einfluß haben. 

Was die Gleichstellung der Frauen angeht, so 
macht mir der Umstand, daß die Gleichstellung von 
Frauen vor allem in der bezahlten Arbeit nach wie 
vor in fast keinem Land gegeben ist, sehr große Sor-
ge. Auch glaube ich, daß man in der Politik noch 
immer nicht die Bedeutung der Rolle der Frau als 
Mutter und die damit verbundene doppelte Bela-
stung erkannt hat. Deswegen ist es notwendig, ge-
rade den Müttern durch ein sogenanntes Erzie-
hungsgeld oder durch ein Gehalt für die Zeit der 
Kindererziehung entsprechenden Freiraum zu 
schaffen, damit sie Zeit haben, sich neben ihrer 
Doppeltätigkeit in der Politik zu engagieren. Denn 
ich bin der Meinung, daß Politik bei verstärkter 
Mitwirkung von Frauen menschlicher wird, weil 
nur die Gleichberechtigung der Geschlechter bzw. 
die gleiche Machtausübung der Geschlechter im po-
litischen Raum diese Menschlichkeit herstellen 
kann. Dann werden auch Gesetze verabschiedet 
werden, die die Ungleichheiten, die wir zum Bei-
spiel im Arbeitsleben haben, endgültig beseitigen 
können. 

Empfehlung 1008 (1985) 

betr. Frauen in der Politik 

Die Versammlung 

1. erinnert an ihre Empfehlung 741 (1974) über 
die Rechtsstellung der Frau und an die Ent

-

schließung 606 (1975) über die Rechte und die 
Stellung der Frau in der Politik; 

2. vertritt die Auffassung, daß es durch das Inter-
nationale Jahr der Frau 1975 und die Frauende-
kade der Vereinten Nationen gelungen ist, die 
Aufmerksamkeit eines Teils der Öffentlichkeit 
auf die Stellung der Frau in der modernen Ge-
sellschaft zu lenken; 

3. ist sich bewußt, daß Frauen in Europa noch 
immer Opfer vielfältiger Diskriminierungen 
sind, und ist überzeugt, daß gesellschaftliche 
Veränderungen sich so langsam vollziehen, daß 
nur dann mit wirklichen Fortschritten in einem 
angemessenen Zeitraum zu rechnen ist, wenn 
energische Maßnahmen seitens des Gesetzge-
bers ergriffen werden; 

4. vertritt die Auffassung, daß die Frauen, die 
diese Diskriminierungen am besten kennen, in 
den nationalen Parlamenten nicht in ausrei-
chendem Maße repräsentiert sind, weil sie in 
den politischen Parteien, Gewerkschaften und 
Regierungsbehörden noch immer nicht ange-
messen vertreten sind; 

5. stellt fest, daß das Aktionsprogramm für die 
zweite Hälfte der Frauendekade der Vereinten 
Nationen betont, daß es angebracht ist, die Mit-
wirkung von Frauen in politischen Organen 
und ihre Laufbahn in der öffentlichen Verwal-
tung zu fördern; 

6. bekräftigt, daß der Europarat sich weiterhin für 
die Entwicklung und den Fortschritt der demo-
kratischen Institutionen einsetzen muß; 

7. berücksichtigt die bedeutende Arbeit, die in 
den vergangenen Jahren im Europarat, insbe-
sondere im Komitee für die Gleichstellung von 
Frau und Mann (CAHFM), im Hinblick auf die 
Verwirklichung der rechtlichen und faktischen 
Gleichstellung der Geschlechter geleistet wor-
den ist; 

8. begrüßt die wissenschaftlichen Untersuchun-
gen über die Lage der Frau im politischen Le-
ben in Europa als bedeutenden Beitrag zu ei-
nem besseren Verständnis und einer gründli-
cheren Kenntnis der derzeitigen Rolle und Stel-
lung der Frau im politischen Leben der Mit-
gliedsländer des Europarates; 

9. fordert die politischen Parteien und die Ge-
werkschaften auf, sicherzustellen, daß Frauen 
in ihren leitenden Gremien zumindest propor-
tional zu ihrer Mitgliederzahl vertreten sind; 

10. empfiehlt dem Ministerkomitee, die Regierun-
gen der Mitgliedstaaten aufzufordern: 

a) wo dies noch nicht geschehen ist, Einrich-
tungen, vorzugsweise ein Ministerium oder 
Staatssekretärsamt zu schaffen, dessen Auf-
gabe es ist, Programme zur Verwirklichung 
der Gleichberechtigung zwischen Mann und 
Frau durchzuführen; 

b) solche Einrichtungen mit den Befugnissen, 
finanziellen Mitteln und dem Personal aus- 
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zustatten, die zur Verwirklichung ihrer Ziele 
erforderlich sind, wobei es vor allem darauf 
ankommt, die Mitwirkung der Frauen am 
politischen Leben unter dem Gesichtspunkt 
der Gleichberechtigung zu erleichtern; 

c) durch entsprechende Maßnahmen zu ge-
währleisten, daß Frauen in allen von den 
öffentlichen Behörden eingerichteten Gre-
mien in angemessener Weise vertreten sind, 
und zu diesem Zweck Programme zu verab-
schieden, durch die der Anteil der Frauen in 
diesen Gremien erhöht werden soll; in die-
sen Programmen sollte die Zielsetzung, ein 
realistischer Zeitplan und eine angemes-
sene Strategie zur Verwirklichung des Ziels 
enthalten sein; 

d) in der öffentlichen Verwaltung besondere 
Programme einzurichten in bezug auf die 
Einstellung und die Ausbildung von Frauen 
sowie die Besetzung von qualifizierten Stel-
len und Führungspositionen mit Frauen, 
insbesondere in Bereichen, in denen diese 
nicht traditionell vertreten sind. 

Tagesordnungspunkt: 

Der Entwurf einer Europäischen Konvention 
über die Anerkennung der Rechtspersönlich

-

keit der internationalen nichtstaatlichen Or

-

ganisationen 

(Drucksache 5315) 

Berichterstatter: Abg. Sir Dudley Smith (Vereinig- 
tes Königreich) 

(Themen: Nichtstaatliche Organisationen, die nicht 
gewinnorientiert sind und deren Tätigkeit von in-
ternationalem Nutzen ist — Satzungsgemäßer und 
tatsächlicher Sitz — Mangelnde staatliche Unter-
stützung von internationalen Rechtsinstrumenten, 
die den Grundsatz des satzungsgemäßen und tat-
sächlichen Sitzes behandeln) 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Präsident! Ver-
ehrte Kolleginnen! Meine Herren Kollegen! Der 
vorliegende Entwurf einer Stellungnahme zum Ent-
wurf einer Europäischen Konvention über die Aner-
kennung der Rechtspersönlichkeit internationaler 
nichtstaatlicher Organisationen bringt mit Recht 
zum Ausdruck, daß es notwendig ist, innerhalb des 
Europarates, soweit das möglich erscheint, Rechts-
vereinheitlichung zu schaffen. 

Diese Vereinheitlichungsbemühungen sind — das 
betone ich mit großem Nachdruck — ein Dienst am 
Bürger, der schon heute an der verwirrenden Viel-
falt der Rechtsvorschriften seines eigenen Staats-
wesens oft verzweifelt und der die zusätzliche Viel-
falt des — so kann man beinahe schon sagen — 
europäischen Normenwaldes kaum noch zu durch-
dringen vermag. 

Das gilt auch für solche Bürger, die sich zur Verfol

-

gung uneigennütziger Ziele zu internationalen pri

-

vaten Vereinigungen zusammenschließen. Ich 
denke hier an mehrere größere oder kleinere Men-
schenrechtsvereinigungen, in denen sich engagierte 
Bürger für unterdrückte und leidende Mitmen-
schen in Europa und außerhalb Europas einsetzen. 
Ähnliches gilt für humanitäre Organisationen, für 
kirchliche Vereinigungen oder für viele andere Be-
reiche von Zusammenschlüssen der Bürger über 
nationale Grenzen hinweg. 

Schon aus Haftungsgründen bedürfen derartige 
Vereinigungen in der Regel der Rechtspersönlich-
keit in allen Ländern, in denen sie ihr Wirken ent-
falten. Es sollte unsere Aufgabe sein, ihnen alles — 
erlauben Sie, daß ich dies hier so salopp sage — an 
unnötigem Papierkrieg zu ersparen, was ihnen ver-
nünftigerweise erspart werden kann. 

Die hier im Entwurf zur Stellungnahme vorlie-
gende Konvention versucht, einen Schritt zur 
Rechtsvereinheitlichung zu tun, den ich für sehr 
begrüßenswert halte. Natürlich stoßen bestimmte 
Vorschriften dieses Entwurfes auf Bedenken. Von 
einigen Mitgliedstaaten, auch von meinem eigenen 
Land, der Bundesrepublik Deutschland, wird kriti-
siert, daß die Konvention über die Anerkennung 
der Rechtspersönlichkeit von internationalen 
nichtgouvernementalen Organisationen an das 
Recht des Landes des satzungsmäßigen Sitzes an-
knüpft, nicht an das Recht des Landes, in dem die 
Organisation den tatsächlichen Schwerpunkt der 
Entfaltung ihrer Arbeit unterhält. 

Diese Kritik ist nicht aus der Luft gegriffen. Die 
Befürchtung kann nicht ganz unterdrückt werden, 
daß formale, satzungsmäßige Sitze von Organisatio-
nen in ihre Satzungen hineingeschrieben werden, 
die in den Ländern liegen, deren Rechtsordnung 
einfach zu erfüllende Anforderungen an die Rechts-
persönlichkeit von rechtsfähigen Vereinen stellt. 

Dieser Befürchtung, meine Damen und Herren, 
sollte jedoch nicht dadurch begegnet werden, daß 
die im Entwurf vorliegende Konvention verworfen 
wird. Produktiver wäre es, wenn sich der Europarat, 
seine parlamentarische Versammlung, insbeson-
dere der Rechtsausschuß, darüber Gedanken ma-
chen würde, wie auch die Bestimmungen über die 
Anerkennung der Rechtspersönlichkeit privater 
Vereinigungen in unseren Ländern vereinheitlicht 
werden können. Gelänge dies, dann würde wohl 
auch die Haltung jener Staaten verändert werden, 
die dem Konventionsentwurf heute noch mit gro-
ßen Bedenken gegenüberstehen. 

Ich finde auch die Überlegungen unseres Kollegen 
Dupont recht erwägenswert, die er hier vorhin zum 
Ausdruck gebracht hat, ob nicht der Europarat 
selbst durch eine seiner vorhandenen Organe die 
Zulassung oder Anerkennung der Rechtspersön-
lichkeit solcher Organisationen übernehmen könn-
te. 

Aus diesen Gründen, meine Damen und Herren, 
werde ich — unter Überwindung an sich berechtig-
ter Bedenken — den vorliegenden Entwurf einer 
Stellungnahme unterstützen. 
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Ich spreche dem Kollegen Sir Dudley Smith meinen 
herzlichen Dank für seine Arbeit und die seiner 
Kollegen im Rechtsausschuß und im Ausschuß für 
die Beziehungen zu den nationalen Parlamenten 
aus. 

Möge die Konvention eine breite Übernahme durch 
unsere Mitgliedstaaten finden — als Beitrag des 
Europarats zu einer einfacheren und durchschauba-
reren Rechtsordnung in Europa. 

Ich danke Ihnen. 

Stellungnahme 123 (1985) 

betr. den Entwurf einer Europäischen Konvention 
über die Anerkennung der Rechtspersönlichkeit 
internationaler nichtstaatlicher Organisationen 

Die Versammlung 

1. hat den Entwurf einer Europäischen Konven-
tion über die Anerkennung der Rechtspersön-
lichkeit internationaler nichtstaatlicher Orga-
nisationen geprüft, der im Europarat unter Ver-
antwortung des Ministerkomitees ausgearbei-
tet wurde; 

2. berücksichtigt, daß die Konvention auf nicht

-

gewinnorientierte nichtstaatliche Organisatio-
nen von internationalem Nutzen Anwendung 

finden wird, die in mehreren Staaten tätig 
sind; 

3. ist sich bewußt, daß die Rechtspersönlichkeit 
und Rechtsfähigkeit, die eine nichtstaatliche 
Organisation in dem Vertragsstaat erworben 
hat, in dem sie ihren Sitz hat, durch die Kon-
vention auch in den anderen Vertragsstaaten 
Rechtsgültigkeit erhält; 

4. ist sich daher bewußt, daß der Konventionsent-
wurf den internationalen nichtstaatlichen Or-
ganisationen die Möglichkeit gibt, im Ausland 
die gleiche Rechtspersönlichkeit und Rechtsfä-
higkeit zu genießen wie im Inland; 

5. vertritt die Auffassung, daß die internationalen 
nichtstaatlichen Organisationen eine nützliche 
Rolle spielen und einen bedeutenden Beitrag 
zur Arbeit des Europarates leisten; 

6. begrüßt den Konventionsentwurf, billigt seine 
Bestimmungen und bringt die Hoffnung zum 
Ausdruck, daß er bald zur Unterzeichnung und 
Ratifizierung durch die Mitgliedstaaten des Eu-
roparates aufgelegt und von möglichst vielen 
Mitgliedstaaten unterzeichnet und ratifiziert 
wird; 

7. bringt ihre Anerkennung darüber zum Aus-
druck, daß das Ministerkomitee der Versamm-
lung den Konventionsentwurf zur Stellung-
nahme unterbreitet hat. 


